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Vorwort 

Martin Heidenreich, Jürgen Kädtler und Jannika Mattes 

Innovationen greifen immer häufiger auf verteilte Wissensbestände zurück, da Un-
ternehmen nicht all die Kompetenzen intern bereithalten können, die für Innova-
tionen erforderlich sind. Eine zentrale Frage für den Erfolg von Innovationspro-
zessen ist daher, wie Unternehmen den Zugriff auf externe Wissensbestände orga-
nisieren und diese für innerbetriebliche Innovationsprozesse nutzen. Lernprozesse 
müssen über organisatorische, räumliche, funktionale und fachdisziplinäre Grenzen 
hinweg organisiert werden – insbesondere in der Zusammenarbeit von wissenspro-
duzierenden und -anwendenden Unternehmen, von Zulieferern, Kunden, unter-
schiedlichsten wissensbasierten Dienstleistern, Forschungs- und Entwicklungszent-
ren und Hochschulen. Entscheidend ist, wie das in diesen Kollaborationen erwor-
bene Wissen innerbetrieblich nutzbar gemacht werden kann. Hierbei ergibt sich für 
Unternehmen ein spezifisches Rekontextualisierungsproblem, das darauf beruht, 
dass die Möglichkeiten und Voraussetzungen der Adaption des extern erzeugten 
Wissens an geteilte Erfahrungen der Akteure und an den spezifischen Kontext der 
Organisation, in der das Wissen erzeugt wurde, gebunden sind. Dieses extern er-
zeugte, in Handlungsroutinen, Produkten, Dienstleistungen und Dokumenten 
inkorporierte Wissen muss daher unter Rückgriff auf kontextspezifische, subjektive 
Erfahrungen, Vorstellungen und Fähigkeiten der beteiligten Akteure vermittelt, 
(re-)kontextualisiert und neu kombiniert werden. In der Lösung dieser Rekontextu-
alisierungsprobleme liegt die besondere Herausforderung kollaborativer Innova-
tionsprozesse.  

Ausgangspunkt des Projekts „Kollaborative Innovationsprozesse“ (COLLIN), 
dessen Ergebnisse in den Beiträgen dieses Bandes vorgestellt werden sollen, war die 
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Annahme, dass hierarchische, marktliche, netzwerkartige und gemeinschaftliche 
Governance-Formen bei der Adaption externen Wissens eine zentrale Rolle spielen. 
Die Annahme war, dass sich die Governance-Formen vor allem in zweierlei Hinsicht 
voneinander unterscheiden lassen: wir nahmen erstens an, dass sie sich in Bezug auf 
die Aneignung des Entstehungskontextes des externen Wissens unterscheiden. So 
nahmen wir an, dass Hierarchie und Netzwerke eine Möglichkeit darstellen, nicht 
nur auf die in Produkten, Dienstleistungen und Dokumenten vergegenständlichten 
Formen von Wissen zuzugreifen, sondern auch Zugriff auf den Entstehungskontext 
zu erlangen. Markt und Gemeinschaft hingegen schließen – so unsere Anfangsan-
nahme – einen Zugriff auf den Entstehungskontext aus. Mit dieser Unterscheidung 
war die Erwartung verknüpft, dass der Zugriff auf den Entstehungskontext des ex-
ternen Wissens die Rekontextualisierung prinzipiell vereinfacht. Zweitens nahmen 
wir einen Unterschied in Bezug auf die proprietäre Nutzung des externen bzw. kol-
laborativ geschaffenen Wissens an. Märkte und Hierarchie stellen annahmegemäß 
sicher, dass Wissen proprietär bleibt und von Unternehmen exklusiv genutzt werden 
kann. Netzwerke und Gemeinschaft hingegen beruhen – in unterschiedlichem 
Grad – auf geteilten Wissensbeständen und nicht exklusiv nutzbaren Kollabora-
tionsergebnissen. 

Diese Annahmen haben ein Göttinger und ein Oldenburger Team in insgesamt 
17 Fallstudien von 2012–2016 in der deutschen IT- und Windenergieindustrie em-
pirisch überprüft. Hierbei bestätigten sich die soeben formulierten Erwartungen nur 
teilweise. So erwies sich der Zugriff auf den Entstehungskontext nur als begrenzt 
relevant für die Rekontextualisierung externen Wissens. Wesentlich entscheidender 
ist die Möglichkeit der Akteure, geteilte Deutungsschemata im Verlauf der Kollabo-
ration herzustellen. Die präsentierten Fälle verweisen jedoch nicht nur auf die prin-
zipielle Relevanz geteilter Deutungsschemata für die Rekontextualisierungspraxis, 
sondern es zeigen sich auch z.T. erhebliche Unterschiede zwischen den Governan-
ce-Formen. Während Hierarchie und Gemeinschaft gute Voraussetzungen für die 
kollaborative Aushandlung interpersonal geteilter Deutungsschemata schaffen, wird 
dies durch markt- und netzwerkförmige Koordinationsmuster eher erschwert. 
Hingegen konnten die Fallstudien die zentrale Bedeutung der zweiten hier betrach-
teten Dimension, der Proprietät des erzeugten Wissens, belegen. Die Exklusivität 
des Zugriffs in Marktbeziehungen trägt zur Stabilisierung von Kooperationsbezie-
hungen bei, wohingegen netzwerkförmige Kooperationen durch das spannungsrei-
che Nebeneinander von Konkurrenz und Kooperation leiden. Auch bei Hierarchie 
schafft die Exklusivität des Wissens, die mit der Internalisierung einhergeht, eine 
wichtige Grundlage für die Kollaboration. Bei Gemeinschaften schließlich ist die 
Offenheit des Wissens im Rahmen der OSS Community geradezu eine Grundbe-
dingung für das Funktionieren der gemeinschaftlichen Selbststeuerung und der Fä-
higkeit, verteilte Wissensbestände zu integrieren. Die Ergebnisse dieses Projektes 
werden im Folgenden ausführlich dokumentiert. 
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1. Kollaborative Innovationen 
Die innerbetriebliche Nutzung externer 
Wissensbestände in vernetzten 
Entwicklungsprozessen1 

Martin Heidenreich und Jannika Mattes (unter Mitarbeit von Volker Wittke�g, 
Heidemarie Hanekop, Patrick Feuerstein und Thomas Jackwerth) 

Gegenwärtige Gesellschaften können verstanden werden als Wissensgesellschaften, 
die durch die zentrale Rolle von Innovationen im Sinne der Hervorbringung neuer 
Produkte, Dienstleistungen und Verfahren gekennzeichnet sind (Heidenreich 2003). 
Damit kommt Innovationsprozessen ein zentraler Stellenwert für die Entwicklungs-
dynamik dieser Gesellschaften zu (Wittke 1995; Buss & Wittke 2001). Innovationen 
entstehen durch eine Neukombination von Wissensbeständen (Schumpeter 1935; 
Kline & Rosenberg 1986). Sie können definiert werden als „new creations of econo-
mic significance of a material or intangible kind. They may be brand new but are 
more often new combinations of existing elements.“ (Edquist 2001, S. 219) Die 
zentrale Voraussetzung für die kontinuierliche Hervorbringung von Innovationen 
ist deshalb die organisatorische Fähigkeit zur systematischen (Re-)Kombination he-
terogener technischer, fachdisziplinärer und professioneller Wissensbestände 
(Powell & Snellman 2004; Rammert 2002, 2003; Gläser et al. 2004). 

Im Folgenden werden zunächst die Bedeutung von verteilten Wissensbeständen 
(Abschnitt 1) und die damit verbundene Herausforderung der innerbetrieblichen 
                                                      
1 Diese Einleitung stützt sich auf unseren gemeinsam mit Volker Wittke verantworteten Projektantrag, 
der auch als Arbeitspapier verfügbar ist (Wittke et al. 2012).  
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Nutzung externer Kompetenzen herausgearbeitet (Abschnitt 2). Anschließend wer-
den marktliche, hierarchische, netzwerkartige und gemeinschaftsbasierte Formen 
des Umgangs mit diesen Herausforderungen diskutiert (Abschnitt 3). Danach wer-
den die Besonderheiten, die Stärken und die Schwächen dieser vier Formen des Um-
gangs mit externem Wissen diskutiert (Abschnitt 4). Wir schließen mit einer kurzen 
Vorstellung der Beiträge zu diesem Band (Abschnitt 5). 

1.1 Vernetzte Wissensproduktion und die betrieblichen 
Herausforderungen im Umgang mit externem Wissen 

1.1.1 Wissen und Innovationen 
Wissen und auch Wissensbestände werden hier nicht als Menge allgemeingültiger, 
wahrer Aussagen über die Welt begriffen. In Anlehnung an Luhmann (1995) wird 
Wissen vielmehr als „lernbereite“ Deutungsschemata verstanden, die den natürli-
chen und sozialen Lebensbedingungen der Menschen einen Sinn geben und die ihr 
praktisches Verhalten regeln (Heidenreich 2003). Allerdings ist Wissen keine subjek-
tive, beliebig konstruierbare Vorstellung. Von anderen kulturellen Schemata unter-
scheidet sich Wissen durch die Gewissheit, dass sich unsere Vorstellungen auf eine 
Wirklichkeit beziehen, die unabhängig von unserem Denken existiert (vgl. zu dieser 
„Realitätsgewissheit“ Luhmann 1995, S. 166). Wissen ist erstens mit überprüfbaren 
Wahrheitsansprüchen verbunden; unterstellt wird eine „Wirklichkeit“, über die in-
tersubjektiv geteilte, überprüf- und falsifizierbare Aussagen getroffen werden kön-
nen. Diese intersubjektiv geteilten Vorstellungen beziehen sich allerdings immer nur 
auf einen bestimmten sozialen Kontext: „Was diesseits der Pyrenäen Wahrheit ist, 
ist jenseits Irrtum“ (Blaise Pascal, 1623–1662). Zweitens gilt Wissen nicht ein für alle 
Mal; Lernen ist möglich. Somit ist Wissen veränderlich. Drittens kann Wissen auf 
unterschiedliche Weise auf Dauer gestellt werden. Im betrieblichen Kontext kann es 
beispielsweise in Produkten, Dienstleistungen, Technologien oder formalen Be-
schreibungen, aber auch in den Erfahrungen, Vorstellungen, Fähigkeiten, Kompe-
tenzen und Routinen der Organisationsmitglieder verankert sein.  

 

1.1.2 Verteiltes Wissen 
In Abhängigkeit vom jeweils verwendeten „Technisierungsmedium“ können ver-
schiedene Wissensarten unterschieden werden – beispielsweise habitualisierte Wis-
sensformen, die oftmals als Kompetenzen bezeichnet werden und auf die Individuen 
bei der alltäglichen situativen Bewältigung von Routineproblemen zurückgreifen 
(vgl. Böhle 2010), organisatorische Routinen (Formalisierung), in Sachtechniken oder 
Algorithmen verankerte Wissensbestände (Technisierung; vgl. Rammert 2002, 2003), 
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oder als selbstverständlich geltende oder durch Professionen und wissenschaftliche 
Disziplinen legitimierte Regeln (Institutionalisierung; vgl. Berger et al. 2009). Durch 
diese gewohnheitsmäßige, normative, technische, kognitive, professionelle oder wis-
senschaftliche Verankerung erhält Wissen einen objektivierten, verdinglichten Cha-
rakter, der die Rede von „Wissensbeständen“, „Wissenserzeugung“ oder „Wissens-
produzent“ rechtfertigt. In der o.g. konstruktivistischen Perspektive verweist der 
Begriff der Wissensbestände somit auf als selbstverständlich unterstellte Annahmen 
über die Wirklichkeit, die solange nicht hinterfragt werden, wie sie sich in der prak-
tischen Anwendung bewähren. Wenn diese Annahmen also scheitern sollten (etwa 
weil ein Computerprogramm, eine Maschine, eine etablierte Routine oder ein Ex-
perte nicht wie geplant „funktionieren“), dann werden die prinzipiell jederzeitige 
Hinterfragbarkeit, Veränderbarkeit und Revidierbarkeit von Wissen deutlich. Ein 
„Wissensbestand“ ist somit nur eine riskante, provisorische Unterstellung, die die 
mit Wissen verbundenen Risiken des Nichtwissens, des Scheiterns und des Irrtums 
ausblendet, um handlungs- und entscheidungsfähig zu bleiben (Willke 1998, S. 161).  

Unternehmen sehen sich demnach mit komplexen Wissensbeständen konfron-
tiert und stehen vor der Herausforderung, diese in Innovationsprozessen zu nutzen. 
Gleichzeitig wird das allgemeine Problem der Heterogenität der für Innovationen 
erforderlichen Wissensbestände potenziert durch die Unmöglichkeit, alles erforder-
liche Wissen in einem Unternehmen zu konzentrieren: „(T)he locus of knowledge 
creation does not necessarily equal the locus of innovation“ (Enkel et al. 2009, S. 
312). Die für Innovationen erforderlichen Wissensbestände sind vielfach schon 
vorhanden, aber auf unterschiedliche Organisationen, Standorte, Berufsgruppen, 
Länder oder Fachdisziplinen verteilt und dort auch sozial verankert (Fagerberg 2005; 
Teece 2000). Dies ist zunächst kein neues Phänomen, da an Innovationen immer 
sehr unterschiedliche Akteure und Institutionen beteiligt sind: „[The industrial inno-
vation] is moreover distributed between heterogeneous institutions, like science, 
economy and the state. It is pushed and pulled by a highly diverse spectrum of actors 
from university departments over governmental research institutes to risk capita-
lists“(Rammert 2006). Darüberhinaus sprechen zumindest drei Argumente dafür, 
dass das für Innovationen relevante Wissen zunehmend weniger innerhalb eines 
einzelnen Unternehmens konzentriert sein kann: Zum einen können Unternehmen 
das für Innovationen erforderliche Wissen (insbesondere in Gestalt vertikal inte-
grierter FuE-Kapazitäten) nicht mehr vollständig innerhalb des Betriebs bereithal-
ten, da grundlegende Innovationen immer voraussetzungsvoller werden: Durch den 
technologischen Wandel gewinnen Wissensbestände an Bedeutung, die bislang in 
den jeweiligen Unternehmen und Branchen keine Rolle spielten und intern nicht 
verfügbar sind – beispielsweise Wissen über die Entwicklung und das Management 
von Batterien oder Brennstoffzellen in Automobilunternehmen, die stärker auf elek-
trische Antriebe setzen. Dieses neue, zusätzlich benötigte Wissen muss aus externen 
Quellen gewonnen und in die interne Wissensbasis integriert werden. In dieselbe 
Richtung wirkt zweitens die zunehmende Bedeutung wissensintensiver Dienstleis-
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tungen (Marketing, IT-Leistungen, Ingenieurleistungen, Beratung, Investmentban-
king, Rechtsberatung, Patentwesen …), die nicht mehr vollständig in einem Unter-
nehmen vorgehalten werden können. Auch hier sind Unternehmen auf die Kolla-
boration mit externen Wissensträgern angewiesen. Drittens begünstigen auch fi-
nanzwirtschaftliche Rentabilitätserwartungen eine Verschlankung innerbetrieblicher 
FuE-Kapazitäten und damit eine stärkere Öffnung von Unternehmen für externe 
Wissensbestände, was als zusätzlicher Anreiz für externe Kollaborationen interpre-
tiert werden kann. Diese Öffnung wird insbesondere in der Open-Innovation-Dis-
kussion betont (vgl. Chesbrough 2003; Chesbrough et al. 2006; Reichwald & Piller 
2006).  

Die Differenzierung des „locus of knowledge creation“ und des „locus of inno-
vation“ wirft die Frage auf, wie externes Wissen in unternehmensinterne Innova-
tionsprozesse integriert wird, da Entstehungs- und Anwendungskontexte von Wis-
sen nicht erst bei der Vermarktung eines neuen Produktes, sondern auch schon im 
Entwicklungsprozess auseinanderfallen. Der Begriff des externen Wissens kann aus-
gehend von seiner Kontextgebundenheit konkretisiert werden. In soziologischer 
Perspektive bedeutet dies, dass es in einem anderen als dem anvisierten Verwen-
dungskontext entstanden, verankert und als gültig angesehen wird. Die intersubjek-
tive Geltung von Wissen bleibt immer an einen bestimmten sozialen Kontext gebun-
den; eine Nutzung in anderen Kontexten ist nicht ohne weiteres möglich. Die Ver-
wendung externen Wissens wirft somit die Frage auf, wie Wissen aus seinem bishe-
rigen Geltungskontext herausgelöst und in einem neuen Kontext nutzbar gemacht 
werden kann. Ein schlichter Wissenstransfer von Kontext A in Kontext B ist sicher-
lich nicht möglich; die Annahme eines umstandslos zu adaptierenden „Wissensbe-
standes“ erweist sich in der Regel als verkürzt. Das als Rekontextualisierungsproblem 
(oder in der betrieblichen Praxis als „not-invented-here“-Syndrom) bekannte Phä-
nomen der Nicht-Adaption neuen Wissens verweist darauf, dass Wissen bei einem 
„Transfer“ in einen neuen Kontext gewissermaßen „neu geschaffen“ werden muss. 
Das zentrale Bezugsproblem der Nutzung verteilten Wissens – und somit der (Re-) 
Kombination von Wissensbeständen – ist somit die Rekontextualisierung bzw. inter-
ne Anschlussfähigkeit extern verfügbaren Wissens. Hierauf verweist auch der zen-
trale Stellenwert impliziten Wissens, das eine zentrale Voraussetzung für die prak-
tische innerbetriebliche Nutzung formalisierter und explizierter externer Wissens-
bestände ist (Nonaka & Takeuchi 1997; Rammert 2006). Da kollaborative Inno-
vationsprozesse systematisch die Grenzen betrieblicher Handlungskontexte über-
schreiten, stellt sich das damit verbundene Rekontextualisierungsproblem mit 
besonderer Deutlichkeit: Das explizite, in spezifischen externen Kontexten produ-
zierte Wissen kann unternehmensintern nur genutzt werden, wenn es entweder als 
sinnentlastetes Handlungsmuster funktioniert oder die Wissensproduzenten ihre 
impliziten, kontextspezifischen Einschätzungen, Erfahrungen und Routinen in der 
Zusammenarbeit mit den Wissensanwendern offenlegen und damit eine Rekontex-
tualisierung externen Wissens ermöglichen.  
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Festgehalten werden kann, dass es für Unternehmen zunehmend wichtiger wird, 
für Innovationen Wissensbestände zu adaptieren, ohne hierbei auf etablierte Routi-
nen, Prozeduren und Beziehungen oder geteilte Erfahrungen, Wahrnehmungs- und 
Interpretationsmuster und Selektionskriterien zurückgreifen zu können. Unter den 
Bedingungen verkürzter Innovationszyklen und knapper innerbetrieblicher Innova-
tionsressourcen mangelt es innerhalb der Unternehmen auch an Zeit und Ressour-
cen, diese in herkömmlicher Weise aufzubauen. Die klassische Aufgabe, externe 
Wissensbestände zu re-kontextualisieren und sie an innerbetriebliche Innovations-
prozesse anschlussfähig zu machen, ist unter diesen veränderten Bedingungen neu 
zu lösen und stellt die Unternehmen vor erhebliche Herausforderungen. Daher 
rücken auch die Schwierigkeiten und Grenzen von Kollaborationen und damit die 
sozialen und organisatorischen Herausforderungen kollaborativer Formen der Wis-
senserzeugung und -verwendung ins Zentrum der Aufmerksamkeit (Sydow & Lerch 
2007; Roijakkers & Hagedoorn 2006; Zanfei 2000). So erhöhen sich mit externen 
Kollaborationen die mit Innovationen ohnehin verbundenen Unsicherheiten noch-
mals deutlich (Fagerberg 2005). Unternehmen müssen entscheiden, auf welche Wis-
sensbestände sie zugreifen können und wollen, von welchem neuen Wissen sie ihre 
technischen und organisatorischen Entwicklungen irritieren lassen sollten (und von 
welchem nicht) und wie sie interaktive Lernprozesse organisieren wollen. Dabei sind 
sie mit der Herausforderung konfrontiert, externes Wissen, das in unterschied-
lichsten, insbesondere auch nichtökonomischen Kontexten entwickelt wird, inner-
betrieblich zu nutzen. Die Unternehmensgrenzen überschreitende Organisation von 
Lern- und Kollaborationsbeziehungen wird damit immer wichtiger (Nonaka & 
Teece 2001; Powell & Grodal 2005).  

1.1.3 Die Debatte um die Rekontextualisierung von Wissen 
Die Organisations-, Innovations- und Wirtschaftssoziologie thematisiert diese Frage 
ausgehend von den Konzepten der Koordination, des Netzwerks bzw. der Ein-
bettung auf drei verschiedene Weisen (Heikkinen & Tähtinen 2006; Knudsen 2007; 
Sydow 2007; Powell 1996; Powell & Grodal 2005; Windeler 2005):  

�x In organisationssoziologischer Perspektive wird der Umgang mit verteiltem Wissen als 
Koordinierungsproblem thematisiert (Scott 1998). Vorgeschlagen werden die 
klassischen, auch innerbetrieblich genutzten Koordinierungsinstrumente (ge-
genseitige Abstimmung, persönliche Weisung durch Vorgesetzte, Standardisie-
rung und Technisierung der Arbeitsprozesse, Standardisierung der Arbeitspro-
dukte, Standardisierung von Berufsrollen und Qualifikationen; Mintzberg 1992). 
Weiterhin werden nichtstrukturelle Koordinationsformen und neue Organisa-
tionsformen empfohlen – beispielsweise organisationsinterne Märkte, Organisa-
tionskulturen und nichthierarchische Formen der Zusammenarbeit. Eine zent-
rale Bedeutung kommt der Arbeit in Projektgruppen zu, in denen Mitarbeiter 
aus verschiedenen Bereichen, Einrichtungen und Unternehmen für eine 
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begrenzte Zeit an einer klar definierten Aufgabe zusammenarbeiten und sich 
dabei – in Abhängigkeit von der gewählten Projektform und der Stärke des 
Projektmanagers – mehr oder weniger stark gegenüber den jeweiligen Fach- und 
Herkunftsbereichen autonomisieren können (Clark & Fujimoto 1992). Das be-
nötigte gemeinsame Grundverständnis und Vertrauen zwischen allen Beteiligten 
muss dann nur noch innerhalb dieser kleineren Projektgruppen geschaffen wer-
den und kann somit aus der gesamtorganisatorischen Komplexität herausge-
brochen werden (Koskinen & Vanharanta 2002). In einigen Fällen werden auch 
distanziertere Formen der Zusammenarbeit beschrieben, in denen Wissen neu 
kombiniert wird, ohne dass Lernen im engeren Sinne stattfinden muss. Schmickl 
und Kieser (2008) sprechen in diesem Zusammenhang von „transaktivem Ler-
nen“, wobei nur ein Mindestmaß an Wissen zwischen den beteiligten Experten 
ausgetauscht wird; Star und Griesemer (1989) erläutern ein ähnliches Phänomen 
anhand von „boundary objects“, die die Zusammenarbeit zwischen verschiede-
nen Fachbereichen ermöglichen, indem der kleinste gemeinsame Nenner der 
Verknüpfungspunkte miteinander abgeglichen wird. Die Organisationsfor-
schung betrachtet den Umgang mit verteiltem Wissen somit als eine Herausfor-
derung, die durch geeignete Koordinierungsformen zu lösen ist. In der Innova-
tionsforschung wird allerdings eine solche Sichtweise als unterkomplex kritisiert 
und es werden „nichtlineare“, rekursive oder hybride Innovationsmodi empfoh-
len (Kline & Rosenberg 1986). Auch hier werden jedoch die soziokulturellen 
und institutionellen Voraussetzungen einer gelingenden organisatorischen Inte-
gration heterogenen und verteilten Wissens ausgeblendet.  

�x Im Zentrum der sozialwissenschaftlichen Netzwerk- und Innovationsforschung 
stehen Formen der Zusammenarbeit mit externen Partnern und die damit ver-
bundenen Stabilisierungs- und Koordinationsprobleme (Sydow 2007; Windeler 
& Wirth 2010; Weyer 2011). Netzwerkförmige Kooperationsformen gelten als 
zentrale Voraussetzungen für Innovationen: „Interorganizational networks are 
a means by which organizations can pool or exchange resources, and jointly 
develop new ideas and skills.“ (Powell & Grodal 2005, S. 59) Hervorgehoben 
werden die damit verbundenen Innovations- und Lernvorteile, aber auch die 
Möglichkeit, flexibler mit sich verändernden Marktanforderungen umzugehen 
(Dittrich & Duysters 2007). Andere Studien betonen den Kontrollverlust, der 
mit vernetzten Formen der Zusammenarbeit einhergeht, die Gefährdung des 
eigenen Wissensvorsprungs sowie den erhöhten Koordinationsaufwand, der 
nicht zuletzt dadurch entsteht, dass die Beteiligten in unterschiedlichen Kontex-
ten verankert sein können (Dougherty 1992). Solche Faktoren können zum 
Scheitern der Kollaboration führen (Lhuillery & Pfister 2009). In puncto Lern-
prozesse können netzwerkartige Austauschbeziehungen auch mit anderen Ko-
ordinationsformen verglichen und damit die prekären sozialen Voraussetzungen 
von Netzwerken beleuchtet werden: „In Markttransaktionen sind die Vorteile 
des Austausches klar spezifiziert, Vertrauen unnötig und vertragliche Verpflich-
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tungen werden durch die Macht gesetzlicher Sanktionen gestützt. Netzwerkar-
tige Austauschformen beinhalten dagegen undefinierte, sequentielle Transaktio-
nen im Kontext eines allgemeinen Interaktionsmusters. Sanktionen sind typi-
scherweise eher normativer als rechtlicher Natur“ (Powell 1996, S. 220). Die 
Machtasymmetrien zwischen den Partnern werden als Unterschiede zwischen 
hierarchischen und heterarchischen Netzwerken thematisiert. Strukturations-
theoretische Netzwerkkonzepte stellen das Reflexions- und Handlungsvermö-
gen sozialer Akteure in den Mittelpunkt und definieren Unternehmensnetzwer-
ke als dauerhafte soziale Beziehungszusammenhänge, die weder durch eine ein-
heitliche Leitung noch durch eine vorrangige Orientierung an Marktpreisen ge-
kennzeichnet sind (Windeler 2001). Die Regulierung von Netzwerken wird in 
sechs Dimensionen analysiert; diese umfassen „die Selektion der dem System 
zugehörigen Akteure, die Allokation von Ressourcen, die Evaluation des Ge-
schehens sowie […] die Ausgestaltung der Systemintegration, Positionskonfigu-
ration und Grenzkonstitution“ (Windeler 2001, S. 249). Systematisch wird der 
hier angedeutete Zusammenhang zwischen Governance-Formen und betriebli-
chen Innovationsstrategien jedoch bislang nicht aufgearbeitet. Mit der zentralen 
Bedeutung zwischenbetrieblicher Kollaborationsformen stellt sich die Frage 
nach den gesellschaftlichen Voraussetzungen vernetzter Produktions- und In-
novationsstrategien, da riskante, unter Ungewissheit operierende Kollaborati-
onsformen opportunistischer Akteure ansonsten kaum stabilisiert werden kön-
nen. Häufig wird die Zusammenarbeit in Netzwerken erst durch institutionelle 
Unterstützung möglich (Sydow & Staber 2002) oder zumindest durch ein stabi-
les Umfeld erleichtert (Maskell & Kebir 2006). 

�x In wirtschaftssoziologischer Perspektive geraten damit die soziokulturellen und 
institutionalisierten Formen der Einbettung wirtschaftlichen Handelns in den 
Blick (Krippner & Alvarez 2007; Heidenreich 2012). Das von K. Polanyi in den 
1940er Jahren vorgeschlagene Einbettungskonzept verweist auf die sozialen, 
kulturellen, politischen und kognitiven Vorstrukturierungen wirtschaftlicher 
Entscheidungen (Beckert 2003, S. 769). Empirisch wird dieses Konzept in un-
terschiedlichen Feldern umgesetzt – insbesondere in der Regionalforschung. So 
wurde in der Debatte über Industriedistrikte und regionale Innovationssysteme 
(Marshall 1890; Piore & Sabel 1985; Camagni 1991; Cooke et al. 2004; Asheim 
& Gertler 2005) herausgearbeitet, dass regionale Kommunikations- und Ko-
operationsnetzwerke eine Möglichkeit sind, mit dem Problem der Einbettung 
wirtschaftlichen Handelns umzugehen. Regionale Netzwerke ermöglichen so-
wohl kleineren als auch größeren, multinationalen Unternehmen den Zugriff auf 
externe Kompetenzen und können dabei die Entwicklung neuer Produkte, Pro-
zesse und Dienstleistungen unterstützen (Forsgren et al. 2005). Freilich waren 
diese Formen der kollaborativen Wissensproduktion durch traditionelle sozio-
kulturelle Milieus und dauerhafte Institutionen sozial eingebettet: Das Problem 
opportunistischen, eigeninteressierten Verhaltens wurde im Fall von Industrie-
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distrikten und regionalen Innovationssystemen durch längere Kooperationser-
fahrungen und auch durch die Einbettung in regionale Ordnungen und sozio-
kulturelle Milieus entschärft, da Akteure unter diesen Bedingungen Reziprozität 
erwarten konnten.  

Die drei skizzierten Perspektiven verweisen darauf, dass der Zugriff auf externes 
Wissen für Unternehmen keinesfalls unproblematisch ist, da erstens die klassischen 
organisatorischen Koordinierungsinstrumente bei divergierenden Interessen und 
unterschiedlichen soziokulturellen und institutionellen Hintergründen nicht um-
standslos greifen. Auch Netzwerke können zweitens nicht als Lösung aller Probleme 
betrachtet werden, da Netzwerkpartner die Kontrolle über die Erzeugung und Nut-
zung des für sie relevanten Wissens teilweise verlieren. Netzwerke sind für Unter-
nehmen daher eine zweischneidige Angelegenheit; sie sind mit einem nicht auflös-
baren Dilemma verbunden: Zum einen ermöglichen vernetzte Formen der Zusam-
menarbeit erst den Zugriff auf externe Kompetenzen, zum anderen schaffen sie 
neue Probleme auch bei der Kontrolle und innerbetrieblichen Nutzung der eigenen 
Wissensbestände (Mattes 2010). Drittens verweist der Hinweis auf die Einbettung 
wirtschaftlichen Handelns zwar zu Recht auf die erforderlichen Selbstverständlich-
keiten und gemeinsam geteilten Hintergrundannahmen, ohne die zwischenbetriebli-
che Innovationsnetzwerke kaum funktionieren dürften. Offen bleibt jedoch, wie 
Unternehmen und andere Netzwerkpartner aktiv und strategisch diese soziokultu-
rellen und institutionellen Voraussetzungen gelingender Kollaboration schaffen 
bzw. schaffen können.  

Die Formen des Umgangs mit den Herausforderungen verteilter Wissenspro-
duktion sind somit noch nicht hinreichend erforscht. Dies gilt vor allem für den 
strategischen Umgang von Unternehmen mit den Herausforderungen und Schwie-
rigkeiten unterschiedlicher Formen zwischenbetrieblicher Zusammenarbeit. Es stellt 
sich die Frage, wie die innerbetriebliche Nutzung externen Wissens möglich ist und 
wie Unternehmen ihre Kollaborationsbeziehungen mit Zulieferern, Kunden, Mitbe-
werbern, Hochschulen, Forschungs- und Entwicklungszentren und anderen wis-
sensintensiven Dienstleistern so organisieren, dass Wissen aus gänzlich anderen 
Kontexten innerbetrieblich anschlussfähig gemacht werden kann. Im Folgenden soll 
diskutiert werden, wie Unternehmen die Rekontextualisierung von externem Wissen 
unter Rückgriff auf unterschiedliche Governance-Formen bewältigen.  

1.2 Die innerbetriebliche Nutzung externer 
Wissensbestände in kollaborativen 
Innovationsprozessen 

Den Ausgangspunkt unserer Überlegungen bildet das oben erläuterte Rekontextua-
lisierungsproblem kollaborativer Innovationsprozesse. Dieses ergibt sich aus der 
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Kontextgebundenheit von Wissen, d.h. die Aneignung und Nutzung externen Wis-
sens ist auf die Entschlüsselung und das Abgleichen von typischen Hintergrundan-
nahmen, Sichtweisen, Erfahrungen und Routinen angewiesen. Dieses spezifische 
Rekontextualisierungsproblem ist konstitutiv für kollaborative Innovationsprozesse. 
Der Unterschied zwischen innerbetrieblichen und zwischenbetrieblichen, kollabo-
rativen Innovationsprozessen besteht gerade darin, dass im Fall kollaborativer Inno-
vationsprozesse die (für die Rekontextualisierung erforderliche) Zusammenarbeit 
den etablierten Unternehmenskontext überschreitet. Daher muss zum einen exter-
nes Wissen integriert werden, zum anderen müssen auch neue organisationale Pro-
zesse etabliert werden, die mit den Kontexten aller beteiligten Organisationen ver-
einbar sind. 

1.2.1 Erzeugung und Verwendung externen Wissens 
Unsere erkenntnisleitende These war, dass die betrieblichen Umgangsformen mit 
diesem Rekontextualisierungsproblem von den jeweils gewählten Governance-For-
men – Hierarchie, Markt, Netzwerk oder Gemeinschaft (Hollingsworth & Boyer 
1997; Wiesenthal 2005) – abhängen, die für die betriebliche Zusammenarbeit ge-
wählt werden und mit denen Unternehmen sich den Zugriff auf und die Verfügung 
über externes Wissen sichern. Diese These greift auf eine soziologische Reformulie-
rung transaktionskostentheoretischer Überlegungen zurück, um einen Vergleichs- 
und Bezugsrahmen für die Organisationsformen verteilter Innovationsprozesse zu 
entwickeln. Anders als in der Transaktionskostentheorie unterstellen wir jedoch 
nicht, dass Unternehmen jeweils das kostengünstigste Arrangement wählen, da wir 
ebenso wie Sydow (1992) und Windeler & Wirth (2010, S. 578) die entsprechenden 
Transaktionskosten als kaum messbar und damit nur als begrenzt instruktiv ansehen. 
Auch halten wir den Netzwerkbegriff, den Hollingsworth & Boyer (1997) im Rah-
men des Ansatzes sozialer Produktionssysteme (SPS) entwickeln, für tragfähiger als 
den transaktionskostentheoretischen Netzwerkbegriff, da letzterer Netzwerke nur 
als Hybrid von Markt und Organisation und nicht als eigenständige Koordinations-
form begreift, während Hollingsworth & Boyer (1997, S. 10) Netzwerke analog zu 
strukturationstheoretischen Netzwerkkonzepten als eigenständige soziale Bezie-
hungsgeflechte in kognitiver, normativer und strategischer Hinsicht verstehen: 
„Networks exhibit various mixes of self-interest and social obligation, with actors 
being formally independent and equal, even if some networks (the large firms and 
their subcontractors) partially rely upon unequal power and initiative.“ Im Gegensatz 
zu den Effizienzannahmen der Transaktionskostentheorie betont der SPS-Ansatz 
weiterhin die soziale Einbettung der jeweiligen Koordinierungsformen und öffnet 
damit den Blick für das gesellschaftliche Umfeld von Koordinierungsformen und 
Innovationsprozessen: „[T]he choices of coordinating mechanisms […] are constrai-
ned by the social context within which they are embedded.“ (Hollingsworth & Boyer 
1997, S. 11) Auch wenn das verwendete Governance-Konzept somit transaktions-
kostentheoretische Wurzeln hat, so ermöglicht die von Hollingsworth & Boyer 
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(1997) vorgeschlagene Reformulierung eine Lösung von diesen Wurzeln. Durch die-
se Reformulierung entfallen allerdings auch die in der Transaktionskostentheorie do-
minierenden Effizienzkalküle („make or buy“). Somit stellt sich die Frage nach alter-
nativen Kriterien für den Vergleich der dargestellten Governance-Formen.  

Diese Vergleichskategorien ergeben sich u.E. aus der unterschiedlichen Art und 
Weise, in der die vier betrachteten Governance-Formen die betrieblichen Nutzungs-
formen externen Wissens vorstrukturieren. Hierbei lassen sich zwei Dimensionen 
unterscheiden: Zum einen prägen Governance-Formen den Zugriff auf die Erzeu-
gung externen Wissens, zum anderen bestimmen sie das Ausmaß der Kontrolle über 
das entstandene externe Wissen und dessen Verwendung. Während die erste Dimen-
sion auf das Ausmaß verweist, in dem sich ein Unternehmen den Zugriff auf den 
Erzeugungskontext des Wissens sichert und damit die Voraussetzungen für die in-
terne Reproduzierbarkeit des Wissens schafft, verweist die zweite Dimension auf 
den Grad der Exklusivität, mit der ein Unternehmen sich die Kontrolle über das 
entstehende Wissen sichert (Proprietarität des Wissens). Die vermuteten Zusam-
menhänge sind in Übersicht 1.1 zusammenfassend dargestellt. Sie werden im Fol-
genden erläutert und konkretisiert. 
Übersicht 1.1: Wissenserzeugung und Ergebnisverwendung in verschiedenen 

Governance-Formen 

 Ergebnis und Verwendung des  
externen Wissens 

Kontrolle über das externe 
Wissen (exklusive 
Verwendung) 

Keine Kontrolle über das 
externe Wissen (keine 
exklusive Verwendung) 

Erzeugungsprozess 
des externen Wissens 

Aneignung der externen 
Erzeugungsstruktur (di-
rekter Zugriff auf diese) 

Hierarchie Netzwerk 

Keine Aneignung der ex-
ternen Erzeugungsstruk-
tur (kein Zugriff auf 
diese) 

Markt Community 

 
Die erste Dimension, der Zugriff auf den Erzeugungsprozess des externen Wissens, 
betrifft die Frage, ob das Unternehmen gleichzeitig mit dem Zugriff auf externe 
Wissensbestände auch den Zugriff auf die Erzeugungsstrukturen dieses externen Wissens 
und die Kompetenzen zu dessen Reproduktion erlangt. Bei marktförmigem und 
community-basiertem Zugriff verzichten Unternehmen explizit auf den Zugriff auf 
die Erzeugungsstrukturen des externen Wissens. Im ersten Fall liegt die Wissenser-
zeugung bei einem anderen Unternehmen, von dem das externe Wissen, z.B. in 
Form von Lizenzen oder Produktmodulen, erworben wird. Im zweiten Fall erfolgt 
die Wissenserzeugung über Mitglieder der Community, in der das Wissen gemein-
schaftlich als öffentliches Gut entsteht, z.B. in einer Open Source Community. In 
beiden Fällen – so unsere Annahme – versuchen die Unternehmen auf dieses 
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externe Wissen zuzugreifen, ohne jedoch das entsprechende Wissen intern 
aufzubauen oder dauerhaft im Unternehmen zu verankern. Eine betriebliche Rekon-
textualisierung und die entsprechenden Lern- und Anpassungsprozesse unterbleiben 
nach Möglichkeit – wenn es gelingen sollte, das „eingekapselte“ und objektivierte 
Wissen weitgehend ohne den Aufbau eigener Kompetenzen intern zu nutzen.  

Im Unterschied hierzu stellen hierarchische und netzwerkförmige Governance-
Formen Varianten des Zugriffs auf externe Wissensbestände dar, bei denen mit dem 
Wissen gleichzeitig auch der Erzeugungskontext und die Voraussetzungen für eine 
erneute Wissenserzeugung in das Unternehmen integriert werden. Der Zugriff auf 
externes Wissen ist mit dessen Internalisierung, innerbetrieblicher Aneignung und 
dem Aufbau eigener Fähigkeiten zur Wissensproduktion verbunden. Bei der hierar-
chischen Form des Zugriffs wird externes Wissen internalisiert, z.B. durch Aufkauf 
eines entsprechenden Unternehmens, wodurch die eigenen Fähigkeiten zur Wis-
sensproduktion erweitert oder ergänzt werden. Auch bei netzwerkorientierter Go-
vernance wird in der dauerhafteren und engeren Zusammenarbeit mit externen Part-
nern bislang intern nicht verfügbares Wissen intern aufgebaut.  

Die zweite Dimension bezieht sich auf das Ergebnis und die Verwendung des erzeugten 
Wissens. Hier stellt sich die Frage, wer das erzeugte Wissen kontrolliert und über 
seine Verwendung verfügen kann, d.h. zu welchem Grad das Wissen für ein Unter-
nehmen proprietär ist. Diese Dimension spiegelt damit die mit Wissen verknüpften 
Machtaspekte wider (Mudambi & Navarra 2004). So haben Unternehmen im Fall 
marktförmiger und hierarchischer Governance weitergehende Möglichkeiten zur 
Kontrolle der Wissensbestände, die sie integrieren wollen. Hier definiert der Auf-
traggeber exakt, welches Wissen er benötigt, und gibt dieses entsprechend in Auf-
trag. Das erzeugte Wissen steht ihm dann exklusiv zur Verfügung – in internalisierter 
Form bei Hierarchien und in Form von Beratungs- oder Zulieferleistungen bei 
marktförmigen Kollaborationsformen. In beiden Fällen ist das erzeugte Wissen aus 
Sicht des fokalen Unternehmens proprietär. 

Demgegenüber sind die Möglichkeiten, die Verwendung des jeweiligen Wissens 
in anderen Kontexten zu kontrollieren und zu beschränken, in Netzwerken und bei 
community-basierter externer Wissensproduktion äußerst begrenzt. Netzwerke sind 
in der Regel auf eine langfristige Zusammenarbeit mit mehr oder weniger gleichbe-
rechtigten Partnern angelegt, so dass das entstehende Wissen gleichfalls nicht in der 
Kontrolle einer einzelnen Organisation liegen kann. Vielmehr ist es zumindest in-
nerhalb des Netzwerks auch für andere Unternehmen verfügbar. Der Wissenser-
werb des Unternehmens findet nicht als einseitige Aneignung von Wissen statt, son-
dern besteht in einem (mehr oder weniger gleichberechtigten) gegenseitigen Lern-
prozess. Noch weniger Kontrolle bleibt den Unternehmen in Communities. Wer im 
Community-Kontext entstehende Wissensbestände integrieren will, muss sich daran 
orientieren, welches Wissen die Communities generieren. Das erzeugte Wissen ent-
spricht somit nicht zwangsläufig exakt den Vorstellungen des Unternehmens. Es ist 
nicht nur für ein Unternehmen oder ein klar begrenztes Netzwerk verfügbar, son-
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dern öffentlich zugänglich. Somit ist dieses Wissen nicht exklusiv und steht gleich-
zeitig auch anderen Organisationen, beispielsweise Konkurrenten, zur Verfügung. 
Dies verhindert ebenfalls die Kontrolle von Wissen durch das initiierende Unter-
nehmen. 

Zusammenfassend vermuten wir somit einen Zusammenhang zwischen der Art, 
in der sich Unternehmen Zugriff auf externes Wissen verschaffen sowie der Exklu-
sivität des angeeigneten Wissens auf der einen Seite und der Reichweite der inneror-
ganisatorisch initiierten Lernprozesse auf der anderen Seite.  

1.2.2 Vier Governance-Formen 
Die in der Übersicht 1.1 angedeuteten Zusammenhänge werden im Folgenden für 
die Kollaborationsformen Markt, Hierarchie, Netzwerk und Community im Detail 
analysiert. 

Markt: Wenn Unternehmen marktförmig auf externes Wissen zugreifen, adap-
tieren sie zwar externe Wissensbestände durch vertraglich vermittelte Austausch- 
und Kollaborationsbeziehungen, nicht jedoch externe personale Ressourcen der 
Wissenserzeugung. Das Kontextwissen der Wissensproduzenten bleibt somit unzu-
gänglich. Der marktförmige Zugriff etabliert typischerweise keine dauerhafte Bezie-
hung zu dem Wissensproduzenten. Über das zugekaufte Wissen kann das Unter-
nehmen frei verfügen, so dass es eine hohe Kontrolle über das Ergebnis hat. In 
dieser Governance-Form werden auch neue Formen marktförmigen Zugriffs be-
rücksichtigt, bei denen nicht externe Wissensbestände (etwa in Gestalt von Patenten 
oder Lizenzen) angeboten oder nachgefragt, sondern Wissensbedarfe von den pros-
pektiven Käufern ausgeschrieben werden (wie dies beispielsweise mit Hilfe der In-
ternetplattform InnoCentive.com geschieht). Diese Formen spielen zwar in der 
Open-Innovation-Diskussion eine große Rolle (Reichwald & Piller 2006; Diener & 
Piller 2010), allerdings ist offen, wie solche Wissensbestände in unternehmensinter-
ne Innovationsprozesse integriert werden und wie die dazu erforderlichen Lern-
prozesse unter diesen Rahmenbedingungen ablaufen.  

Hierarchie: In diesem Fall greift ein Unternehmen durch die Übernahme eines 
anderen Unternehmens auf dessen (aus Sicht des ersteren Unternehmens bislang 
externes) Wissen zu und versucht, es in die betrieblichen Prozeduren, Regeln und 
Strukturen zu überführen. Technologieorientierte Übernahmen von Unternehmen 
sind somit ein Versuch, den Zugriff auf externes Wissen durch hierarchische In-
tegration sicherzustellen. Wissen wird dabei proprietär. Der institutionelle Rahmen 
für Lernprozesse ist durch die Internalisierung klar definiert, nicht aber die Art und 
Weise der Lernprozesse selbst. Nichtsdestotrotz ist auch diese Form der Wissens-
aneignung nicht unproblematisch: Die Tatsache, dass ein Großteil der Fusionen und 
Übernahmen als gescheitert gelten (Cartwright & Schoenberg 2006), verweist darauf, 
dass die rein rechtliche Übernahme eines Unternehmens noch keine Garantie für 
das tatsächliche Erlernen technologischen Wissens darstellt. Neben Mergers & Ac-
quisitions (M&A) stellt auch die Personalbeschaffung im Rahmen des strategischen 
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Personalmanagements eine Variante bzw. einen Grenzfall hierarchischer Koordina-
tion im Zusammenhang mit kollaborativen Innovationen dar. Hierbei werden über 
den Arbeitsmarkt vormals externe personelle Ressourcen (Humankapital) in die Or-
ganisation integriert, die über bestimmte Kompetenzen und Wissensbestände ver-
fügen. Analog zu M&A-Transaktionen können auch hier im Zuge des Personalein-
satzes Probleme bei der Wissensaneignung auftreten.  

Unternehmensnetzwerke: In Innovationsnetzwerken poolen mehrere Unternehmen 
Teile ihrer Wissensproduktionskapazitäten, etwa in Form gemeinsamer Entwick-
lungsprojekte. Das externe Wissen, auf welches die beteiligten Unternehmen zugrei-
fen möchten, wird innerhalb dieser Kollaboration generiert (Weyer 2011; Owen-
Smith & Powell 2004; Powell et al. 2005; Smith-Doerr & Powell 2005). Somit kann 
das beteiligte Unternehmen den Wissenserzeugungsprozess beeinflussen. Eine ex-
klusive Nutzung ist jedoch nicht möglich. Zwei besonders interessante Konstella-
tionen sind zum einen Entwicklungspartnerschaften und strategische Allianzen, zum 
anderen Versuche, die Wissensbestände benachbarter Unternehmen und Institutio-
nen in regionalen Innovationssystemen zu nutzen oder sich als externes Unterneh-
men in eine gewachsene regionale Struktur einzufügen (Cooke et al. 2004; Heiden-
reich et al. 2012). In beiden Fällen besteht die Notwendigkeit, Vertrauensbezie-
hungen herzustellen und zu pflegen und die Zurechnung der Ergebnisse abzuklären. 
Die innerbetriebliche Nutzung von Wissen wird durch die im Vergleich zur Hierar-
chie lose Kopplung der Akteure geprägt: Zum einen erwarten wir eine größere Of-
fenheit für neue Wege und Lösungen, zum anderen aber auch Schwierigkeiten bei 
der innerbetrieblichen Nutzung und Anschlussfähigkeit der Wissensbestände, die in 
vernetzten Kooperationsbeziehungen erzeugt werden.  

Gemeinschaft: Bei den genannten marktförmigen, hierarchischen oder netzwerk-
förmigen Zugriffen geht es in der Regel um das Verhältnis zwischen Unternehmen. 
Für unsere Fragestellung sind darüber hinaus Konstellationen wichtig, in denen ein 
Unternehmen mit individuellen, gemeinschaftlich organisierten Wissensproduzen-
ten zusammenarbeitet. Dies erschwert die Integration externer Wissensbestände in 
unternehmensinterne Innovationsprozesse zusätzlich, da das relevante Wissen 
innerhalb einer externen, nicht betriebsförmig organisierten Gemeinschaft entsteht. 
Um dauerhaft auf dieses Wissen zugreifen zu können, muss das lernende Unterneh-
men nicht nur die Regeln und Umgangsformen der Gemeinschaft kennen und ein-
halten, sondern auch einen eigenen Beitrag zur Gemeinschaft leisten. Erschwerend 
kommt hinzu, dass die Produkte der Gemeinschaft Kollektivgüter sind, von deren 
Nutzung Dritte nicht ausgeschlossen werden können. Nicht immer gelingt es, die 
„freien“ Wissensbestände in ein komplexes Produkt zu überführen, das dann ver-
marktet werden kann. Interessant sind in diesem Zusammenhang sowohl der Zu-
griff auf Anwendergruppen („Lead Users“) (von Hippel 2005) als auch der auf Pro-
duzenten-Communities (etwa im Fall von Open-Source-Software) (O’Mahony 2006; 
2007; Weber 2004; Hanekop & Wittke 2008; 2009). 

Diese vier Governance-Typen werden in Studien über Entwicklungskollabora-
tionen (Fritsch & Franke 2004; Sydow 2010), über die Organisation betrieblicher 
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FuE-Prozesse in multinationalen Unternehmen (Whitley 1999; Hage 2004), über die 
Bedeutung zwischenbetrieblicher Innovationsnetzwerke (Hage & Hollingsworth 
2000; Powell et al. 2005) und über virtuelle und transnationale Gemeinschaften 
(Oliveira & von Hippel 2011; Djelic & Quack 2010) ausführlich beschrieben.2 Aller-
dings wird hierbei ausgeblendet, warum und mit welchen Folgen Unternehmen auf 
die verschiedenen dargestellten Governance-Formen zurückgreifen und wie jeweils 
das Rekontextualisierungsproblem gelöst wird. Ein Forschungsdesiderat sind daher 
die unterschiedlichen Institutionalisierungsformen von Innovationsprozessen und 
damit auch die unterschiedlichen Prozeduren sowie Regeln der Selektion und Inte-
gration von Wissen.  

Vermutet werden kann, dass sich die betrieblichen Umgangsweisen mit diesen 
Problemen keineswegs bereits aus den Governance-Formen ableiten lassen. Dies 
ergibt sich zum einen aus dem idealtypischen Charakter der vier unterschiedenen 
Koordinationsmechanismen, zum anderen aus ihrer Vereinfachungsfunktion (Wie-
senthal 2005, S. 225). Empirisch erwarten wir daher unterschiedliche betriebliche 
Umgangsweisen mit den beschriebenen Rekontextualisierungsproblemen: Zum 
einen wird im betrieblichen Alltag auf mehrere Koordinationsmechanismen zurück-
gegriffen – ein Punkt, den insbesondere Wiesenthal (2005, S. 252ff.) betont und 
durch ein „Reglermodell“ empirischer Koordinationsweisen illustriert: Die empiri-
schen Koordinationsweisen sind seines Erachtens immer das Ergebnis unterschiedlicher 
Koordinationsmechanismen, auf die in jeweils unterschiedlichem Ausmaß zurückgegrif-
fen wird. Zum anderen aber werden die realen betrieblichen Abläufe auch durch 
bisherige Erfahrungen und Kenntnisse, durch Macht- und Austauschprozesse, 
durch spezifische technische und Marktbedingungen und eine Vielzahl weiterer, si-
tuativer Faktoren bestimmt. Insofern variiert die innerbetriebliche Nutzung exter-
nen Wissens zwar mit dem verschiedenen Governance-Formen, wird jedoch nicht 
von ihnen determiniert. Damit ist es eine empirische Frage, inwieweit die tatsächli-
chen Abläufe von Innovationsprojekten von der Kombination verschiedener Koor-
dinationsmechanismen, die Wiesenthal als Koordinierungsweise bezeichnet, geprägt 

                                                      
2 Ebenso wie die zitierten governance-theoretischen Arbeiten, jedoch im Gegensatz zu Wiesenthal 
(2005, S. 253f.) – der Netzwerke nur als Kombination gemeinschaftlicher, marktlicher und organisato-
rischer Koordinierungsmechanismen sieht – halten wir es für sinnvoll, Gemeinschaften und Netzwerke 
als getrennte Governance-Formen zu berücksichtigen. Während Netzwerke im Anschluss an spieltheo-
retische Analysen durch eigeninteressierte Kooperation („tit-for-tat“) und in diesem Sinne durch Rezi-
prozität gekennzeichnet sind, zeichnen sich Gemeinschaften u.E. auch durch nichtutilitaristische, auf 
einer gemeinsamen Identifikation beruhenden Loyalität aus. Siehe hierzu auch das Kapitel von Feuer-
stein/Hanekop in diesem Band und Dallinger (2009), die am Beispiel Durkheims die Grenzen indivi-
dualistischer Vertragstheorien bei der Erklärung kollektiver Ordnungen und die Notwendigkeit zur 
Begründung von Ordnungsvorstellungen, die über die Kooperation nutzenmaximierender Akteure 
hinausgeht, herausarbeitet: Durkheims „These, dass überindividuelle Kräfte wie kollektive rechtliche 
und moralische Regeln die Dynamik der Wirtschaft zügeln müssen und die gegen individualistische 
ökonomische Vertragstheorien gerichtete Rede vom Vertrag als einem ‚Werk der Gesellschaft‘ erlebt 
außerdem seit einigen Jahren eine Renaissance im Neo-Institutionalismus der Organisationssoziologie, 
der ebenfalls die Wirtschaft in gesellschaftliche Regelwerke eingebettet sieht und die Vorstellung kriti-
siert, organisatorische Regeln ökonomischen Handelns könnten qua rationaler ‚Vereinbarung‘ ent-
stehen.“ (Dallinger 2009, S. 48)  
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werden. Es geht in den folgenden Beiträgen somit darum, zum einen die jeweiligen 
Kombinationen der soeben idealtypisch unterschiedenen Governance-Formen und 
zum anderen ihre Nutzung in verteilten Innovationsprozessen zu analysieren: Wel-
cher Stellenwert kommt vertraglichen Vereinbarungen im Falle von Märkten, 
Anweisungsbefugnissen im Falle von Hierarchien, Reziprozität im Falle von Netz-
werken und loyalem Handeln im Falle von Gemeinschaften für die konkreten Inno-
vationsprojekte zu? Insofern begreifen wir kollaborative Innovationsprozesse als re-
gulierte und verteilte Kooperationsprozesse zwischen heterogenen Akteuren (Per-
sonen, Verbände, Verwaltungen, Unternehmen, Communities …), die unter Rück-
griff auf unterschiedliche Governance-Mechanismen (Hierarchie, Netzwerke, Märk-
te, Gemeinschaften) koordiniert werden. Unser Interesse gilt der Frage, inwieweit und wie 
Innovationsprozesse durch strukturelle Koordinationsformen geprägt werden und wie die Interessen 
und Zeithorizonte heterogener Akteure durch marktliche, netzwerkförmige, hierarchische oder ge-
meinschaftliche Weise gekoppelt werden – ohne dass dies jedoch bedeutet, dass die jeweils gewählten 
Governance-Formen die Innovationsprojekte determinieren.  

1.3 Merkmale und Besonderheiten der Governance 
kollaborativer Innovationsprozesse 

Bislang wurde herausgearbeitet, dass Unternehmen den Zugang zu externem Wissen 
durch unterschiedliche Governance-Formen sicherstellen – entweder durch Märkte 
(etwa den Kauf von Patenten und Lizenzen, Auftragsentwicklungen oder Personal-
rekrutierungen), durch Hierarchien (etwa Unternehmensübernahmen oder Fusio-
nen), durch Innovationsnetzwerke (etwa Entwicklungskollaborationen) oder durch 
(beispielsweise virtuelle) Gemeinschaften. Dieser Hinweis auf die zentrale Rolle un-
terschiedlicher Governance-Formen wirft die Frage auf, wie der Zugriff auf externes 
Wissen im Rahmen verteilter Innovationsprozesse organisiert wird. In welchen Fäl-
len nutzen Unternehmen welche Governance-Formen und wie gehen sie mit den 
jeweiligen Stärken und Schwächen der entsprechenden Kollaborationsformen um? 
Und wie gelingt es, extern generierte Wissensbestände innerbetrieblich zu nutzen – 
vor allem, wenn die Hervorbringung und Verbreitung dieses Wissens an Logiken 
orientiert ist, die sich erheblich von wirtschaftlichen und unternehmerischen Erwä-
gungen unterscheiden?  

Auf allgemeiner Ebene kann zunächst festgehalten werden, dass die vier be-
trachteten Governance-Formen unterschiedliche Stärken und Schwächen beim Zu-
griff auf externes Wissen haben. Diese können im Anschluss an die Diskussion um 
globale Wertschöpfungsketten (Gereffi et al. 2005), um Abnehmer-/Zulieferbezie-
hungen (Herrigel & Wittke 2005), um „soziale Produktionssysteme“ (Hollingsworth 
& Boyer 1997) und die entsprechenden Governance-Muster (Powell 1996) heraus-
gearbeitet werden. 
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1.3.1 Merkmale kollaborativer Innovationsprozesse 
Die Merkmale der jeweiligen Governance-Formen, die auf Grundlage dieser Litera-
tur vermutet werden können, werden in Übersicht 1.2 zusammenfassend darge-
stellt.3 Allgemeine Merkmale verteilter Innovationsprozesse sind die Grundlagen der Kolla-
boration, die sich aus den oben dargestellten Definitionen der Governance-Formen 
ergeben sowie die damit verbundenen Probleme der (Re-)Kombination externer und 
interner Wissensbestände. Des Weiteren konkretisiert die Darstellung die beiden be-
reits eingeführten Dimensionen von Rekontextualisierungsproblemen: Der Zugriff 
auf den Erzeugungsprozess von Wissen hängt in erheblichem Maße von der Kodifizier-
barkeit des externen Wissens und den Beziehungen zu externen Wissensproduzen-
ten ab. Je stärker Wissen kodifiziert und expliziert werden kann, desto eher kann auf 
den Zugriff auf den Erzeugungsprozess dieses Wissens verzichtet werden. Ist das 
externe Wissen sehr klar definiert und expliziert, kann es auch in einer distanzierte-
ren Weise erworben werden. Seine Reproduzierbarkeit steht daher nicht im Mittel-
punkt, so dass hier Märkte und Communities zum Tragen kommen. Auf der anderen 
Seite kann implizites Wissen nur dann integriert werden, wenn auch der Erzeugungs-
prozess verstanden und entschlüsselt wird. Solche Lernprozesse sind daher sehr viel 
stärker kontextgebunden und lassen sich besser in Hierarchien oder Netzwerken 
realisieren. Von diesem Aspekt des Zugriffs lässt sich auch auf die Beziehung zu den 
externen Wissensproduzenten schließen. So sind Konstellationen mit wechselnden 
Kooperationspartnern dann interessant, wenn das erworbene Wissen nicht reprodu-
ziert werden muss (also in Märkten und Communities), während feste Partnerschaf-
ten (Netzwerke) oder gar die Integration in einen Unternehmensverbund (Hierar-
chie) den Zugriff auf den Erzeugungsprozess und somit auch eine Reproduzierbar-
keit des Wissens ermöglichen. 

Die zweite Dimension, der exklusive Zugriff auf externes Wissen, kann mit Hilfe der 
internen Fähigkeiten zur Wissensproduktion im Bereich des extern erworbenen Wis-
sens sowie anhand von Möglichkeiten zur ex-ante-Spezifikation des externen Wis-
sens präzisiert werden. Die internen Fähigkeiten zur Wissensproduktion im entspre-
chenden Bereich geben Aufschluss darüber, über wie viel Wissen das Unternehmen 
selbst im relevanten Fachbereich verfügt, bevor es auf zusätzliches externes Wissen 
zugreift. Ist das entsprechende Gebiet fremd und neu für ein Unternehmen, so 
braucht es exklusives Wissen, um daraus einen Wettbewerbsvorteil ziehen zu kön-
nen. Solches Wissen lässt sich über Märkte und Hierarchien erschließen. Ist das Un-
ternehmen jedoch selbst versiert im Fachbereich der Kollaboration, so kann es auch 
nicht-proprietäres Wissen gewinnbringend einsetzen, beispielsweise durch dessen 
Kombination mit bereits vorhandenem Wissen. Hierfür eignet sich dann der Zugriff 
                                                      
3 Zusätzlich zu den vier betrachteten Governance-Formen können verbandliche Regulierungen, Normen und 
Dienstleistungen als eine weitere Form des externen Wissenserwerbs betrachtet werden. Da allerdings in den beiden 
Branchen, die wir untersuchen wollen, industrielle Gemeinschaftsforschungen oder ähnlich verbandlich koordinier-
te Forschungsanstrengungen keine Rolle spielen, werden wir diese im Folgenden nicht explizit einbeziehen und 
nicht als separate Dimension betrachten. Dennoch kann solchen Regulierungsmustern in allen Fällen eine flankie-
rende Rolle zukommen. 
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auf Netzwerke und Gemeinschaften. Ähnlich hängt auch die ex-ante-Spezifikation 
des externen Wissens mit dem exklusiven Zugriff auf Wissen zusammen, da sie als 
eine Form von Kontrolle interpretiert werden kann. In den Fällen, in denen das 
Unternehmen exklusives Wissen erwirbt, kann zuvor ganz präzise definiert werden, 
was genau gewünscht wird. Dies ist in den Governance-Formen Markt und Hierar-
chie gegeben. Dagegen lassen sich die nicht-exklusiven Wissensbestände, die in netz-
werkförmigen und community-artigen Kollaborationsformen entstehen, nicht ohne 
weiteres vorab definieren. Sie entstehen vielmehr in der Interaktion zwischen den 
verschiedenen Beteiligten und können nicht von einem einzelnen Unternehmen ge-
steuert oder kontrolliert werden. Somit ist auch die Machtposition des Unterneh-
mens in Bezug auf dieses Wissen stärker eingeschränkt. Diese vermuteten Zusam-
menhänge sind in Übersicht 1.2 dargestellt. 
Übersicht 1.2: Charakteristika der verschiedenen Governance-Formen 

  Markt Hierarchie Netzwerk Community 
Allgemeine 
Merkmale 

Grundlage der 
Kollaboration 

Vertragliche 
Regelungen  

Weisungs-
befugnis  

Reziprozität  Beteiligung 
(geteilte Ziele) 

 Ausgangs-
punkt von 
Integrations-
problemen 

Unvollständige 
Verträge 

Kollaboration 
nicht durch 
Anweisung 
erzwingbar 

Heterogenität 
der 
Kollaborations-
partner 

Begrenzter 
Einfluss auf 
Communities 

 Gegenstand 
von Integra-
tionsproblemen 

Umgang mit un-
erwarteter 
Komplexi-
tätssteigerung 

Umgang mit di-
vergierenden 
Strukturen und 
Kulturen der 
Wissensproduk-
tion 

Mangelnde 
Anschlussfähig-
keit der Kom-
munikation  

Divergierende 
Interessen 
schränken die 
Verwertbarkeit 
extern erzeug-
tem Wissens ein  

Zugriff auf 
den Erzeu-
gungs-
prozess 

Kodifizierbar-
keit des exter-
nen Wissens 

Hoch Gering Gering Hoch 

 Beziehung zu 
externen 
Wissens-
produzenten 

Kurzfristig, 
wechselnde 
Partner 

Langfristig, feste 
Integration 

Langfristig mit 
festen Partnern 

Langfristig mit 
wechselnden 
Partnern 

Proprieta-
rität und 
Kontrolle 
über das 
Wissen 

Möglichkeiten 
der ex-ante-
Spezifikation 
externen 
Wissens 

Hoch Hoch Gering Gering 

 Internes Wis-
sen im Bereich 
des extern er-
worbenen 
Wissens 

Gering Gering Hoch Hoch 
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1.3.2 Hypothesen zum Umgang mit dem Rekontextualisierungsproblem 
in kollaborativen Innovationsprozessen 

Aus den dargestellten Dimensionen, in denen sich die Governance-Formen unter-
scheiden, lassen sich vier Hypothesen zum Umgang mit dem Rekontextualisierungs-
problem in kollaborativen Innovationsprojekten ableiten, die den in den Beiträgen 
dieses Bandes analysierten Fallstudien als Leithypothesen zugrunde lagen. So werden 
Unternehmen insbesondere dann auf einen marktförmigen Zugriff auf externes Wissen 
setzen, wenn sie davon ausgehen, dass die Leistungen der beteiligten Partner präzise 
spezifiziert und vertraglich fixiert sind und das externe Wissen in kodifizierter Form 
ausgetauscht werden kann. Unternehmen können – als Folge der Spezifizierbarkeit 
des Wissens – in diesem Fall auf „buy“ statt auf „make“ setzen, auch wenn sie über 
kein oder wenig eigenes Wissen in dem Feld verfügen, in dem sie zukaufen. Unter 
den genannten Voraussetzungen ist der Zugriff auf externes Wissen auch dann mög-
lich, wenn die Beziehungen zwischen den Vertragspartnern kurzfristig sind und sich 
die Leistungen ex ante spezifizieren lassen. Die Erzeugungslogik und innere Struktur 
des zugekauften Wissens ist für den Erwerber hingegen intransparent. Organisa-
tionsübergreifendes Lernen wird bei einem marktförmigen Zugriff auf Wissen in der 
Regel nicht angestrebt und ist auch nicht erforderlich, wenn das externe Wissen 
bruchlos und unverändert – gewissermaßen „eingekapselt“ in ein fertiges Vorpro-
dukt, eine technische Anlage, ein Patent oder eine Lizenz – im Verlauf des Innova-
tionsprozesses genutzt werden kann. Falls Lernprozesse beim Käufer erforderlich 
sind, um gekauftes Wissen intern zu nutzen, sind dies oft nichtintendierte Lernpro-
zesse infolge unvollständiger Verträge: Weil beispielsweise ein Softwareprodukt oder 
ein Patent nicht wie geplant genutzt werden kann, muss das Unternehmen betriebs-
spezifische Anpassungen und Nutzungsformen entwickeln. Kurz zusammengefasst: 

H1a  Unternehmen setzen auf marktförmig koordinierte Innovationsprozesse, wenn sie davon 
ausgehen, dass die Leistungen der beteiligten Partner ex ante vertraglich fixiert werden 
können, das externe Wissen kodifizierbar ist und keine internen Wissensbestände und 
Fachleute im relevanten Feld verfügbar sind.  

H1b Wenn das extern gekaufte Wissen nicht umstandslos intern genutzt wird, sind ungeplante 
Lernprozesse erforderlich, um die Anschlussfähigkeit des externen Wissens intern sicher-
zustellen.  

Hierarchische Kollaborationsformen werden gewählt, wenn Unternehmen intern nicht 
verfügbares Wissen durch den Aufkauf eines anderen Unternehmens – etwa eines 
kleineren, technologieorientierten Unternehmens – beschaffen wollen. Dies ist der 
Fall, wenn die erforderlichen Wissensbestände zwar ex ante zu spezifizieren sind, 
das benötigte Wissen jedoch nicht oder nur unvollständig kodifizierbar ist. Typi-
scherweise geht es bei dem Erwerb nicht um den Zugriff auf bereits existierende 
(und in Form von Patenten oder Lizenzen als Intellectual Property produktförmig 
abgegrenzte) Wissensbestände. Vielmehr soll das erworbene Unternehmen Quelle 
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für zukünftige Wissensbestände sein. Oft ist die Erzeugung von Wissen beim erwor-
benen Unternehmen anders strukturiert als beim Käufer. Sofern diese Unterschiede 
fortbestehen, erschweren sie ein Lernen vom übernommenen Wissensproduzenten. 
Das „not-invented-here“ Phänomen wirkt dann trotz hierarchischer Koordination 
fort. Sofern das übernehmende Unternehmen auf eine organisatorische Angleichung 
der Innovationsstrukturen drängt, erleichtert dies die Integration des bislang exter-
nen Wissens, gefährdet aber die Produktivität der übernommenen FuE-Ressourcen 
(beispielsweise durch Leistungszurückhaltung oder durch Abwanderung von Schlüs-
selarbeitskräften). Diese Integrationsprobleme resultieren daraus, dass organisa-
tionsinterne Koordinationsmechanismen (Anweisung und Kontrolle, aber auch von 
diskursiven Formen der Koordination) als Lernbarrieren wirken können. 

H2a  Unternehmen setzen auf hierarchischen Zugriff auf externes Wissen, wenn sie über keine 
internen Wissensbestände und personalen Ressourcen der Wissensproduktion verfügen, die 
Leistungen ex ante nur allgemein spezifizierbar sind und man davon ausgeht, dass das 
benötigte Wissen nicht oder nicht vollständig kodifiziert ist.  

H2b Die spezifische Integrationsproblematik ergibt sich in diesem Fall aus der hierarchischen 
Integration neuer Kompetenzen: Da die Bereitschaft zur Zusammenarbeit nur begrenzt 
erzwungen werden kann, können sich die Mechanismen hierarchischer Koordination als 
Barriere für Lernprozesse erweisen.  

Demgegenüber ist mit einem netzwerkförmigen Zugriff auf externes Wissen zu rechnen, 
wenn die Leistungen der beteiligten Partner kaum ex ante festgelegt werden können 
und wenn das auf externes Wissen zugreifende Unternehmen außerdem über eige-
nes Wissen und eigene Fachleute verfügt, die es in die Zusammenarbeit mit externen 
Partnern einbringen kann. Der Wissensaustausch in diesen Kollaborationen mit ex-
ternen Partnern ist typischerweise nicht oder nicht ausschließlich vertraglich fixiert, 
sondern beruht auf langfristigen, vertrauensbasierten Beziehungen zwischen Unter-
nehmen (Reziprozität; vgl. Powell 1996; Windeler & Wirth 2010; Weyer 2011). Da 
jeder Partner eigene Routinen und Kommunikationsformen entwickelt hat, gehen 
netzwerkartige Kollaborationsformen (beispielsweise Entwicklungspartnerschaften oder 
Kunden-Lieferanten-Beziehungen) mit erheblichen Lernprozessen einher, in denen 
die Akteure sich selber und die Innovationsroutinen der beteiligten Organisationen 
besser kennenlernen. Dann kann auch nicht-kodifiziertes Wissen ausgetauscht wer-
den. 

H3a  Unternehmen wählen einen netzwerkförmigen Zugriff auf externes Wissen, wenn die Kom-
plexität der Kollaboration im Innovationsprojekt hoch erscheint, die beteiligten Partner über 
feldspezifische Kompetenzen verfügen, die jeweiligen Leistungen kaum ex ante festgelegt wer-
den können und sich die Partner wechselseitig vertrauen. 

H3b Spezifische Integrationsprobleme rühren von der Heterogenität der beteiligten Partner her. 
Lernprozesse müssen unterschiedliche organisationsspezifische Routinen und Kommunika-
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tionsprozesse überbrücken, wobei das ausgetauschte Wissen nicht oder nicht vollständig ko-
difiziert ist. Dabei stehen Netzwerke als „weiche“ Form der Koordination in der Gefahr, 
dass sie die Anschlussfähigkeit von Kommunikation und damit erfolgreiche Lernprozesse 
nicht gewährleisten können. 

In (vielfach virtuellen) Entwickler-Communities, in denen Wissen als öffentliches Gut 
produziert wird, stimmen die Vorstellungen über die als relevant und qualitativ gut 
erachteten Produkteigenschaften nicht notwendigerweise mit denen kommerzieller 
Anwender überein. Je „näher“ die Innovationsziele des Unternehmens an denen der 
Community liegen, umso wahrscheinlicher ist es, dass das gemeinschaftlich ent-
wickelte Wissen an die unternehmensinternen Innovationsstrategien anschlussfähig 
ist. Unternehmen und ihre Mitarbeiter arbeiten deshalb aktiv in Communities mit, 
da sie nur so die Diskussions- und Entwicklungsprozesse in Communities beein-
flussen und die Anschlussfähigkeit an die eigenen Entwicklungsanstrengungen und 
Interessen sicherstellen können. Die aktive Beteiligung von Unternehmen an Ent-
wicklungsprozessen in Online-Communities (z.B. durch Mitarbeiter des Unterneh-
mens) erhöht die Steuerungsmöglichkeiten des Unternehmens und damit auch die 
Verwendbarkeit dieses Wissens in internen Innovationsprozessen. Die Beiträge, die 
durch die Beteiligung an gemeinschaftlichen Innovationsprozessen bezogen werden 
können, sind allerdings nicht ex ante spezifizierbar. Im Unterschied zum netzwerk-
förmigen Zugriff allerdings ist das ausgetauschte Wissen in diesem Fall kodifiziert, 
da die Kommunikation innerhalb professioneller Communities selbst auf Grundlage 
kodifizierten Wissens abläuft.  

H4a  Unternehmen setzen auf die Zusammenarbeit mit Gemeinschaften, wenn deren feldspezifi-
sches Wissen hoch ist und sich erheblich von den Wissensbeständen des fokalen Unterneh-
mens unterscheiden. Zugleich ist das benötigte externe Wissen leicht kodifizierbar und muss 
dem Unternehmen nicht exklusiv zur Verfügung stehen, da es für den Wissenserwerb aus 
Gemeinschaften auch intern über Wissen im entsprechenden Fachgebiet verfügen muss. 

H4b Spezifische Integrationsprobleme erwachsen aus der Tatsache, dass die Unternehmen nur 
begrenzt Einfluss auf die Richtung von Entwicklungsprozessen innerhalb der Community 
nehmen können. Trotz der Beteiligung von Unternehmen an Communities können die di-
vergierenden Interessen der Beteiligten die Verwendbarkeit und Integrierbarkeit der jeweili-
gen Kompetenzen im betrieblichen Kontext erschweren.  

Allerdings ist es erforderlich, die Gründe für die Entscheidung für eine Governance-
Form getrennt von den Folgen dieser Entscheidung zu analysieren. Mit den vier 
Governance-Formen sind jeweils spezifische Folgeprobleme für die Integration ex-
ternen Wissens und damit spezifische Risiken für den Innovationsprozess verbun-
den. Unternehmen nutzen die betrachteten vier Governance-Formen aufgrund ihrer 
erwarteten Vor- und Nachteile. Aufgrund der Komplexität von Innovationen, ihres 
Prozesscharakters und der mit ihnen verbundenen Unsicherheiten entsprechen die 
antizipierten Stärken und Schwächen jedoch nicht immer den tatsächlichen Ver-
laufsformen betrieblicher Innovationsprozesse. Daher erwarten wir, dass durch die 
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detaillierte Untersuchung kollaborativer Innovationsprozesse zahlreiche Herausfor-
derungen bei der Integration heterogenen Wissens rekonstruiert werden können – 
Integrationsprobleme, die durchaus nicht den anfänglich antizipierten Vor- und 
Nachteilen entsprechen müssen. Zugleich gehen wir davon aus, dass die detaillierte 
Untersuchung kollaborativer Innovationsprozesse Aufschluss über spezifische – 
von den unterschiedlichen Governance-Formen geprägte – Möglichkeiten und 
Grenzen von Lernprozessen gibt. Im Zentrum unseres Interesses stehen somit zum 
einen die Beweggründe für die Wahl der jeweiligen Governance-Formen und zum 
anderen die Folgen dieser Entscheidung. 

1.4 Überblick über die folgenden Beiträge 
Eine zentrale Herausforderung verteilter Innovationsprozesse ist die Nutzung von 
Wissen in überbetrieblichen, kollaborativen Innovationsprozessen. Die unterneh-
mensinterne Nutzung externen Wissens variiert in Abhängigkeit von der Art des 
Zugriffs auf externes Wissen. Daher wurden die unterschiedlichen betrieblichen 
Umgangsformen mit externem Wissen in je acht Innovationsprojekten in der IT-
Industrie und in der Windenergieindustrie von 2013–2016 empirisch untersucht. 
Damit soll die Vermutung überprüft werden, dass die Chancen, Herausforderungen 
und Probleme bei der Nutzung verteilten Wissens auch von den vertraglichen und 
organisatorischen Regelungen („Governance“) bestimmt werden, mit der der 
Zugriff auf dieses Wissen sichergestellt wird. Wie soeben erläutert, wurde hierbei 
idealtypisch zwischen hierarchischen, marktlichen, netzwerkartigen und gemein-
schaftlichen Governance-Formen unterschieden (Hollingsworth & Boyer 1997).  

Im zweiten Kapitel werden zunächst das methodische Design dieser 16 Innova-
tionsfallstudien und die Gründe für die Auswahl der betrachteten Branchen be-
schrieben.  

Im dritten Kapitel analysieren Klaus-Peter Buss und André Ortiz dann die Bedeu-
tung von Marktbeziehungen für unternehmensübergreifende Innovationsprojekten. 
So ist die weite Verbreitung marktförmiger Koordinierungsmodi erklärungsbedürf-
tig: Markt als Koordinationsmodus bzw. Governance-Form unterstellt die Herstell-
barkeit von Eindeutigkeit in den Beziehungen der Akteure. Dagegen sperren sich 
aber Innovationsprozesse, die gerade durch vielfältige Unwägbarkeiten gekennzeich-
net sind und deshalb eine entsprechende Offenheit beim Umgang mit ungeplanten 
Herausforderungen und Situationen verlangen. Das Kapitel geht anhand von zwei 
Fallstudien zu kollaborativen Innovationsprojekten im IT- und Windenergiesektor 
der Frage nach, wie sich die marktlichen, vertraglich fixierten Regelungsstrukturen 
auf den Innovationsprozess auswirken und welche Form Kooperation und Koordi-
nation der Akteure im Projektalltag annehmen. Hierbei wird deutlich, dass die Ak-
teure auf der operativen Ebene im Schatten der marktlichen Regelungsstrukturen, 
die gleichsam eine „brauchbare Fiktion“ darstellen, eigene enge und vertrauensba-
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sierte Kooperationen mit den Entwicklerteams des anderen Unternehmens auf-
bauen, die ihnen einen erfolgreichen Umgang mit den Ungewissheiten des Innova-
tionsprozesses ermöglichen. 

Im vierten Kapitel stellt André Ortiz dann hierarchische Koordinierungsformen in 
den Mittelpunkt. Die Organisation mit ihrem charakteristischen Koordinationsmo-
dus der Hierarchie stellt nach wie vor den zentralen Mechanismus der ökonomi-
schen Handlungskoordination zur Hervorbringung von Innovationen dar. Vor die-
sem Hintergrund betrachtet das vorliegende Kapitel Mergers & Acquisitions (M&A) 
und Personalbeschaffung und -entwicklung als zwei spezifische Varianten hierar-
chischer Governance im Zusammenhang mit kollaborativen Innovationsprozessen. 
In einer Fallstudie zu einem Unternehmen im Windenergiesektor steht je ein Beispiel 
im Fokus der empirischen Analyse, in dem eine M&A-Transaktion bzw. konkrete 
Maßnahmen der Personalbeschaffung und -entwicklung wesentliche Grundlagen für 
entsprechende Innovationsprojekte darstellten. Aus Perspektive des Innovations-
managements liegt dabei eine besondere Aufmerksamkeit auf den strategischen Hin-
tergründen, organisationalen Bedingungen von Lernprozessen sowie auf der Steue-
rung und Kontrolle von Integrationsprozessen. Als drei bedeutsame Umgangswei-
sen mit den Herausforderungen hierarchischer Governance bei kollaborativen Inno-
vationsprozessen erweisen sich die Integration von Organisationsstrukturen mittels 
bürokratischer Prozesse, die Integration von Technologiefeldern mittels Entwick-
lung von Steuerungs-Know-how als Meta-Kompetenz sowie die Integration von 
Professionen mittels formaler Definition von Jobprofilen und informellen Wis-
sensaustauschs. Eine besondere Rolle bei allen diesen Umgangsweisen spielen Mit-
arbeiter, die als sogenannte Integratoren industrie-, technologie- und professions-
übergreifende Kompetenzen besitzen. 

Im fünften Kapitel analysiert Thomas Jackwerth die Formen der Wissensintegra-
tion in Innovationsnetzwerken am Beispiel der Windenergie. In den hier betrachte-
ten Fällen werden Innovationen in Netzwerken aus heterogenen Organisationen 
umgesetzt. Aufgrund der hohen Unsicherheiten, die mit der Entwicklung komplexer 
Technologien einhergehen, gelten Innovationsnetzwerke als geeigneter Modus der 
Koordination unternehmensübergreifender Innovationsprozesse, in denen Pilot-
Anwender, Entwicklerfirmen, Zulieferbetriebe, Ingenieurdienstleister und For-
schungseinrichtungen zusammenarbeiten. Allerdings lässt die Heterogenität solcher 
Netzwerke zweifeln, ob vernetzte Innovationen (a) dauerhaft stabilisiert werden 
können und (b) inwiefern sie ihr Potenzial zur Integration externen Wissens tatsäch-
lich ausschöpfen. Forschungen liefern nur ein ungenaues Bild der einem Innova-
tionsnetzwerk zugrunde liegenden Prozesse der Wissensintegration. Die vorliegende 
Studie fragt daher, wie Technologieprojekte die inter-organisationalen Beziehungen 
stabilisieren, damit externes Wissen in neue Technologien integriert werden kann. 
Anhand von zwei Fallbeispielen aus der Windenergiebranche werden zunächst de-
ren Netzwerkstrukturen untersucht und darin praktizierte Formen der Wissensinte-
gration identifiziert. 
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Im sechsten Kapitel stellt Klaus-Peter Buss Projektbefunde zu Innovationsnetz-
werken in der IT-Industrie vor. Gerade in der IT-Branche bestehen vielfältige An-
forderungen und Anreize zur Nutzung verteilter Wissensressourcen und zu unter-
nehmensübergreifend vernetzten und abgestimmten Innovationen, für die sich 
Netzwerke als Steuerungs- und Koordinationsform anbieten. Entsprechend wird die 
IT-Branche vielfach als besonders kooperations- und Netzwerk-affin angesehen. 
Gleichzeitig ist die IT-Industrie in hohem Maße von besonderer Konkurrenz-
haftigkeit geprägt und den Unternehmen fällt es schwer, sich auf netzwerkartige 
Innovationsbeziehungen einzulassen. Der Beitrag geht daher anhand von verschie-
denen Fallbeispielen der Frage nach, welche Bedeutung das Spannungsverhältnis 
von Kooperation und Konkurrenz für die Vernetzungsinitiativen der Unternehmen 
hat und ob und wenn ja wie es den Unternehmen gelingt, dieses erfolgreich auszu-
balancieren. Wie die Fallstudien zeigen, kommt hierbei sowohl den spezifischen For-
men der Netzwerk-Governance, als auch den je nach Phase des Innovationsprojek-
tes unterschiedlichen Anforderungen an die Akteure des Innovationsnetzwerkes 
zentrale Bedeutung zu.  

Im siebten Kapitel untersuchen Patrick Feuerstein und Heidemarie Hanekop den 
Wissenstransfer in gemeinschaftlich koordinierten Formen der Softwareproduk-
tion – ein Koordinationsmodus, den wir so in der Windenergieindustrie nicht ge-
funden haben. In Form von Open-Source Communities haben sich in der IT-In-
dustrie gemeinschaftliche Koordinierungsweisen entwickelt, die zunehmend auch 
von Unternehmen im Rahmen ihrer kommerziellen Wertschöpfungsprozesse ge-
nutzt werden. Der Beitrag analysiert anhand einer Fallstudie Möglichkeiten und 
Probleme, die für die beteiligten Unternehmen bei dieser Art des Zugangs zu exter-
ner Wissensproduktion entstehen. Es zeigt sich, dass die gemeinschaftliche Gover-
nance eine soziale Praxis fördert, die den erfolgreichen Transfer nicht nur expliziter, 
sondern auch impliziter Wissensformen ermöglicht. Allerdings geht der Zugriff auf 
dieses extern generierte Wissen für die Unternehmen mit weitgehenden Steuerungs-
problemen (zeitlich/strategisch) einher. Das Kapitel untersucht die strategischen 
und personalpolitischen Lösungsansätze, mit denen die Unternehmen des Untersu-
chungssamples auf diese Herausforderungen zu reagieren versuchen. 

Im achten Kapitel analysieren Martin Heidenreich und Jannika Mattes den Beitrag, 
den die jeweiligen Umgangsweisen mit Wissen in kollaborativen Innovationsprozes-
sen zur Konstitution einer neuen Branche leisten. Sie gehen davon aus, dass Bran-
chen soziale Felder sind, die den Verlauf und die Ergebnisse verteilter Innovations-
prozesse entscheidend prägen. Gleichzeitig sind Branchen auch das Ergebnis von 
Innovationsprozessen. Dies gilt insbesondere für neue Branchen, in denen wesent-
liche Aspekte sektoraler Innovationssysteme – ihre Akteure und Netzwerke, ihre 
Technologien und Wissensbestände und ihre Institutionen – in aktuellen Koopera-
tionen geprägt werden. Am Beispiel der Windenergiebranche wird die entscheidende 
Rolle von kollaborativen Innovationsprozessen für die Entstehung und Konsolidi-
erung einer Branche in regulativer, kognitiv-kultureller und normativer Hinsicht 
herausgearbeitet. Zum einen sind Innovationsprozesse durch die Machtbeziehungen 
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zwischen fokalen und randständigen Unternehmen geprägt. Diese Machtbeziehun-
gen beeinflussen auch die technische Struktur von Windkraftanlagen. Zweitens ent-
wickeln sich branchenspezifische Wissensbestände durch die Anpassung wissen-
schaftlicher und technologischer Kompetenzen aus anderen Bereichen. Drittens do-
kumentiert sich auch in der Entwicklung technischer und professioneller Normen 
die Konsolidierung einer Branche. Diese Normen reflektieren in erheblichem Maße 
auch gesellschaftliche Erwartungen und Debatten, die an eine neue Branche gerich-
tet werden. So werden in kooperativen Innovationsprozessen nicht nur branchen-
spezifische Wissensbestände, sondern auch Machtbeziehungen, Normen und Legiti-
mationsmuster auf eine nichtidentische Weise reproduziert.  

Jürgen Kädtler und Patrick Feuerstein fassen die empirischen Ergebnisse der voran-
gegangenen Kapitel zusammen und untersuchen die spezifischen Leistungen der 
vier untersuchten Governance-Formen für die Koordinierung kollaborativer Inno-
vationsprozesse. Sie argumentieren, dass die Governance-Formen zunächst als Heu-
ristiken zu begreifen sind, die von den Akteuren aufgrund ihrer erwarteten Vor- und 
Nachteile für den Innovationsprozess ausgewählt werden. Über den wirklichen Er-
folg der Innovation entscheidet jedoch die konkrete Kollaboration auf der Arbeits-
ebene, die davon abhängt, auf welche Kollaborationsressourcen die Akteure jeweils 
zurückgreifen können. Der Einsatz formalisierter Managementtechniken erweist 
sich dabei als defizitär in der Hinsicht, dass diese in allen untersuchten Fällen durch 
eine gemeinsame, direkt-persönliche Praxis ergänzt werden. Mit Professionen, ima-
ginierten Gemeinschaften, bestehenden Metakompetenzen und geteilten Leitbildern 
werden anhand der Fallanalysen vier Ressourcen diskutiert, auf die Akteure in dieser 
Praxis zurückgreifen können. Das Verhältnis zwischen formalisierten Management-
techniken und Standards und in gemeinsamer Praxis ausgehandelten Deutungssche-
mata erweist sich in den untersuchten Fällen dabei als durchaus variabel. Allerdings, 
und damit schließt der Beitrag, unterscheiden sich die Governance-Formen in den 
Mischungsverhältnissen: Hierarchie und Gemeinschaft bieten gute Voraussetzun-
gen für die kollaborative Aushandlung interpersonal geteilter Deutungsschemata, 
wohingegen Markt und Netzwerk eine solche Praxis eher erschweren und stärker 
auf formalen Managementtechniken und Standards beruhen. 

Insgesamt arbeiten die Beiträge heraus, dass die vier unterschiedenen Formen 
der Koordinierung zwischenbetrieblicher Kooperationsprozesse den Zugriff auf ex-
terne Kompetenzen und den jeweiligen betrieblichen Umgang mit diesem Wissen 
prägen, ohne ihn zu determinieren. Sie führen auch zu charakteristischen Heraus-
forderungen, Problemen und Chancen, die bei betrieblichen Innovationsprozessen 
auftauchen. Der Umgang mit diesen Herausforderungen verlangt von den Unter-
nehmen aufwändige und riskante Lernprozesse zweiter Ordnung. Diese Lernpro-
zesse angesichts unterschiedlicher Formen des Zugriffs auf externes Wissen werden 
am Beispiel zweier ausgewählter Branchen diskutiert. Für die IT- und Software-In-
dustrie und für die Windenergie werden die Stärken und Schwächen hierarchischer, 
marktförmiger, netzwerkartiger und gemeinschaftlicher Regulierungsformen von 
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Lernen auf Grundlage vorliegender Studien rekonstruiert. In allen Fällen kann ge-
zeigt werden, dass das Grundproblem kollaborativer Innovationsprozesse durch un-
terschiedliche Institutionalisierungsformen der Organisation von Innovationspro-
zessen und die damit verbundenen Formen der Selektion und Integration von 
Wissen bewältigt wird. Der Vergleich unterschiedlicher Governance-Formen, ihrer 
antizipierten Vor- und Nachteile und der tatsächlichen betrieblichen Erfahrungen 
mit ihnen sind somit die zentrale Herausforderung von Studien über verteilte Inno-
vationsprozesse.  
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2. Das methodische Design der Studie 

2.1 Planungsphase: Ausgangslage 
Für die Untersuchung kollaborativer Innovationen in den Branchen Informations-
technologie (IT) und Windenergie (WE) hat das Forschungsprojekt insgesamt 16 
qualitative Fallstudien ausgearbeitet. In leitfadengestützten Interviews wurden neben 
den jeweils innovierenden Unternehmen, die ein neues Produkt oder eine neue 
Technologie einführten, auch Fachexperten und Entscheidungsträger von weiteren 
am Innovationsprozess beteiligten Organisationen einbezogen.  

2.1.1 Untersuchte Branchen 
Für die Untersuchung kollaborativer Innovationen wurden zwei dynamische, konti-
nuierlich wachsende und für die deutsche Volkswirtschaft zentrale Branchen Infor-
mationstechnologie (IT) und die Windenergie (WE), ausgewählt. Es handelt sich um 
wissensintensive Branchen, in denen Spezialisten unterschiedlicher Fachdisziplinen, 
Professionen und Organisationen zusammenarbeiten, um neue Produkte einzufüh-
ren.  

Es wurden zwei im Hinblick auf ihren Entwicklungsstand und ihre technologi-
schen Charakteristika heterogene Branchen ausgewählt, da im Hinblick auf Kolla-
borationen und Rekontextualisierung von externem Wissen sowohl branchenüber-
greifende, als auch branchenspezifische Herausforderungen erwartet wurden. Es 
wurden die Entwicklung neuer Produkte wie zum Beispiel Software, Hardware, 
technische Komponenten, Anlagen oder (Teil-)Systeme sowie die sie begleitenden 
Dienstleistungen analysiert. Für beide Branchen wurde angestrebt, alle Untersu-
chungsfälle hinsichtlich der typischen Governance-Formen möglichst vergleichbar 
zu halten. 
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Während das Soziologische Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) die Erhebun-
gen in der IT-Industrie durchführte, war das Oldenburger Team am Jean Monnet 
Centre for Europeanisation and Transnational Regulations (CETRO) an der Uni-
versität Oldenburg für die Erhebungen in der Windenergiebranche zuständig. 

2.1.1.1 Informationstechnologien (IT) 
Innerhalb des Bereiches der Informationstechnik wird üblicherweise zwischen IT-
Hardware, IT-Dienstleistungen und der Softwareentwicklung unterschieden (BIT-
KOM 2011). Für dieses Projekt steht der Bereich der Softwareentwicklung im 
Mittelpunkt des Interesses. Damit konzentriert sich das Projekt im IT-Sektor zum 
einen auf den Bereich immaterieller Produktion. Zum anderen wird innerhalb der 
immateriellen Produktion mit der Softwareentwicklung ein Bereich gewählt, in dem 
Produktinnovationen eine zentrale Rolle spielen und der durch eine sehr hohe 
Innovationsdynamik geprägt ist (vgl. Friedewald et al. 2002; Leimbach 2010a).  

Der Bereich der Softwareentwicklung ist wesentlich ein Querschnittsbereich. 
Software wird nicht nur von jenen Unternehmen entwickelt, die dies als ihr Kern-
geschäft begreifen. Neben diesem auch als „Primärbranche“ bezeichneten Teil des 
Softwarebereichs findet Softwareentwicklung auch bei Unternehmen statt, deren 
Produkte aus Hard- und Software bestehen, deren Kerngeschäft jedoch nicht expli-
zit in der Entwicklung von Software liegt, und die dementsprechend zur „Sekundär-
branche“ gezählt werden (vgl. hierzu Buxmann et al. 2011; Friedewald et al. 2001; 
Leimbach 2010b). In beiden Bereichen ist der Prozess der Softwareentwicklung in 
sehr starkem Maße durch die Notwendigkeit der Integration externen Wissens ge-
prägt (Wittke et al. 2012).  

Ein wesentlicher Teil der Softwareentwicklung findet anwendungsbezogen statt, 
was dazu führt, dass die Software produzierenden Unternehmen in ganz besonde-
rem Maße auf Wissensbestände der potentiellen Nutzer der Software (z.B. über das 
konkrete Branchenumfeld, bzw. die Geschäftsprozesse der Unternehmen) angewie-
sen sind (vgl. z.B. Konrad & Paul 1999). Dies betrifft insbesondere die Entwicklung 
von „Embedded Systems“ in der Sekundärbranche, die auf eine spezielle technische 
Funktionsumgebung zugeschnitten ist, wie z.B. im Bereich der Fahrzeugtechnik. Die 
Entwicklung von Eingebetteten Systemen hat für die Entwicklung der deutschen 
IT-Branche eine enorme Bedeutung. So sieht der Branchenverband BITKOM in 
ihnen einen entscheidenden Treiber von Produktinnovationen, der für viele wichtige 
Industriezweige, in denen Deutschland weltweit eine führende Position ein-
nimmt wettbewerbskritisch ist – etwa im Automobilbau, in der Automatisierungs-
technik, im Maschinen- und Anlagenbau oder in der Umwelt- und Energietechnik 
(BITKOM 2010). Im Fall von „Embedded Systems“ muss explizit nicht-informa-
tionstechnisches Wissen über die Konstruktion und Funktionslogik der technischen 
Systeme bei der Softwareentwicklung berücksichtigt und in die Abläufe integriert 
werden. 
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2.1.1.2 Windenergiebranche (WE) 
Die Windenergiebranche ist ein zentraler Pfeiler der deutschen Energiewirtschaft. 
Unter den erneuerbaren Energien trägt die Windenergie mit ca. 36 Prozent den 
größten Anteil zur Stromversorgung bei und zählte in 2014 mit 149.200 von insge-
samt 347.4001 die meisten Beschäftigten vor den Branchen für Biogas und Photo-
voltaik (BMWi 2015a; BMWi 2015c; GWS 2014). Im Rahmen der „Energiewende“ 
spielt die Windenergie eine zentrale Rolle, um den Anteil der erneuerbaren Energien 
am nationalen Bruttostromverbrauch bis 2020 auf mindestens 35 Prozent zu stei-
gern (BMWi 2015b). 

Seit ihrer Entstehung in den 1970er Jahren hat sich die Windenergie an Land 
und auf See zu einem globalen Wirtschaftssektor entwickelt, der das Wissen etablier-
ter, aber auch junger Branchen kombiniert, um mit Innovationen die Wirtschaftlich-
keit der Windenergieerzeugung zu steigern. Während lange Zeit staatliche Förderun-
gen diese Nischentechnologie schützten, wird die hohe Dynamik des Sektors mitt-
lerweile von großen Systemherstellern, professionellen Projektierungsgesellschaften 
und internationalen Forschungsnetzwerken getragen (Jackwerth 2014; Simmie 
2012). Technische Innovationsbedarfe liegen vor allem in der Blattkonstruktion, 
dem Materialeinsatz, der Getriebetechnologie und der Analagensteuerungstechnik 
(GWS 2014). 

Die hohe Bedeutung der Windenergie innerhalb der deutschen Energiewirt-
schaft, die große Heterogenität ihrer zugrunde liegenden Wissensbestände, die starke 
Vernetzung der global agierenden Unternehmen sowie die Vielfältigkeit technischer 
Optimierungspotenziale sprechen für die Untersuchung kollaborativer Innovation-
en in dieser Branche. 

2.1.2 Untersuchungsdesign 
Das Projekt folgte der Grundannahme, dass sich für innovierende Unternehmen, 
die eine Innovation letztendlich einführen, die Problematik der Integration externen 
Wissens zwischen den vier Formen der überbetrieblichen Governance von Innova-
tionsprozessen, nämlich Markt, Hierarchie, Netzwerk und Gemeinschaft unterschei-
den (vgl. Kapitel 1 in diesem Band). Mit einem Fallstudienansatz sollten hinsichtlich 
der verschiedenen Governance-Formen die sozialen Prozesse der Integration exter-
nen Wissens sowie die entsprechenden Kontexte rekonstruiert werden, auf deren 
Wissen das innovierende Unternehmen zugreift (Pflügler et al. 2010; Yin 2009; Lutz 
& Schmidt 1977; Maindok 1992).  

Der gewählte Fallstudienansatz ermöglichte fallübergreifende Vergleiche. Er 
eröffnete auch einen Blick auf die Regulierungsmuster überbetrieblicher Zusam-

                                                      
1 Die Beschäftigten in der öffentlich geförderten Forschung und Verwaltung sind hier nicht enthalten. 
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menarbeit und ihre Wechselwirkungen mit innerbetrieblichen Innovationsprozes-
sen. Für beide Branchen kann das allgemeine Untersuchungsdesign als 2x4-Matrix 
zusammengefasst werden (vgl. Tabelle 2.1). 

 
Tabelle 2.1: Allgemeines Untersuchungsdesign 

 Märkte Hierarchien Netzwerke Community 

IT-Industrie, 
Verantwort-
lichkeit: SOFI 

Auftragspro-
grammierung 
von Software 
durch 
Entwicklungs-
dienstleister 

Übernahme eines 
IT-Unternehmens 
durch einen 
anderen IT-Her-
steller 

Entwicklungskoopera-
tionen zur Entwick-
lung neuer Software; 
Innovationsökosys-
teme rund um eine 
gemeinsame 
Plattformtechnologie 

Entwicklung von 
Open Source 
Softwarepro-
dukten im Kon-
text einer Com-
munity, Beteili-
gung von Mitar-
beitern aus Unter-
nehmen an dieser 
Entwicklung 

Windenergie, 
Verantwort-
lichkeit: 
CETRO 

Auftragsentwick-
lung von WEA-
Herstellern, um 
Komponenten 
zu integrieren, 
z.B. Bremsen 

Übernahme spezia-
lisierter 
Unternehmen, um 
intern neues Wissen 
aufzubauen, z.B. 
Komponentenbauer 

Entwicklung neuer 
Technologien durch 
verschiedene Organi-
sationen, z.B. Ferti-
gungsanlagen für Ro-
torblätter 

Gemeinschaftliche 
Errichtung von 
Windenergie-
anlagen, z.B. 
Errichtung von 
Bürgerwindparks 

2.1.3 Fallstudiendesign 
Das Fallstudiendesign ist für Tiefenanalysen sozialer Prozesse und Kontexte kolla-
borativer Innovationen besonders geeignet. Dies gilt speziell für kollaborative Inno-
vationen, in denen die Grenzen zwischen den sozialen Prozessen und Kontexten 
kaum ex ante erkennbar sind (Yin 2009, S. 18). Zudem kombiniert das Fallstudien-
design verschiedene Perspektiven und ist offen gegenüber unterschiedlichen Aspek-
ten des Untersuchungsgegenstands (Pflügler et al. 2010, S. 23).  

Die Fallauswahl und Fallanalyse erfolgt nach dem Verfahren der Fallkontras-
tierung (Kelle & Kluge 2010; Mayring 2002; Lamnek 2005).  

Im gewählten Fallstudiendesign bildeten Innovationsprojekte die zentrale 
Untersuchungsebene. Im Mittelpunkt jedes Fallbeispiels stand eine Produktinno-
vation, für deren Einführung das innovierende Unternehmen externes Wissen 
strategisch nutzte. Zu den Innovationen zählten technische Produkte, Anlagen oder 
Systeme, die vor weniger als vier Jahren eingeführt wurden. Untersucht wurden die 
sozialen Prozesse, in denen Organisationen interagierten, um externes Wissen in die 
Entwicklung neuer Technologien einfließen zu lassen. Analysiert wurden ferner die 
Kontexte der Zusammenarbeit, die durch ihre überbetriebliche Regulation (Gover-
nance-Form) vorstrukturiert sind. Zu den am Innovationsprozess beteiligten 
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Organisationen zählten neben Systemherstellern, Systemanwendern, Zuliefererbe-
trieben und Dienstleistungsunternehmen auch Forschungseinrichtungen, Zertifizie-
rungsgesellschaften, Behörden und Open Source Communities. 

2.1.4 Leitfadenkonstruktion 
Auf der Basis von Literaturrecherchen und theoretischen Vorüberlegungen wurde 
die Datenerhebung vorbereitet. Zunächst wurden vier branchenübergreifende Erhe-
bungsdimensionen erarbeitet, die später auf den Ebenen der Geschäftsführung, der 
Projektleitung und der Projektumsetzung erhoben wurden. Zu den Erhebungs-
dimensionen zählten: 

�x die Wahl und Ausgestaltung der Governance-Form, 
�x das Verhältnis der Nutzung von internem und externem Wissen sowie 
�x die wettbewerblichen und organisatorischen Rahmenbedingungen des Innova-

tionsprojekts, 
�x die interorganisationalen Prozesse der Zusammenarbeit und Rekontextualisie-

rung externen Wissens. 

In den Leitfäden wurden die Items hinsichtlich branchen- und fallspezifischer Kolla-
borations- und Integrationsherausforderungen angepasst. Eine Tabelle mit einem 
Überblick über die Erhebungsdimensionen, ihre Unterkategorien sowie die Gegen-
standsbereiche der Fragen auf den verschiedenen Ebenen findet sich im Anhang 
(Tabelle 2.3). 

2.2 Ergebnisse: Gesamtübersicht über die Empirie 
In den Fallstudien-Unternehmen wurden Experteninterviews auf den verschiedenen 
an den Innovationsprojekten beteiligten Unternehmensebenen durchgeführt. 
Ergänzt wurden diese durch Betriebsbegehungen, Messebesuche, Beobachtung von 
Entwicklertreffen und Internetrecherchen. Zusätzliche Experteninterviews wurden 
mit Branchenexperten aus Netzwerkorganisationen, Verbänden, Stiftungen oder 
Ministerien sowie in weiteren Unternehmen durchgeführt und sollten Branchenkon-
texte erschließen und Innovationsschwerpunkte und Kollaborationsherausfor-
derungen aufdecken. Die Tabelle 2.2 gibt einen Überblick über die durchgeführten 
Expertengespräche und Fallstudien. 
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Tabelle 2.2: Übersicht über Fallstudien und Expertengespräche 

Fa
lls

tu
di

e 

M
ar

kt
 

H
ie

ra
rc

hi
e 

N
et

zw
er

k 

Co
m

m
un

ity
 

beteiligte Akteure (Branche) Empirie 

Fallstudien Windenergieanlagen, Komponenten und Systeme 

FS
01

 

    

WE01 (Zulieferer einer Klein-
komponente) 

9 Expertengespräche (Manage-
ment, Konstruktion, Entwicklung, 
Vertrieb, Fertigungsleitung, Inno-
vations- & Qualitätsmanagement) 

WE02 (Mitbewerber/ Zulie-
ferer einer Kleinkomponente) 

1 Expertengespräch (Leitung Ver-
trieb) 

FS
02

 

X X X 

 

WE03 (Zulieferer einer Groß-
komponente)  

6 Expertengespräche (Strategisches 
Management, Customer Project 
Management, Montage, Vertrieb, 
Einkauf, F&E) 

WE04 (Technologiekonzern/ 
Windenergieanlagenhersteller) 

2 Expertengespräche (Betriebsrat/ 
Strategische Personalplanung) 

FS
03

 
  

X X 

WE05 (Genehmigungsbehör-
de) 

1 Expertengespräch (Sachbearbei-
tung) 

WE06 (Systemanbieter, Start-
up) 

2 Expertengespräche (Unterneh-
mensführung, Sachbearbeitung) 

WE07 (Systemanbieter, Klein-
unternehmen) 

1 Expertengespräch (Unterneh-
mensführung) 

WE08 (Systemanbieter, 
Mittelständler) 

1 Expertengespräch (Projektkoor-
dination) 

WE09 (Offshore-
Windparkbetreiber-
gesellschaft_1) 

1 Expertengespräch (Projektkoor-
dination) 

WE10 (Offshore-
Windparkbetreiber-
gesellschaft_2) 

3 Expertengespräche (Projekt-
koordination, Sachbearbeitung) 

WE11 (Offshore-
Windparkbetreiber-
gesellschaft_3) 

1 Expertengespräch (Sachbearbei-
tung) 

WE12 (maritimer Interessen-
verband) 

1 Expertengespräch (Bereichslei-
tung) 

WE13 (wissenschaftliches 
Beratungsunternehmen) 

1 Expertengespräch (Bereichslei-
tung) 

WE14 (Komponentenzuliefe-
rer für Offshore-Windparks) 

1 Expertengespräch (Sachbearbei-
tung) 
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beteiligte Akteure (Branche) Empirie 

FS
04

 
  

X X 

WE15 (Industrienahes For-
schungsinstitut) 

1 Expertengespräch (Abteilungslei-
tung) 

WE16 (Onshore-Windpark-
betreibergesellschaft) 

3 Expertengespräche (Eigentümer, 
Geschäftsführung, Projektbearbei-
tung) 

WE17 (Industrielle Umset-
zung) 

2 Expertengespräche (Geschäftslei-
tung, Vertrieb) 

FS
05

 
  

X 

 

WE18 (Ingenieurdienstleiter, 
Anlagenentwickler) 

3 Expertengespräche (Bauleitung, 
Produktentwicklung, Standort- 
bzw. Projektakquise) 

WE19 (Materialprüfanstalt) 1 Expertengespräch (Materialprü-
fung) 

WE20 (Zertifizierungsstelle) 1 Expertengespräch (Produktzerti-
fizierung) 

WE21 (Landesregulierungs-
behörde) 

1 Expertengespräch (Baugenehmi-
gung) 

WE22 (Holzbauingenieur-
firma) 

1 Expertengespräch (Errichtung u. 
Montage) 

FS
06

 
 

X X  

WE23 (Fertigungsbetrieb für 
Rotorblätter) 

3 Expertengespräche (Betriebs-
leitung, Prozessmanagement, 
Qualitätsmanagement) 

WE24 (Ingenieurdienstleister 
für Automatisierungsanlagen) 

2 Expertengespräche (Unterneh-
mensleitung) 

WE25 (Subunternehmen, 
Transportsysteme) 

3 Expertengespräche (Unterneh-
mensleitung, Vertrieb, Produktion 
und Logistik) 

WE26 (Offshore-Spezial-
schiffbau, früherer Rotorblatt-
fertiger) 

1 Expertengespräch (Unterneh-
mensleitung) 

WE27 (Mitbewerber/Ferti-
gungsbetrieb für Rotorblätter) 

1 Expertengespräch (Fertigung) 

FS
07

   X  

WE04 (Technologiekonzern/ 
Windenergieanlagenhersteller) 

3 Expertengespräche (Bereichs-
leitung, Betriebsrat/Strategische 
Personalplanung) 

   WE28 (Maritimes 
Unternehmen) 

3 Expertengespräche (Abteilungs-
leitung, Projektleitung, Betriebsrat) 
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beteiligte Akteure (Branche) Empirie 

   WE29 (externe Agentur) 1 Expertengespräch (Geschäfts-
führung) 

   WE30 (externes maritimes 
Unternehmen) 

1 Expertengespräch (Betriebsrat) 

   WE31 (externes Energiever-
sorgungsunternehmen) 

1 Expertengespräch (Qualitäts-
management) 
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X 

 

WE32 (Werft) 1 Expertengespräch (Konstruk-
tion/Fertigung) 

   WE33 (Forschungsinstitut/ 
Forschungsmanagement) 

1 Expertengespräche (Projektkoor-
dination) 

   WE34 (Windparkbetreiber) 1 Expertengespräch (Koordination 
maritime Logistik) 

   WE35 (Reederei) 1 Expertengespräch (Geschäfts-
führung) 

   WE36 (Gesundheitsdienstleis-
ter) 

1 Expertengespräch (Bereichslei-
tung) 

W
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w
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E
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ek
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r 

   

 

WE37 (Bundesverband) 1 Expertengespräch (Vorstand) 
WE38 (Forschungsinstitut In-
formations- und Netztechnik) 

1 Expertengespräch (Produkt-
management) 

WE39 (Stiftung Energiefor-
schung) 

1 Expertengespräch (Forschung/ 
Sekretär) 

WE40 (Netzgesellschaft) 2 Expertengespräche (Projektbear-
beitung Energiewirtschaft) 

WE41 (Industrienahes For-
schungsinstitut) 

2 Expertengespräche (Energie-
informatik, Stabsstelle Strategieent-
wicklung) 

WE42 (Universitätsinstitut mit 
Schwerpunkt Windenergiefor-
schung) 

1 Expertengespräch (wissenschaft-
liche Leitung) 

WE43 (Projektierungsunter-
nehmen) 

1 Expertengespräch (Geschäfts-
führung) 

WE44 (Logistikagentur) 1 Expertengespräch (Geschäfts-
führung) 

WE45 (Ministerium) 3 Expertengespräche (Minister, 
Fachreferat) 

WE46 (Stiftung) 1 Expertengespräch (Geschäfts-
stellenleitung/Projektmanagement) 
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beteiligte Akteure (Branche) Empirie 

WE47 (Energiecluster/-
netzwerkagentur) 

1 Expertengespräch (Vorstand) 

WE48 (Branchenagentur) 2 Expertengespräche (Geschäfts-
führung, Projektleitung) 

Fallstudien Software-/IT-Produkte 

FS
09

 

  X  
IT1 (IT-Industrie) 4 Expertengespräche (Geschäftsfüh-

rung, Management, Entwickler) 

IT8 (Maschinenbau) 2 Expertengespräche (Leiter Entwick-
lung, Entwickler) 

FS
10

   X  
IT2 (IT-Industrie) 2 Expertengespräche (Geschäftsfüh-

rung, Entwickler) 

IT18 (Maschinenbau) 3 Expertengespräche (Leiter Entwick-
lung, Manager) 

FS
11

 

  X  

FNZ (Netzwerk-
geschäftsstelle, IT-
Industrie) 

2 Expertengespräche (Geschäftsfüh-
rung, Entwickler) 

IT3 (IT-Industrie) 1 Expertengespräch (Produktmanager) 

IT13 (IT-Industrie) 2 Expertengespräche (Leiter Entwick-
lung, Entwickler) 

FS
12

 X    IT6 (IT-Industrie)* 4 Expertengespräche (Geschäftsfüh-
rung, Leiter Entwicklung, Entwickler) 

IT10 (IT-Industrie) 1 Expertengespräch (Geschäftsführung) 

FS
13

 

 X   IT6 (IT-Industrie)* 5 Expertengespräche (Geschäftsfüh-
rung, Leiter Entwicklung, Entwickler) 

FS
14

 (a
/b

) 

  X  
IT6 (IT-Industrie)* 4 Expertengespräche (Geschäftsfüh-

rung, Leiter Entwicklung, Entwickler) 
TU (Informatiklehrstuhl, 
Techn. Univ.) 1 Expertengespräch (Wissenschaftler) 

FS
15

 X    
IT17 (Automobil-
industrie) 

2 Expertengespräche (Leiter Entwick-
lung, Entwickler) 

IT4 (Automobilindustrie) 1 Expertengespräch (Leiter Entwick-
lung) 

     IT14 (IT-Industrie) 1 Expertengespräch (Produktmanager) 
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3. Im Schatten des Marktes: 
Mikrologiken marktlicher Governance in 
kollaborativen Innovationsprojekten in der 
Softwareentwicklung und der Entwicklung 
von Windenergieanlagen 

Klaus-Peter Buss und André Ortiz 

3.1 Einleitung 
Marktprozesse sind in unserer Wirtschaftsordnung allgegenwärtig. In der Beziehung 
zwischen Unternehmen stellen sie einen besonders effizienten Weg dar, Austausch-
prozesse zu organisieren. Marktbeziehungen fundieren die hochkomplexen Prozes-
se der Produktion, Distribution und Aneignung, die unsere Gesellschaft prägen. Sie 
gewährleisten Effizienz in der Ressourcennutzung, der ihnen inhärente Wettbewerb 
zwingt zur stetigen Hervorbringung von Innovationen (Wiesenthal 2005). Auch in 
Innovationsprozessen setzen Unternehmen immer wieder auf einen marktvermittel-
ten Erwerb externen Wissens. Dies ist allerdings erklärungsbedürftig, zeichnen sich 
Innovationsprozesse doch durch vielfältige Unwägbarkeiten und Ungewissheiten 
aus, auf die marktvermittelte Austauschbeziehungen in aller Regel nicht eingestellt 
sind.  

In der sozialwissenschaftlichen Governance-Theorie stellt ‚Markt‘ eine zentrale 
Kategorie dar, die zudem unter den im Governance-Diskurs unterschiedenen For-
men als besonders eindeutig bestimmt erscheint. Konstitutive Elemente des Marktes 
sind eine Mindestteilnehmerzahl, die Konkurrenz und Wettbewerb ermöglicht, 
differenzierte Rollen von Käufern und Verkäufern mit je eigenen Interessen, von 
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den Akteuren anerkannte Eigentumsrechte. Als Koordinations- oder Regelungs-
struktur (Mayntz 2005), die das Handeln der Akteure lenkt, unterstellt die Gover-
nance-Form Markt die Herstellbarkeit von Eindeutigkeit: Preise werden festgelegt, 
Verträge geschrieben, Risiken kalkuliert.  

„Zu den Vorbedingungen für einen Markt gehört, erstens, dass klar ist, was auf dem 
Markt gehandelt wird, zweitens, dass es Regeln dafür gibt, was auf einem Markt getan 
wird und was nicht, sowie, drittens, dass die gehandelten Angebote auf dem Markt einen 
ökonomischen Wert erhalten.“ (Aspers 2015, S. 23) 

Um dies zu gewährleisten, sind Marktbeziehungen sozial, kulturell und politisch ein-
gebettet, ihr Funktionieren basiert auf formellen und informellen Regeln und wird 
zur Not durch das Rechtssystem durchgesetzt (Aspers 2015; Aspers & Beckert 2008; 
Beckert 2007; Baur 2008; Czada 2007). „In der Untersuchung von Ordnungsprozes-
sen auf Märkten spielen diese Strukturen und ihre dynamische Veränderung eine 
weit wichtigere Rolle als der Preismechanismus“ (Beckert 2007, S. 61). Kurz: Markt-
koordination setzt auf klare Verhältnisse zwischen den beteiligten Akteuren: „In 
Markttransaktionen sind die Vorteile des Austausches klar spezifiziert, Vertrauen 
unnötig und vertragliche Verpflichtungen werden durch die Macht gesetzlicher 
Sanktionen gestützt“ (Powell 1996, S. 220). Ein zentrales Problem, auf welches die 
Koordinationsform Markt hierbei zielt, ist der Umgang der Akteure mit der Unge-
wissheit oder Unsicherheit darüber, wie sie Produktion, Distribution und Konsum-
tion am besten koordinieren sollen (Aspers 2015, S. 31–32). Die Regelungsstruktur 
der Marktbeziehung bedeutet hier eine institutionelle Rahmung für das Handeln der 
beteiligten Akteure. Unternehmen schließen einen Vertrag mit gegenseitigen Rech-
ten und Pflichten. Vertragsziele, Leistungspakete, Termine, Fristen, Konventional-
strafen, Austauschformen und Zugriffsrechte werden vereinbart. Ziel auf der Go-
vernance-Ebene ist es, auf diese Weise Ungewissheit zu reduzieren bzw. Risiken zu 
kalkulieren und ihre Bewältigung zu kanalisieren. 

Auf den ersten Blick steht eine solche marktförmige Koordination zwischen 
zwei Unternehmen allerdings in Widerspruch zum durch vielfältige Unwägbarkeiten 
und Unsicherheiten geprägten Charakter von Innovationsprojekten: „Obwohl ty-
pisch für den Fremdleistungsbezug, ist die Marktform […] für die Beschaffung von 
Wissen und das Hervorbringen von Innovationen eher ungeeignet“ (Sydow & 
Möllering 2009, S. 21). Die marktförmige Governance legt zunächst einmal nahe, 
dass in der Austauschbeziehung zwischen den Unternehmen weitgehende Transpa-
renz über die Projektziele und die Funktion und Anwendung des zu produzierenden 
Wissens vorherrscht. Entsprechend lautete eine der Ausgangsüberlegungen des For-
schungsprojektes, dass eine marktförmige Koordination von Innovationsprozessen 
vor allem dort möglich ist, wo „die Leistungen der beteiligten Partner ex ante ver-
traglich fixiert werden können, das externe Wissen kodifizierbar ist und keine inter-
nen Wissensbestände und Fachleute im relevanten Feld verfügbar sind“ (Wittke et 
al. 2012, S. 20). Allerdings sind in Innovationsprozessen oftmals, so der Fortgang 
der Überlegung, die Leistungen externer Partner nicht vertraglich eindeutig fixierbar 
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und das zu erwerbende Wissen nicht problemlos kodifizierbar. Vielmehr liegt es in 
der Natur von Innovationsprozessen, dass das innovierende Unternehmen über wei-
te Strecken des Innovationsprozesses oftmals nicht präzise definieren kann, welches 
Wissen und in welcher Form es braucht und wie es dieses letztendlich einsetzen 
wird. Das Produkt – die Innovation – soll ja erst noch mit dieser externen Hilfe 
entstehen. Die kontraktuelle Basis der Marktbeziehung bleibt entsprechend tenden-
ziell unvollständig. Innovation bedeutet Neuland, Unsicherheit, Marktprozesse 
zielen auf Kalkulierbarkeit. Hierin liegt traditionell ein wesentlicher Grund, Innova-
tionsprozesse organisatorisch zu schließen und innerbetrieblich zu organisieren: 
Während Marktbeziehungen eine Aushandlung und vertragliche Absicherung von 
Leistungsbeziehungen erfordern ohne die Untiefen des Innovationsgeschehens ex 
ante ausloten zu können, Verträge also zwangsläufig unvollständig bleiben, er-
leichtern Organisation und Ordnung die Kontrolle nicht hinreichend kalkulierbarer 
Risiken (Ortiz & Schalkowski 2015).  

Trotzdem ist eine zunehmende Öffnung von Innovationsprozessen zu beob-
achten. Der steigende Wettbewerbsdruck durch die Globalisierung und die immer 
kürzeren Produktlebenszyklen lassen den Innovationsdruck für die Unternehmen 
steigen. Die Innovationsbereiche sehen sich mit der Anforderung konfrontiert, 
Innovationen in immer kürzerer Zeit mit immer weniger Ressourcen zu realisieren. 
Gleichzeitig schlagen sich die technologische Entwicklung, insbesondere die Digita-
lisierung von immer mehr Produkten und Produktionszweigen und das Zusammen-
wachsen verschiedener Technologiebereiche in einem wachsenden, über die Kern-
kompetenzfelder der Unternehmen oftmals hinausweisenden Wissensbedarf nieder. 
Entsprechend sehen sich Unternehmen oftmals gezwungen, zur Realisierung von 
Innovationen mit anderen Unternehmen zu kollaborieren (Chesbrough 2003). Mehr 
und mehr greifen Unternehmen in industriellen Innovationsprozessen auf externe 
Akteure und deren Wissen zu und setzen auf unternehmensübergreifende Formen 
der Wissensproduktion. Im Zusammenhang mit strategischen Make-or-buy-Ent-
scheidungen werden viele Funktionen, die vormals eindeutig internen Forschungs- 
und Entwicklungsbereichen zugeordnet waren, mittlerweile als Auftrag auch von 
externen Akteuren übernommen. Besondere Bedeutung kommt hierbei Entwick-
lungsdienstleistern zu – Ingenieurbüros, Engineering-Unternehmen, Ingenieurs- 
und Technologieberatungen, IT-, System- oder Softwarehäusern. Diese überneh-
men Aufträge in F&E-Bereichen wie Planung und Projektierung, Entwicklung und 
Konstruktion, Verifikation, Test und Prototyping und bieten Managementunter-
stützung in ingenieurwissenschaftlichen und informationstechnischen Fragen der 
Produktentwicklung. Die Kollaborationen der Auftraggeber mit diesen Unterneh-
men sind in der Regel marktbasiert. Ihre Grundlage sind vertragliche Beziehungen 
(Werkverträge, Verträge zur Arbeitnehmerüberlassung), in denen Schutzrechte 
sowie konkrete Leistungen (das Erreichen definierter Entwicklungsziele) gegen 
Zahlung eines vereinbarten Entgelts festgelegt sind. Doch wie wird hierbei das Span-
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nungsverhältnis zwischen der auf die Herstellung von Gewissheit zielenden Gover-
nance-Form ‚Markt‘ und dem zwangsläufig mit Ungewissheit verbundenen Charak-
ter von Innovationsprozessen ausbalanciert? 

Auffällig in den von uns untersuchten Fällen ist, dass sich die Marktförmigkeit 
und Vertragsbasiertheit der Beziehungen zwischen den kollaborierenden Unterneh-
men nur bedingt in den Innovationsprozessen zwischen den Unternehmen wider-
spiegeln. Vielmehr fallen die offizielle und vertraglich verankerte Koordinierungs-
form und die tatsächlichen Abläufe in den kollaborativen Innovationsprojekten aus-
einander. Notwendig ist somit, die offizielle und die Binnenperspektive von Inno-
vationsprojekten in Beziehung zueinander zu setzen. Im Folgenden wollen wir daher 
danach fragen, wie sich in den untersuchten Innovationsprojekten marktvermittelte 
Koordinations- und Regelungsstrukturen auf den Innovationsprozess auswirken 
und welche Form Kooperation und Koordination der Akteure im Projektalltag an-
nehmen. Das Kapitel gliedert sich in drei Teile. Im ersten Teil (Abschnitt 3.2) dis-
kutieren wir die Probleme der Governance-Perspektive auf Innovationsprozesse. 
Dabei werden wir eine ergänzende Perspektive auf Prozesse der Leistungserbrin-
gung in den Unternehmen vorschlagen und in den Innovationsprojekten drei Ebe-
nen mit je unterschiedlichen Funktionen in der Umsetzung und Durchführung der 
Innovationsprojekte unterscheiden. Im zweiten Teil (Abschnitt 3.3) werden wir die-
se Ebenen anhand von zwei Fallstudien zu Entwicklungsprojekten im IT- und 
Windenergiesektor näher betrachten. Wie wir hierbei zeigen werden, folgen die Be-
ziehungen zwischen den Akteuren auf der operativen Ebene einer anderen Logik als 
der auf der Ebene der Governance zwischen den Unternehmen angelegten und er-
möglichen so einen erfolgreichen Umgang mit den Ungewissheiten des Innovations-
prozesses. Das Kapitel schließt mit einem Fazit, in dem wir die Befunde aus den 
Fallstudien auf die Probleme der Governance-Theorie zurückbeziehen werden (Ab-
schnitt 3.4). 

3.2 Marktmechanismen als Instrument zur Koordination 
von kollaborativen Innovationsprozessen? 

Deutlich ist: Ein marktbasierter Rückgriff auf externes Wissen für Innovationspro-
jekte scheint mit besonderen Voraussetzungen und Herausforderungen verbunden 
zu sein. Am unproblematischsten erscheint die Integration externen Wissens über 
Marktbeziehungen noch beim Erwerb von Nutzungsrechten für bestehendes Wis-
sen in Form von Lizenzen und Patenten. Hier liegt das zu erwerbende Wissen bereits 
im Vorfeld in kodifizierter Form vor, die marktförmige Austauschbeziehung besteht 
im (Ver-)Kauf dieses kodifizierten Wissens. Auch wenn der Innovationsprozess mit 
Ungewissheiten behaftet ist, liegt die letztendliche Nutzung des extern produzierten 
Wissens in diesem Fall jenseits der Marktbeziehung. Kann das erworbene Wissen – 
beispielsweise eine bestimmte Software oder ein Patent – nicht wie geplant genutzt 
werden, muss das innovierende Unternehmen im Anschluss betriebsspezifische 
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Anpassungen und Nutzungsformen entwickeln, wobei hier möglicherweise weitere 
Serviceleistungen des Wissensproduzenten genutzt werden (Wittke et al. 2012). 

Anders verhält sich dies jedoch bei marktförmig angelegten Entwicklungskolla-
borationen. Unvollständige Verträge bedingen hier sowohl die Gefahr unzureichen-
der Ergebnisse im Sinne der angestrebten Innovation, als auch die großer Verzöge-
rungen und Mehrkosten im Projektverlauf und eröffnen dem Anbieter/Wissenspro-
duzenten die Option opportunistischen Verhaltens. Bereits der Entwicklungsauftrag 
basiert auf einem teils schwer kontrollierbaren Kompetenzversprechen des Ent-
wicklungsdienstleisters. Genauso schlagen sich unvollständige Spezifikationen und 
Lastenhefte seitens des Auftraggebers und schwer kalkulierbare Entwicklungsauf-
wände seitens des Dienstleisters in unvollständigen Verträgen nieder. Und nicht zu-
letzt ist ein Entwicklungsdienstleister auch für andere Unternehmen tätig – möglich-
erweise auf der Grundlage des in solchen Projekten angesammelten Wissens. Der 
Auftraggeber ist somit zugleich auch mit dem Problem konfrontiert, proprietäres 
Wissen zu sichern, welches beim Entwicklungsdienstleister im Zuge des Auftrages 
entsteht oder diesem als notwendiges entwicklungsrelevantes Wissen während des 
Innovationsprojektes zur Verfügung gestellt werden muss. Die im Rahmen der 
Marktbeziehung zu bewältigende Unsicherheit ist umso höher, je stärker die exter-
nen Akteure in den Innovationsprozess einbezogen werden und je mehr das inno-
vierende Unternehmen diesen Akteuren zur Erfüllung ihrer Aufgabe internes bzw. 
Proprietäres, wettbewerbsrelevantes Wissen preisgeben muss. Am höchsten ist die 
Unsicherheit dort, wo externe Akteure im Rahmen einer Auftragsvergabe zum Teil 
eines umfassenderen Innovationsprojektes werden. Trotz dieser Unsicherheiten 
sind marktbasierte kollaborative Innovationsprojekte weit verbreitet. Auf die Frage, 
wie solche auf Marktbeziehungen beruhenden Projekte trotz dieser Unsicherheiten 
zu einem erfolgreichen Ende finden, hat die Governance-Forschung allerdings nur 
unzureichende Antworten. 

Weite Teile der sozialwissenschaftlichen Literatur verstehen Märkte und Markt-
beziehungen zunächst einmal vor allem als sozialen Koordinationsmechanismus. 
Die Governance-Perspektive rückt die institutionalisierte Regelung von Koordina-
tions- und Entscheidungsprozessen in den Vordergrund. Der Begriff der Gover-
nance wird dabei in doppelter Weise verwandt (Mayntz 2005): Er kann sich zum 
einen auf die das Handeln der Akteure regelnde Struktur beziehen. So zeigt sich der 
marktbasierte Charakter der hier zu betrachtenden Innovationsprojekte nicht nur 
darin, dass die Beziehung über den Markt und durch Auswahl unter verschiedenen, 
konkurrierenden Entwicklungsdienstleistern zustande kommt, sondern vor allem 
auch darin, dass die Unternehmen für ihren Leistungstausch eine kontraktuelle Basis 
aushandeln, in der gegenseitige Leistungsverpflichtungen, Schutzrechte, Eskala-
tionsstufen und Kooperationsregeln festgeschrieben sind. Zum anderen wird Go-
vernance aber auch auf den Prozess der Regelung bezogen. So argumentieren etwa 
Sydow & Möllering (2009), dass die Governance-Formen Markt, Hierarchie und 
Netzwerk als Koordinationsformen ökonomischen Handelns jeweils spezifische 
ökonomische Vorteile aufweisen und vom Management entsprechend strategisch 
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eingesetzt werden. Beide Momente spielen eng zusammen. Wichtig an dieser Stelle 
ist: Durch die Governance-Form wird ein institutioneller Rahmen gesetzt, der das 
Handeln der Akteure lenkt bzw. lenken soll und so zu einer Problemlösung führt 
bzw. führen soll (Mayntz 2005). Der Fokus liegt damit auf dieser Regelungsstruktur 
und ihrer Genese in Verhandlungen zwischen den beiden Vertragsparteien mit ihren 
divergierenden Interessen. 

3.2.1 Akteure zwischen Regelungsstruktur und Problemlösungshandeln 
Allerdings folgt das empirisch zu beobachtende Handeln der Akteure selten dem 
idealtypischen Modell. In der Governance-Diskussion wird hier vielfach davon aus-
gegangen, dass die drei grundlegenden Governance-Mechanismen – neben ‚Markt‘ 
gehören zum typologischen Grundbestand in der Regel ‚Hierarchie‘ und ‚Netz-
werk‘/‚Gemeinschaft‘ – in ihrer Reinform keine tauglichen Regelungsmechanismen 
zur Erfüllung ihrer Koordinationsaufgabe darstellen (Wiesenthal 2005), sondern 
vielmehr zumeist der Ergänzung um Elemente anderer Governance-Formen bedür-
fen bzw. sich in hybride Governance-Formen auflösen. Solche Mischtypen der ver-
schiedenen Governance-Formen (siehe etwa Schimank 2007; Sydow & Möllering 
2009; Weyer et al. 2015; Wiesenthal 2005) werden, so ein gängiges Argument, als 
Reaktion auf solche Koordinationsprobleme etwa des Marktes verstanden:  

„Je mehr die Marktform in der Wirklichkeit allerdings von diesem idealtypischen Modell 
abweicht, desto eher kann sie die Übertragung von Wissen zwischen Unternehmungen er-
möglichen und damit die Entwicklung von Innovativem unterstützen.“ (Sydow & Mölle-
ring 2009, S. 21–22) 

Wiesenthal (2005) unterscheidet in einem viel zitierten Beitrag an dieser Stelle zwi-
schen Koordinationsweisen und Koordinationsmechanismen, wobei die Koordina-
tionsweise das Resultat einer je spezifischen Kombination der drei Koordinations-
mechanismen Markt, Gemeinschaft und Organisation darstellt. „Zur Realisierung 
spezifischer Leistungsmaxima bedarf es […] ‚kombinierter‘ Koordinationsweisen, 
die neben dem ‚führenden‘ Mechanismus auch Elemente der anderen Mechanismen 
inkorporieren“ (Wiesenthal 2005, S. 259). Die kombinierte Koordinationsweise wird 
von Wiesenthal dabei durch das Bild dreier Schieberegler zur aufgabenspezifischen 
Dosierung der Koordinationsmechanismen illustriert.  

Die hier nur angerissene Diskussion kann das vom idealtypischen Modell abwei-
chende Handeln der Akteure jedoch nur unzureichend erklären, da die Erklärungs-
ansätze auf der Ebene der Regelungsstruktur und deren Gestaltung verbleiben. Be-
sonders deutlich wird dies an der Wiesenthal’schen Metapher der Schieberegler. Auch 
Wiesenthal zielt mit seinem Modell auf die Diskussion um Genese und Funktions-
weise von Regelungsstrukturen, die vom Idealtypus der Governance-Formen abwei-
chen. Ausgeblendet bleibt in dieser Perspektive, wie Renate Mayntz (2005) mit Blick 
auf die Governance-Forschung allgemein ausführt, das reale Handeln der Akteure, 
ohne das die hier betrachteten Innovationsprojekte jedoch kaum zum Erfolg zu 
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führen wären: „Das eigentlich ‚Politische’, das interventionistische Handeln tritt 
dabei in den Hintergrund: nicht die Intervention, das Steuerungshandeln von Ak-
teuren, sondern die wie auch immer zustande gekommene Regelungsstruktur und 
ihre Wirkung auf das Handeln der ihr unterworfenen Akteure steht […] im Vorder-
grund“ (Mayntz 2005). Wichtig an dieser Stelle ist, dass es aber gerade diese der 
Regelungsstruktur unterworfenen Akteure sind, die mit den für Innovationsprozesse 
typischen Ungewissheiten und Unsicherheiten umgehen und diese in ihren Prob-
lemlösungsstrategien verarbeiten und abbauen müssen. 

Deren Bedeutung unterstreicht zwar Schimank (2007): Seiner Argumentation 
zufolge sind die Ordnungsmuster Staat, Markt und Gemeinschaft nicht elementar 
genug, sondern stellen nur spezifische Kombinationen elementarer Mechanismen 
dar. Mit diesen rückt er die Handlungsabstimmung oder Interdependenzbewältigung 
der Akteure ins Zentrum: Als grundlegende oder elementare Modi der Interdepen-
denzbewältigung zwischen den Akteuren identifiziert er wechselseitige Beobach-
tung, wechselseitige Beeinflussung und wechselseitige Verhandlung. Governance er-
wächst bei ihm aus der Kombination dieser unterschiedlichen Modi. In dieser Per-
spektive droht jedoch umgekehrt die strukturierende Funktion der Governance aus 
dem Blick verloren zu werden. 

3.2.1.1 Eine ergänzende Perspektive auf Entwicklungskooperationen 

Hilfreich an dieser Stelle ist die von Mayntz & Scharpf (1995) getroffene Unterschei-
dung von Regelungsstruktur und Leistungsstruktur, die darauf verweist, dass bei 
einer Marktbeziehung die Ebene der Regulierung und die Ebene der Leistungser-
bringung zu unterscheiden sind, wobei die Regelungsstruktur gleichzeitig die Leis-
tungsstruktur und damit die tatsächliche Leistungserstellung beeinflusst. Weyer et al. 
(2015) erweitern das Modell von Mayntz & Scharpf um noch eine weitere Ebene, 
die operative Ebene der Leistungserstellung. Wichtig dabei ist, dass das Akteurshan-
deln auf allen drei Ebenen angesiedelt ist und dass sich die Akteure auf den Ebenen 
unterscheiden (können). Deutlich wird dies am Beispiel der von uns untersuchten 
marktbasierten Innovationsprojekte: 

�x Auf der Governance-bezogenen Aushandlungsebene finden sich solche Akteure aus 
den Unternehmen, die befähigt und befugt sind, die vertragliche Beziehung zwi-
schen den Unternehmen auszuhandeln. Auf dieser Ebene entsteht der Vertrag 
zwischen beiden Unternehmen, und hier wird auch über seine Einhaltung ge-
wacht. Wichtige Akteure auf der Aushandlungsebene sind Geschäftsführer, Pro-
duktmanager, FuE-Direktoren, Controller, Justiziare.  

�x Auf der intermediären Projektleitungsebene steht die Umsetzung des Innovations-
projektes im Zentrum. Auf dieser Zwischenebene wird das Innovationsprojekt 
organisiert, geleitet, koordiniert. Wichtige Akteure sind hier Produktmanager, 
FuE-Direktoren, Projektleiter und Projektmanager. 
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�x Auf der operativen Ebene bzw. Arbeitsebene geht es schließlich um die Leis-
tungserbringung. Hier sind die eigentlichen Innovationstätigkeiten der Wissens-
produktion und -integration angesiedelt. Zentrale Akteure dieser Ebene sind 
etwa die Entwickler der beiden Unternehmen. An der Produktentwicklung kön-
nen dabei aber durchaus auch beispielsweise Produkt- oder Projektmanager mit-
wirken. 

Doch wie verhält sich diese Ebenendifferenzierung zur Governance-Perspektive? 
Weyer et al. (2015) entwickeln ihr Modell mit Blick auf die Governance-Struktur 
komplexer soziotechnischer Systeme wie der Flugsicherung und fokussieren dabei 
auf das Zusammenspiel der Regelungsstrukturen auf den unterschiedlichen Ebenen. 
Die Akteure der Projektleitungsebene und der operativen Ebene, so ihr Argument, 
unterliegen nicht nur den Regelungsstrukturen der ihnen jeweils vorgelagerten Ebe-
nen. Vielmehr entwickeln sie zum einen ihrerseits Governance-Strukturen zur Kon-
trolle und Koordination der von ihnen zu kontrollierenden Systeme und wirken zum 
anderen auf die Entwicklung der ihnen übergeordneten Strukturen ein (Feedback). 
Auf diese Weise vermögen es Weyer et al., mit ihrem Mehrebenenmodell erfolgreich 
die Governance-Strukturen komplexer soziotechnischer Systeme zu analysieren. Ihr 
Blick auf eine Kette von Regelungsstrukturen zielt jedoch auf das Zusammenwirken 
organisational weitgehend unabhängiger Akteure. Damit gerät die Übertragbarkeit 
des Modells auf die hier zu betrachtenden kollaborativen Innovationsprojekte aber 
an Grenzen.  

In der Realität der von uns untersuchten Innovationsprojekte agieren die Akteu-
re – insbesondere in kleineren Unternehmen – zum Teil zwar auf mehreren Ebenen. 
So tragen Produktmanager und FuE-Manager auf der Aushandlungsebene zur Be-
schreibung und Festlegung der beiderseitigen Leistungsverpflichtungen bei. Je nach 
Ebene unterscheidet sich dabei aber zum einen ihre Rolle im Innovationsprozess. 
So kann ein Projektmanager auf der Aushandlungsebene an der Spezifikation von 
Aufgaben, auf der Projektleitungsebene an der Organisation des Projektablaufs und 
auf der operativen Ebene an der Erbringung konkreter Entwicklungsleistungen be-
teiligt sein. Und zum anderen unterscheiden sich auch – je nach organisationaler 
Verortung – die Handlungsressourcen der Akteure von Ebene zu Ebene, wobei sie 
nach unten hin tendenziell abnehmen. So sind Macht und Geld als Handlungsres-
sourcen gegenüber externen Akteuren auf der Aushandlungsebene von zentraler Be-
deutung, während sie den Akteuren auf der operativen Ebene in aller Regel als 
Handlungsressourcen gegenüber externen Akteuren fehlen. Mit Schimank (2007) 
ließe sich hier daher eine begrenzte Handlungsfähigkeit attestieren. Zugleich sind es 
aber gerade diese Akteure der unteren Ebenen, die mit den Unsicherheiten des Inno-
vationsprozesses umgehen und Problemlösungen zur Realisierung der angestrebten 
Innovationen finden müssen – kurz: von denen also besondere Handlungsfähigkeit 
verlangt wird. Wie sie diese erlangen, liegt aber nicht im Fokus des Mehrebenenmo-
dells von Weyer et al. 

Dies verweist zurück auf den Einwand von Mayntz (2005), dass die Gover-
nance-Perspektive das interventionistische, steuernde Handeln der Akteure nicht im 
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Blick hat. Allerdings, so Mayntz, schließen sich die Governance-Perspektive und die 
von ihr so benannte Steuerungsperspektive nicht gegenseitig aus. Vielmehr lenken 
sie den Blick auf unterschiedliche Aspekte der Wirklichkeit. Die oben eingeführte 
Mehrebenendifferenzierung hilft hier, die Governance-Perspektive in diesem Sinne 
um Strukturen der Leistungserbringung – angesiedelt auf der intermediären Ebene 
der Projektleitung und der operativen Ebene der Leistungserstellung – zu ergänzen. 
In der Betrachtung der Fallbeispiele werden wir im Folgenden beide Perspektiven 
miteinander verbinden. Zunächst jedoch wollen wir den Blick auf die Governance-
Ebene und die Gestaltung der Marktbeziehung zwischen den Unternehmen lenken. 

3.3 Zwei marktbasierte Innovationsprojekte 

3.3.1 Marktbasierte Innovationsprojekte: Die Reichweite der 
Regelungsstruktur 

Die hier betrachteten Innovationsprojekte sind als Marktbeziehungen angelegt. Dies 
lenkt den Blick zunächst einmal auf die von den Akteuren ausgehandelten Rege-
lungsstrukturen und ihre Bedeutung für die Innovationsprojekte. Insbesondere 
rücken die für Innovationsprojekte charakteristischen besonderen Unsicherheiten in 
den Fokus. Die marktbasierten Beziehungen zwischen den Unternehmen zielen auf 
einen eindeutigen Leistungstausch und minimale Kontakte zwischen den Unterneh-
men. Idealtypisch annonciert das innovierende Unternehmen einen Entwicklungs-
auftrag und findet den Auftragnehmer. Die beiden Unternehmen schließen vertrag-
liche Vereinbarungen zu Entwicklungszielen, Lieferbedingungen und Zahlungskon-
ditionen ab. Der Auftragnehmer entwickelt, liefert das Ergebnis ab und erhält die 
vereinbarten Zahlungen. Die Marktbasiertheit der Beziehung legt dabei nahe, dass 
die Auftraggeber als innovierende Unternehmen versuchen, sich auf der Aushand-
lungsebene gegenüber den Auftragnehmern/Wissensproduzenten möglichst weit-
gehend abzusichern (etwa durch eine sorgfältige und genaue Ausführung der Leis-
tungserwartungen und -verpflichtungen in Lastenheft und Pflichtenheft oder ver-
traglichen Regelungen zum Schutz des eigenen Produkt-Know-hows und neuer, im 
Projektverlauf entstehender Intellectual Property). Dort, wo dies nicht möglich ist, 
liegt es nahe, dass Auftraggeber versuchen, Risiken des Innovationsprozesses auf die 
Wissensproduzenten abzuwälzen. Doch entspricht eine solche Charakterisierung 
nur begrenzt der Realität der von uns untersuchten marktbasierten Innovationspro-
jekte. Im Folgenden sollen die Reichweite und die Auswirkungen einer marktbasier-
ten Koordination von Innovationsprozessen daher anhand zweier Fallstudien aus 
der Entwicklung von Software und von Windenergieanlagen (Tabelle 3.1; siehe auch 
Kapitel 2) eingehender betrachtet werden.  
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Tabelle 3.1: Zwei Fallstudien zu marktbasierten Innovationsprojekten 

 Fallstudie 1: 
Windenergieanlagen (FS02) 

Fallstudie 2: 
IT (zwei Teilprojekte) (FS16) 

Innovationsziel Entwicklung einer Windenergieanlage 
einer bestimmten Leistungsklasse durch 
den Windenergieanlagenhersteller 
WE23 

Entwicklung neuer Gerätegenera-
tionen für zwei Messtechnikgeräte 
durch IT16 

Marktbeziehung Vergabe eines Entwicklungsauftrags für 
eine Antriebskomponente an WE03 

Vergabe von Entwicklungsaufträgen 
für einzelne Softwarekomponenten 
(Embedded Software) an IT12 

Empirie 8 Expertengespräche (WE03, WE04) 9 Expertengespräche (IT12, IT16) 

 
In einem ersten Schritt werden wir zunächst die Fälle kurz skizzieren und aufzeigen, 
wo die vertragliche Regulierung der Marktbeziehungen an ihre Grenzen gerät. 

3.3.1.1 Fallbeispiel IT-Entwicklung: IT16 vergibt einen Auftrag an den Entwicklungs-
dienstleister IT12 

IT16 ist ein börsennotierter Messtechnologie-Anbieter aus dem Maschinen- und 
Anlagenbau. Der kleine, Ende des 19. Jahrhunderts gegründete Technologiekonzern 
erzielte im Jahr 2014 einen Umsatz von knapp 900 Mio. € und beschäftigt aktuell 
über 5.000 Mitarbeiter weltweit. Heute ist der Konzern nach eigenen Angaben in 
seinen beiden, bereits seit der Anfangszeit verfolgten Sparten Messtechnologie und 
Prozesstechnologie ein international führender Anbieter. IT16 betreibt eigene 
Entwicklungs- und Produktionsstandorte in Europa, Asien und Amerika, wobei sich 
der Schwerpunkt der Entwicklungstätigkeiten am deutschen Stamm- und Headquar-
terstandort konzentriert. 

Untersucht wurden zwei personell und organisatorisch eng miteinander verwo-
bene Projekte, in denen IT16 Entwicklungsaufträge für bestimmte Softwaremodule 
an einen Entwicklungsdienstleister (IT12) vergeben hat. IT12 ist ein zum Befra-
gungszeitpunkt fünf Jahre altes Dienstleistungsunternehmen mit zwei Geschäftsbe-
reichen. Zum einen bietet das Unternehmen – primär JAVA-basierte – Beratungs- 
und Entwicklungsdienstleistungen im Bereich Webplattformen und web-bezogener 
unternehmensspezifischer Anwendungen an (etwa Aufbau von Onlineshops). Zum 
anderen und zum Interviewzeitpunkt schwerpunktmäßig bietet das Unternehmen 
Beratungs- und Entwicklungsdienstleistungen im Bereich der Entwicklung von Ge-
räten und Systemen an. Hierbei geht es vor allem um die Entwicklung sogenannter 
Embedded Systems. Das Unternehmen hat zum Interviewzeitpunkt einen Jahres-
umsatz von knapp 5 Millionen €. Die Beschäftigtenzahl liegt zu der Zeit bei über 50 
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MitarbeiterInnen, bei denen es sich – abgesehen von schmalen Overheads – im We-
sentlichen um (zumeist männliche) Ingenieure und Informatiker handelt. 

Bei den beiden hier betrachteten Innovationsprojekten geht es um die Entwick-
lung neuer Gerätegenerationen für zwei messtechnische Geräte aus der Produkt-
palette von IT16. Bei beiden Geräten handelt es sich um hochpräzise Laborgeräte, 
eines der Geräte kommt sogar als Eichgerät zum Einsatz. Beide Geräte werden in 
den untersuchten Innovationsprojekten von IT16 komplett neu entwickelt. Die 
Projekte umfassen dabei sowohl die Entwicklung der Mechanik, als auch die Ent-
wicklung der Gerätesteuerung. Bei der von IT12 zu entwickelnden Software handelt 
es sich um einzelne, von anderen, insbesondere proprietären Softwaremodulen, klar 
abgegrenzte Softwaremodule für die Steuerung zweier peripherer Gerätefunktionen. 
Wichtig festzuhalten ist, dass diese Software als sogenannte Embedded Software für die 
Steuerung spezifischer, von IT16 entwickelter Geräteteile geschrieben werden soll 
und dass die Entwicklung dieser Geräte-Software damit eng mit der Entwicklung 
der Geräte-Hardware verkoppelt ist. 

IT16 lagert solche Entwicklungsaufgaben, die das Unternehmen zuvor intern 
bearbeitet hat, vor allem aus Kapazitätsgründen aus, die nicht zuletzt auf den suk-
zessiven Bedeutungszuwachs von Software in den IT16-Produkten zurückgehen, 
mit dem die personelle Entwicklung der internen Softwareentwicklungsabteilung 
nicht Schritt gehalten hat. Die Kollaboration zwischen IT16 und IT12 erfolgt auf 
Grundlage von Werkverträgen. Dem Werkvertrag liegt eine erste Version des Las-
tenheftes zugrunde. Neben Leistungs- und Zahlungsverpflichtungen sind hier Ge-
heimhaltungs- bzw. Vertraulichkeitsregelungen sowie Regelungen zur Intellectual 
Property niedergelegt. Der Projektleiter Herr A., als Account-Manager bei IT12 zu-
gleich auch an der Aushandlung von Verträgen nicht nur mit IT16 beteiligt, be-
schreibt Aufbau und Inhalte solcher Verträge: 

„Ein Werkvertrag ist bei uns immer so strukturiert, dass wir zunächst natürlich mal die 
Projektsituation beschreiben, also: Wer ist der Kunde? Was macht der Kunde? Wer sind 
wir? Was machen wir? Das ist […] überall das Gleiche. Dann geht es natürlich darum, 
dass wir uns Gedanken machen um die Umsetzung: Wieviel Aufwand sehen wir hinter 
den einzelnen Positionen? […] Also: Erst mal zerlegen wir das Gesamtprojekt in einzelne 
Positionen. Das geht los mit Analyse und Pflichtenhefterstellung über Implementierung bis 
hin zu Abnahme, Test, Qualitätssicherungskriterien […] Diese Pakete bewerten wir zeit-
mäßig. D. h. pro Paket haben wir dann X Manntage Aufwand. Und am Ende steht eine 
Größe, die heißt dann beispielsweise 120 Manntage für das gesamte Projekt. Das ist auch 
die Größe, mit der man später mit dem Kunden noch diskutiert. Also da geht es dann gar 
nicht mehr um Budgets, sondern nur darum, ist der Aufwand gerechtfertigt oder nicht, sieht 
ihn IT16 auch so, wie wir ihn sehen oder […] haben wir uns verschätzt, treffen falsche 
Annahmen. Dann kommt ein Part, der geht primär um Pflichten von Kunden und IT12, 
also wer hat welche Pflichten […] Dann kommt die ganze Regelung des Eigentums, dass 
also alles in IT16-Eigentum übergeht. Dann wird die Frage der Lagerung geregelt. Die 
Vertraulichkeit wird natürlich geregelt. Und dann der wichtigste Part für uns ist natürlich 
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der zeitliche Horizont dahinter. D. h., wir haben oben die Arbeitspakete und wir treffen 
die Annahme eines möglichen Startdatums. Und unter der Prämisse, dass wir spätestens 
zu diesem Startzeitpunkt dann auch beginnen, können wir natürlich sagen, wir haben 
Meilensteine, die wir uns setzen. Je nach Projekt sind das normalerweise drei bis fünf. […] 
Und diese Meilensteine sind auch verbindlich. D. h., wenn ich da in Verzug komme, dann 
gibt es auch Verzugszinsen. Und genau diese Meilensteine sind dann letztendlich meine 
Vergütung. Also mit dem Erreichen eines Meilensteins [gilt:] […] wenn ich die 
Unterschrift von IT16 habe, dann darf ich meine Rechnung über den Betrag schreiben, der 
da entsprechend hinter markiert ist.“ (Account-Manager IT12) 

Aus dem Zitat werden nicht nur die verschiedenen Regelungsgegenstände solcher 
Verträge deutlich, sondern zugleich auch, dass die vertragliche Regelung der Part-
nerschaft auf Vertragsroutinen basiert, denen beide Unternehmen folgen, wenn es 
gilt, in einer Marktbeziehung die beiderseitigen Rechte und Pflichten festzulegen. 
Zum einen sind hier Meilensteine und Zahlungsziele festgelegt, zum anderen mar-
kieren die Verträge eine Rückfallposition ‚für den Fall der Fälle‘. Die Unternehmen 
versuchen, sich auf diese Weise jeweils gegen die Ungewissheiten der Kollaboration 
abzusichern.  

Befragt nach der vertraglichen Grundlage der Beziehung zwischen den beiden 
Unternehmen verweisen die Projektleiter auf beiden Seiten allerdings darauf, dass 
solche Verträge nicht alles regeln können und geben hierfür eine ganze Reihe von 
Beispielen. Auch dort, wo die Unternehmen vertragliche Regelungen gefunden 
haben, bleiben diese unvollständig. Dies beginnt bereits bei den Vertraulichkeitsver-
einbarungen, die dem eigentlichen Vertragsabschluss vorweggehen und die stark 
vom gegenseitigen ‚Goodwill‘ leben. So ist ein Vertragsbestandteil, dass der Entwick-
lungsdienstleister im Falle einer Zusammenarbeit mit IT16-Wettbewerbern ge-
trennte Entwicklungsteams einrichtet – eine Regelung, deren symbolischer Charak-
ter bereits angesichts der geringen Unternehmensgröße von IT12 und der für IT16 
geringen Kontrollierbarkeit der IT12-internen Informationsflüsse deutlich hervor-
tritt. Ähnliches gilt für die vertraglichen Regelungen zur Intellectual Property, die 
gerade bei Software bekanntlich nur schwer zu schützen ist – „Nein, das ist ein 
Stückchen Vertrauenssache“ (Projektleiter IT16). 

Doch nicht nur die Vertragseinhaltung ist in Teilen Vertrauenssache. Bereits der 
Vertragsgegenstand ist in beiden Projekten nicht in allen Punkten klar. Zwar exis-
tierte in beiden Fällen ein Lastenheft, auf dem der Vertrag aufbaut. Aber im Fall von 
Produkt A kommt es trotz einer klaren Spezifikation und unmissverständlichen Auf-
gabenstellung beim Angebot des Entwicklungsdienstleisters zu einer klaren Fehlkal-
kulation der Aufwände, da das Unternehmen schlicht die Komplexität der Aufgabe 
unterschätzt. Noch größer sind die Unsicherheiten in Bezug auf Produkt B, da hier 
die hardwareseitige Geräteentwicklung bei IT16 noch nicht ausreichend weit gedie-
hen und das Lastenheft entsprechend sehr lückenhaft ist – „Da stand viel drin, aber 
da war auch noch vieles, was ungeklärt war, was so im typischen To-Be-Defined-Status 
war“ (Account-Manager IT12). Trotz der unzureichenden Anforderungen lässt IT12 
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sich nicht nur darauf ein, auch für dieses Projekt einen Festpreis zu vereinbaren. 
Zugleich schlägt das Unternehmen auch vor, aufgrund des langsam anwachsenden 
Zeitdrucks auch auf die Erstellung eines Pflichtenheftes zu verzichten, auch wenn 
das Unternehmen dies im Nachhinein als Fehler ansieht.  

Die Lücken in der Spezifikation wirken sich auf das Projekt in doppelter Weise 
aus. Zum einen fallen damit bereits zu Vertragsbeginn vertragliche Regelungen (etwa 
zu Meilensteinen und Zahlungszielen) und Projektverlauf absehbar auseinander. 
Zum anderen wirken sich die unzureichenden Spezifikationen auf Projektmanage-
ment und Projektdurchführung aus, da die Unsicherheiten im Projektalltag bewältigt 
werden müssen. Bereits an diesen kurzen Ausführungen wird deutlich, dass die 
Marktbeziehung der beiden Unternehmen einer Unterfütterung bedarf, die nur 
außerhalb der gewählten und zwischen den Unternehmen ausgehandelten Rege-
lungsstrukturen liegen kann.  

3.3.1.2 Fallbeispiel Windenergieanlagenentwicklung: ein Komponentenhersteller entwickelt 
eine Antriebskomponente für einen Windenergieanlagenhersteller 

Im Mittelpunkt der Fallstudie FS02 aus dem Windenergiesektor steht die Entwick-
lung einer Antriebskomponente für Windenergieanlagen (WEA) eines großen Wind-
energieanlagenherstellers (WE23). Der Komponentenhersteller (WE03) mit knapp 
300 Mitarbeitern liefert seit über 30 Jahren Antriebskomponenten für Windenergie-
anlagen und hat sich darauf spezialisiert, Entwicklungsaufträge von Großkunden 
umzusetzen. Das Unternehmen muss sich dabei auf immer kürzere Innovationszyk-
len und höhere WEA-Leistungsklassen seiner Kunden einstellen und ist bestrebt, 
hierfür die eigenen Entwicklungsarbeiten weiter zu standardisieren, um seine Markt-
position zu behaupten. Im betrachteten Projektbeispiel erhielt der Komponenten-
hersteller den Auftrag, für einen europäischen WEA-Hersteller eine Antriebskom-
ponente für eine bestimmte WEA-Leistungsklasse zu entwickeln. Das Ziel bestand 
darin, innerhalb von zwölf Monaten eine Antriebskomponente zu entwickeln, zu 
testen und zur Serienreife zu bringen. Die technologische Herausforderung solcher 
Projekte besteht allgemein darin, die Antriebskomponente in Bezug auf einen vor-
gegebenen Bauraum bzw. Maschinenträger zu entwickeln, wofür sowohl umfassen-
de Leistungsanforderungen des Kunden (d. h. Kundenspezifikationen und interne 
Auslegungsparameter wie z. B. Belastungskenndaten, geometrische Anforderungen 
bei der Einbausituation, etc.) als auch Anforderungen der Zertifizierungsgesellschaft 
(z. B. IEC-Normen, Mindestsicherheitsfaktoren, Art der Nachweiserbringung) zu 
berücksichtigen sind. Daneben werden auch externe Zulieferer eingebunden, wenn 
etwa die Produktionskapazitäten ausgeschöpft sind oder Kunden dies explizit wün-
schen, wobei die meisten Bauteile intern hergestellt werden. Entsprechend arbeitet 
der Komponentenhersteller mit verschiedenen Gruppen externer Partner – Kun-
den, Zertifizierungsstellen, Zulieferern, Ingenieurdienstleistern und Forschungsein-
richtungen – zusammen. Von Seiten der Kunden werden im direkten Austausch vor 
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allem zu Beginn Vorgaben insbesondere zur Qualität der zu entwickelnden Kom-
ponenten gemacht. Die Eingriffe einzelner WEA-Hersteller in die Entwicklungs- 
und Fertigungsprozesse des Komponentenherstellers gehen bis hin zur Festlegung 
auf bestimmte Fertigungsstandorte des Unternehmens, mit denen diese Kunden po-
sitive Erfahrungen gemacht haben. Korrespondierend hierzu spielt im Projekt die 
Qualifizierung von bestimmten Zulieferern eine Rolle, die ebenfalls in engem Aus-
tausch mit dem Endhersteller stattfindet. Die vertraglichen Festlegungen zwischen 
dem Komponentenhersteller und den WEA-Herstellern sind also zum Teil sehr 
weitreichend.  

Die Zusammenarbeit zwischen dem Komponentenhersteller und seinen Kun-
den wird im Normalfall in einem Rahmenvertrag geregelt. Der konkrete Entwick-
lungsauftrag wird sodann über die hierin vereinbarten Eckpunkte hinaus vom Ver-
trieb ausgehandelt. Die Vertragsgestaltung folgt auch hier Vertragsroutinen. Deut-
lich wird dies etwa an den zugrunde gelegten Prinzipien in Struktur und Ablauf der 
Projekte: Vorgesehen ist eine möglichst klare Kontaktstruktur und einheitliche Ab-
stimmungsweise über den Vertrieb als ‚Single Point of Contact‘ für den Kunden. Der 
Vertrieb stellt hier in der Regel die zentrale Schnittstelle für die Aufnahme und 
Grobsichtung der Kundenanforderungen dar, bevor diese in den technischen Ab-
teilungen im Detail begutachtet werden. Diese Struktur und dieses Vorgehen ent-
sprechen allerdings vor allem Marktbeziehungen zu kleinen Unternehmen, denen 
der Komponentenhersteller möglichst Standardlösungen anzubieten versucht.  

Demgegenüber sind gerade Entwicklungsaufträge für große Kunden, wie sie in 
unserem Projektbeispiel betrachtet werden, nicht auf Standards zu beschränken, weil 
sie nicht vollständig planbar und daher mit Unsicherheiten behaftet sind. Der Kom-
ponentenhersteller muss im Zweifelsfall jederzeit auf Spezifikationen und Wünsche 
der Kunden reagieren, die sich erst im Entwicklungsprozess ergeben. Entsprechend 
spielen bei Aufträgen großer Kunden das Key Account Management sowie die un-
mittelbare Abstimmung mit relevanten Abteilungen eine zentrale Rolle. Neue Pro-
jekte werden vertraglich immer detaillierter geregelt, so dass der Antriebskomponen-
tenhersteller quasi exklusive Entwicklungen umsetzen muss, die kaum auf andere 
Kunden übertragbar sind. Für jeden der Kunden werden spezifische Qualitätspläne 
erstellt, die im SAP hinterlegt werden. Demgemäß werden alle Bauteile spezifiziert. 
In der Klassifizierung kann jeder einzelne Einkäufer sehen, welche Anforderungen 
an welches Bauteil gestellt werden. Daneben sind auch in Bezug auf die Zertifizie-
rungsgesellschaften diverse Unterschiede, z. B. in Bezug auf die zulässigen Berech-
nungsarten, festzustellen. Zunehmende Bedeutung erlangt die vertragliche Siche-
rung von Rechten an bestimmten Produkten von Seiten einer Reihe von Kunden. 
Solche proprietären Elemente schränken die Möglichkeiten ein, bei Entwicklungs-
projekten flexibel zu agieren. Aufgrund entsprechender Entwicklungsverträge, so 
der Key Account Manager Vertrieb, sei stets zu überprüfen, welche Elemente von 
Kunden eingebracht wurden und daher nicht mit anderen Kunden weiter betrieben 
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werden dürfen. Die im Fallbeispiel betrachtete Koordination zwischen dem Kom-
ponentenhersteller und dem Kunden im Rahmen marktlicher Governance erscheint 
also zunächst naheliegend. 

Dies gilt umso mehr, als allgemein die meisten Entwicklungsprojekte dem Kom-
ponentenhersteller wenig Spielraum für tiefgreifende Innovationen bieten. Die tech-
nischen und formalen Rahmenbedingungen für Entwicklungsarbeiten sind in der 
Regel sehr eng gesteckt; zum Teil treten Innovationsaspekte hinter das Design-to-cost-
Prinzip zurück. Tiefgreifende Innovationen entstünden nur dann, wenn Kompo-
nentenhersteller und Kunden die grundlegende Technologie noch nicht kennen 
würden. Diese eindeutigen Rahmenbedingungen werden vom Komponentenher-
steller in Bezug auf die hier betrachteten Auftragsentwicklungen im Prinzip als posi-
tiv angesehen. Allerdings bieten sie trotzdem, so der für Strategie und Marketing 
zuständige Abteilungsleiter des Unternehmens, nicht genügend Spielräume, um Ent-
wicklungsarbeiten möglichst kundenunspezifisch und breiter verwertbar anzulegen, 
so dass die Auftragsabwicklung sich an eindeutigen Lasten- und Pflichtenheften 
orientieren könnte: 

„Am liebsten würden wir ganz wenig von ihm wissen wollen. Maximale Freiheitsgrade! 
Nach dem Motto: ‚Misch Dich nicht zu sehr ein, sag uns ein Leistungsspektrum, also 
welche Lasten auf die Antriebskomponente kommen und was die Turbine an Lasten pro-
duziert‘. Hinzu kommt noch, wie groß das sein soll, wie schwer das werden darf und welche 
Übersetzung das haben muss. Das würde schon reichen und dann könnten wir anfangen 
und sagen: ‚Wir stellen Dir die beste und optimierteste Antriebskomponente hin, die Du 
bekommen kannst‘. Das ist dann manchmal auch so, aber in den meisten Fällen ist das 
anders, denn die Turbinenhersteller haben sich natürlich auch eine sehr große eigene Kompe-
tenz in Bezug auf die von uns hergestellten Komponenten aufgebaut. […] Es gibt zum 
Beispiel Kunden wie [Windenergieanlagenhersteller 3], die einem wirklich vorschreiben, 
dass die Antriebskomponente genau so und so aussehen muss. Teilweise gibt es da dann 
schon Einzelteilzeichnungen. [Windenergieanlagenhersteller 2] ist hierbei deutlich offener, 
aber es wird schon unheimlich viel vorgegeben. Ich sagte bereits, dass es da ungefähr 60 
Gigabyte an Dokumentationen gibt. Da sind keine Programme oder grafische Anima-
tionen drin, sondern das sind wirklich Papier- oder Excel-Tabellen, bei denen Daten 
übergeben werden, welche Anforderungen in eine Antriebskomponente einfließen sollen. 
[…] Vom Kunden kommt also relativ viel, manchmal zu viel.“ (Abteilungsleiter, Stra-
tegie und Marketing WE03) 

Wie im Zitat deutlich wird, ist die erwünschte Unabhängigkeit und Eindeutigkeit 
gerade in den Beziehungen zu großen Kunden in der Praxis meistens nicht zu reali-
sieren, zumal die Kunden über ein hohes Maß an spezifischem Know-how verfügen 
und viele technische Vorgaben formulieren, die einen entsprechenden Informations-
austausch erforderlich machen. Dies gilt auch im betrachteten Fall: Deutlich wird 
nicht nur, dass es sich um eine in hohem Maße kundenspezifische Entwicklung han-
delt, die vielfältige Abstimmungsprozesse erfordert. Bereits der große Umfang der 
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zu berücksichtigenden Daten, Informationen und Vorgaben seitens des WEA-Her-
stellers verdeutlicht die komplexe Ausgangslage für den Komponentenhersteller, die 
entsprechende Unsicherheiten hinsichtlich der (kosteneffizienten) Umsetzung des 
Entwicklungsauftrags mit sich bringt und der Formulierung eindeutiger Lasten- und 
Pflichtenhefte entgegensteht. 

3.3.1.3 Statt marktbasierter Koordination unvollständige Verträge – was nun? 

An dieser Stelle kann als Zwischenfazit zunächst festgehalten werden, dass die be-
trachteten kollaborativen Innovationsprojekte zwar eindeutig marktbasiert angelegt 
sind, ihr Funktionieren aber kaum allein als Ergebnis marktbasierter Steuerung zu 
erklären ist. Deutlich wird dies bereits am – für Innovationsprojekte im Allgemeinen 
nicht ungewöhnlichen – Ausmaß an Unsicherheit, das die Projekte mit sich bringen 
und das sich gegen eine Kalkulation der mit den Projekten einhergehenden Risiken 
sperrt. Eine eindeutige Festschreibung der in den Entwicklungsprojekten zu erbrin-
genden Leistungen ist den Vertragsparteien in beiden Fallbeispielen kaum möglich, 
weil, wie im Fall von IT16, bei Vertragsabschluss beispielsweise noch nicht einmal 
die notwendigen Vorarbeiten abgeschlossen sind oder, wie im Fall des Komponen-
tenherstellers W1/O1, bereits die Auftragsspezifikation des WEA-Herstellers so 
komplex ausfällt, dass die Entwicklungsaufwände kaum kalkulierbar sind. In beiden 
Fällen sind die Unsicherheiten so groß, dass für die beauftragten Entwicklungsar-
beiten ex ante keine vollständige vertragliche Festlegung und Planung der zu erbrin-
genden Leistungen etwa auf Grundlage von Lasten- und Pflichtenheften möglich ist. 

Wie sich in der Darstellung der Regelungsstruktur und allgemeinen Projektkon-
zeption der beiden betrachteten Fallbeispiele andeutet, fügt sich die Leistungserbrin-
gung nicht ohne weiteres in die vorgegebene Regelungsstruktur. Als Koordinations- 
und Steuerungsmodus treten die vertraglich vereinbarten Rahmenbedingungen bei 
der Durchführung der Entwicklungsarbeiten vielmehr, wie noch zu zeigen sein wird, 
zum Teil weitgehend in den Hintergrund. Trotzdem werden die Entwicklungspro-
jekte in beiden Fällen aber zu einem erfolgreichen Abschluss gebracht. Wie dies den 
Akteuren möglich ist, werden wir im Folgenden anhand des Projektverlaufs bzw. 
der Projektarbeiten in beiden Fällen untersuchen. 

3.3.2 Organisation und Durchführung der Entwicklungsprojekte 
Erste Hinweise darauf, wie sich in Anbetracht dessen die Koordination der Akteure 
und ihre erfolgreiche Bewältigung der Innovationsaufgaben in der Projektrealität 
darstellen, geben bereits die oben vorgenommenen Falldarstellungen. So wird im 
Fallbeispiel aus dem Windenergiesektor das Primat einer jederzeitigen Anpassung 
an die Wünsche und veränderten Spezifikationen großer Kunden herausgestellt, was 
auf eine enge Zusammenarbeit der beiden Unternehmen und die Einbeziehung des 
Kunden in die Entwicklungsarbeiten verweist.  
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3.3.2.1 Fallbeispiel Windenergieanlagenentwicklung: Komplexitätsbewältigung durch 
Kooperation 

Auch wenn die Beziehungen zwischen dem untersuchten Komponentenhersteller 
und seinen Kunden als marktbasierte Beziehungen zu betrachten sind, lassen sie sich 
in ihrem Projektalltag nur schwer als reine Marktbeziehungen beschreiben. Wie be-
reits ausgeführt, zeichnen sich für den Komponentenhersteller insbesondere seine 
Innovationsprojekte für große WEA-Hersteller durch ein hohes Maß an Komplexi-
tät und Ungewissheit aus, das er kaum ohne Hilfe der Anlagenbauer bewältigen 
kann. 

Ungewissheit entsteht für den untersuchten Komponentenhersteller vor allem 
dort, wo die angebotene Antriebskomponente im Rahmen der F&E nach kunden-
spezifischen Konzepten neu bzw. in bestimmte technologische Richtungen weiter-
entwickelt werden muss. Dies betrifft insbesondere neue technische Themen auf 
Grundlage neuester Erkenntnisse oder spezieller Berechnungsmethoden sowie die 
für Großkunden in der Regel zu entwickelnden ‚Tailor-made-Lösungen‘. So werden 
neue Modelle oder Varianten der Antriebskomponente vielfach auf individuelle 
Standorte für Windenergieanlagen hin entwickelt. Bei diesen Neuentwicklungen 
kommen jedoch zugleich immer auch die unterschiedlichen Anforderungen interner 
und externer Stakeholder von internen Standards des Komponentenherstellers über 
Vorgaben aus Industrienormen und Zertifizierungsprozessen bis zu spezifischen 
Kundenanforderungen zum Tragen.  

Wie von Gesprächspartnern aus den Bereichen F&E sowie Marketing geschil-
dert, werden in diesen Fällen – jenseits der vom Komponentenhersteller favorisier-
ten und formell auch vereinbarten Abwicklung über den Vertrieb – kundenspezi-
fisch organisierte Entwicklungsteams eingerichtet, die im Sinne eines Kundenpro-
jektmanagements konstruktive Anpassungen vornehmen, sofern existierende Lö-
sungen („off-the-shelf“) basierend auf dem Baukastenprinzip nicht anwendbar sind. 
Diese Entwicklungsteams bedienen sich dabei zuarbeitender interner Abteilungen 
wie Konstruktion, technische Zeichnung, Berechnung, Modellierung und Verifika-
tion. 

Große Kunden: enge Begleitung und langfristige Beziehungen 

Zugleich sind insbesondere große Kunden bei den konkreten Entwicklungsarbeiten 
des Komponentenherstellers aber auch nicht außen vor zu halten. Vielmehr beteili-
gen sie sich an entscheidenden Stellen an Konzeptionen und Entscheidungen. For-
mal sieht der Entwicklungsprozess vor, dass der Kunde zu fest geplanten Punkten 
die Grobkonzeption und später auch das Komponenten-Design freigeben muss. 
Die Einbeziehung der Entwicklungsbereiche der Kunden reicht aber darüber hin-
aus.  

Aus der Perspektive des Komponentenherstellers spielt die Zusammenarbeit 
mit den Kunden, wie ein Key Account Manager hervorhebt, bereits deshalb eine 
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entscheidende Rolle für Neuentwicklungen, da die Komponenten im Feld erprobt 
werden müssen und der Komponentenhersteller hierfür auf die Zusammenarbeit 
mit einem Kunden angewiesen ist. Umgekehrt stoßen die Kunden aber auch Inno-
vationen an, wenn ihre Anforderungen von den bisherigen Lösungen oder Standards 
des Komponentenherstellers nicht abgedeckt werden können. Wichtig dabei sind 
die unterschiedlichen Perspektiven des Komponentenherstellers und des Anlagen-
bauers.  

„Fairerweise muss man dazu aber auch sagen, dass die Kunden weniger den Blick einzeln 
fokussiert auf die Antriebskomponente richten, natürlich schon auf die Teilkomponenten, 
aber es ist [für die Kunden, d. V.] auch nur ein Bauteil in dem gesamten Triebstrang. Am 
Ende muss natürlich die Gesamtanlage bzw. der ganze Triebstrang funktionieren. Das 
sind Informationen, die uns […] natürlich in der Vollständigkeit nicht zur Verfügung 
stehen. Von daher ist es aus meiner Sicht nachvollziehbar, dass sie das schon sehr eng 
begleiten. Vielleicht ist das auch ein Stück weit Misstrauen aus der Vergangenheit, wo die 
[Komponenten] bei weitem noch nicht die Verlässlichkeit hatten, die sie jetzt haben.“ 
(Projektmanager, Customer Project Management WE03) 

Selbst wenn die Begleitung des Entwicklungsprozesses durch den Endhersteller 
ihren Ausgang in der Kontrolle des Komponentenherstellers hatte, sind die Ent-
wicklungsprozesse des Komponentenherstellers heute eng mit der Entwicklung der 
Gesamtanlage verschränkt, und der Einbeziehung der Entwicklungsbereiche des 
WEA-Herstellers WE04 kommt, wie im Zitat deutlich wird, eine große Bedeutung 
für den Innovationsprozess zu. Bei solchen Diskussionen in Richtung neuer, inno-
vativer Lösungen im Rahmen des Entwicklungsprozesses kommt es auf Vertrauen 
und die Anerkennung der besonderen Kompetenzen der jeweils anderen Seite an, 
die sich im Laufe der Zeit in Verbindung mit der Weiterentwicklung von Kompe-
tenzen zwischen den Partnern erst etablieren mussten. Auf diese Weise bilden sich 
langfristige Marktbeziehungen zwischen dem Komponentenhersteller und einzelnen 
Kunden heraus, die durch einen engen Austausch gekennzeichnet sind. Auf dieser 
Grundlage versucht der Komponentenhersteller die technischen Entwicklungsbe-
darfe, die sich in immer umfassenderen Kundenspezifikationen niederschlagen, 
frühzeitig zu erkennen und ein wechselseitiges Vertrauen zu etablieren: 

„[Die Windenergieanlagenhersteller] gehen mit einer neuen Turbine in der Regel erst an die 
Öffentlichkeit, wenn wesentliche Bestandteile schon stehen. Sprich noch bevor irgendwo an 
die Öffentlichkeit gegangen wird und gesagt wird, dass die eine neue Turbine herstellen 
wollen, haben die eigentlich schon einen Vertrag mit den wesentlichen Lieferanten geschlos-
sen. Das ganze Konzept steht dann schon. Da muss man viel mit dem Kunden sprechen 
und kooperieren, damit man überhaupt erst einmal in dieser Position ist, dass man von 
neuen Projekten erfährt und auch da die Möglichkeit bekommt, entwickeln zu können.“ 
(Key Account Manager, Vertrieb WE03) 

Zu diesen engen und langfristigen Beziehungen tragen auch geringe Marktgrößen in 
der Windenergieindustrie bei: In der von den Gesprächspartnern als relativ klein 



Im Schatten des Marktes: Mikrologiken marktlicher Governance 

 

75 

eingeschätzten Windenergiebranche bestehen zu den meisten Unternehmen ent-
sprechende Kontakte. In diesem Zusammenhang trifft sich das Management beider 
Seiten regelmäßig, um Entwicklungslinien abzustimmen. Je vertrauensvoller dieser 
Austausch ist, desto früher wird der Komponentenhersteller in die Entwicklungen 
beim Kunden einbezogen. Marktbeziehungen sind hier mithin insgesamt als in brei-
tere sektorbezogene Strategien der einzelnen Stakeholder eingebunden zu sehen. 
Nicht zuletzt auch diese strategische Abstimmung wirkt auf eine wechselseitige Öff-
nung der Entwicklungsarbeiten hin. 

Abstimmungs- und Lernprozesse 

Die Abstimmungen über gemeinsame Lösungen werden vor allem im Rahmen re-
gelmäßiger persönlicher Meetings erzielt. Dabei kontrollieren die Kunden die Ent-
wicklungsarbeiten auf unterschiedliche Art und Weise. Ein Gesprächspartner schil-
dert zwei Strategien, wonach Kunden entweder besonders hohe Qualitäts- und 
Sicherheitsanforderungen vorgeben, oder die Entwicklungs- und Fertigungsarbeiten 
im Detail hinterfragen und höhere Ansprüche bei Berechnungen und Simulationen 
stellen. So führen die hohen Sicherheitsanforderungen zu großen Datenvolumina 
z. B. bei Lastinformationen. Ferner werden auch eng definierte prozessbezogene 
Vorgaben gemacht, etwa hinsichtlich eines sogenannten ‚Frozen Process‘, bei dem etwa 
protokolliert wird, auf welchen Produktionsmaschinen, in wie vielen Bearbeitungs-
schritten, mit welcher Programmnummer, nach welchen Zeichnungsindizes und mit 
welcher 3D-Messmaschine ein Bauteil gefertigt wird. Schließlich reichen die Anfor-
derungen einiger Kunden bis hin zu Besuchen bei den Lieferanten des Komponen-
tenherstellers. Diese durch Kontrollen flankierte Umsetzung der breiten Anforde-
rungen trägt zur insgesamt hohen Spezifität der Entwicklungen bei. Hinzu treten 
unternehmensinterne Vorgaben für Entwicklungsarbeiten.  

In diesem Zusammenhang wird der Komponentenhersteller aber auch zuneh-
mend als Systemexperte wahrgenommen. In letzter Instanz entscheiden allerdings 
die Kunden über die Intensität der Zusammenarbeit und die Tiefe der dabei mög-
lichen Einblicke für den Komponentenhersteller. Beim Komponentenhersteller 
werden insgesamt aktuelle Entwicklungen und Perspektiven in Richtung einer stär-
keren Öffnung gesehen, die der Tatsache Rechnung trägt, dass ein optimales Ergeb-
nis bei der Entwicklung nur bei Kenntnissen auch der technischen Peripherie der 
Komponente gefunden werden kann: 

„Da geht es jetzt hin, dass da die Gespräche von der Kundenseite ein Stück weit offener 
werden. Die fragen dann schon und man geht vielleicht nicht in die Details, aber es geht 
zumindest schon einmal dahin, dass man nicht rein auf die Mechanik achtet, sondern auch 
auf das, was in der Peripherie des Getriebes ist. […] Die Kunden sehen, dass man als 
Komponentenhersteller nicht nur reine Kompetenzen in der Mechanik hat, sondern auch 
[…] einen bisschen weiteren Blick auf den Antriebsstrang hat. Wir werden da als Experte 
gesehen.“ (Key Account Manager, Vertrieb WE03) 
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Wechselseitiges Lernen aus der Perspektive des Systemherstellers bzw. des Kompo-
nentenherstellers impliziert hier mithin einen gewissen Grad an Öffnung in der Be-
ziehung zwischen den Unternehmen, der zunehmend die Entwicklungsarbeiten 
prägt. Damit gewinnt jenseits reiner Marktbeziehungen eine auf Kooperation und 
kommunikativen Austausch ausgerichtete Projektlogik an Bedeutung, die bereits 
heute in Teilen des Projektalltags gang und gäbe ist: Die Kontakte zwischen Kompo-
nentenhersteller und Anlagenhersteller sind längst nicht so formalisiert, wie das Un-
ternehmen dies gerne hätte. Während die formelle Regulationsstruktur auf die Ver-
meidung von Abstimmungen abseits des Single Point of Contact ausgelegt ist, muss der 
Projektmanager in einer realistischen Einschätzung einräumen, dass es ohne infor-
melle Abstimmung auf der Arbeitsebene nicht geht: 

„In der Regel ist es so, dass die Kommunikation zwischen den Projektteammitgliedern und 
dem Kunden auf ein Minimum reduziert werden soll. Aber auf der Arbeitsebene ist es 
durchaus auch üblich, wenn bestimmte Themen im Detail diskutiert werden sollen, zum 
Beispiel bei Schwingungsproblemen oder Schwingungssimulationen. Dann ist ein einzelner 
Austausch auf der Arbeitsebene nicht unmöglich.“ (Projektmanager, Customer Pro-
ject Management WE03) 

Grundlagen für spezifische Problemlösungen auf der operativen Ebene 

Im Zuge der geschilderten Abstimmungs- und Lernprozesse kommen schließlich 
auch berufliche Hintergründe der Mitarbeiter auf der operativen Ebene zum Tragen. 
Ein Gruppenleiter aus dem Bereich Projekteinkauf schildert im Hinblick auf die 
Prototypenfertigung, wie sowohl im Einkauf als auch bei der Konstruktion die spe-
zifischen Berufsqualifikationen der Mitarbeiter auf der operativen Ebene zu Abstim-
mungsprozessen und Problemlösungen beitragen: 

„Meine Mitarbeiter sind alles gelernte Zerspannungsmechaniker und Schlosser, die auch 
wissen, wovon sie reden. Ich denke das ist eine ganz gute Lösung, weil man ganz speziell 
in der Prototypenfertigung noch mehr auf den Lieferanten eingehen und die Probleme an 
sich verstehen kann. Auch kann man mit der Konstruktion diverse Themen während der 
Entwicklungsphase verbessern oder einige Prozesse vereinfachen.“ (Gruppenleiter, Pro-
jekteinkauf WE03) 

3.3.2.2 Fallbeispiel IT-Entwicklung: Umgang mit Ungewissheit als Projektalltag 

Wie im Fall des WEA-Komponentenherstellers deutlich wird, ist es dem Unterneh-
men kaum möglich, die beauftragten Antriebskomponenten ohne die Mitwirkung 
des WEA-Herstellers zu entwickeln. Die Verflechtungen zwischen beiden Unter-
nehmen über die gesamte Projektlaufzeit sind vielfältig und reichen, wie sich andeu-
tet, auch über die formalen Projektabsprachen hinaus. Noch deutlicher gilt dies im 
untersuchten IT-Fall: Den notwendigerweise unvollständigen Verträgen und der 
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unzureichenden Regelungsstruktur steht hier eine enge, pragmatische und zielgerich-
tete Zusammenarbeit auf der Arbeitsebene der Entwickler gegenüber, ohne die ein 
Projekterfolg undenkbar erscheint.  

Entsprechend gering schätzen die mit den konkreten Entwicklungsarbeiten be-
fassten Akteure die Bedeutung der auf der Aushandlungsebene zwischen den Unter-
nehmen gefundenen vertraglichen Rahmenbedingungen ein. Bereits die Thematisie-
rung der marktbasierten Regelungsstruktur ruft Widerspruch hervor. Angesprochen 
auf die vertraglichen Grundlagen der Beziehungen zwischen Auftraggeber IT16 und 
Auftragnehmer IT12 wird, wie bereits dargelegt, in den Expertengesprächen auf die 
vielfältigen Regelungslücken und die Nicht-Regelbarkeit diverser Sachverhalte ver-
wiesen. Die im Vertrag zwischen den Unternehmen formal festgelegte marktbasierte 
Abstimmungsweise würde im Projektalltag schnell an ihre Grenzen gelangen und 
hat für die Akteure dort daher – zumindest auf den ersten Blick – kaum Bedeutung. 
Die Untermauerung der Marktbeziehung durch Verträge folgt nicht nur auf der Aus-
handlungsebene zwischen den beiden Unternehmen eingespielten Mustern, auch für 
die beiden Projektleiter ist es eine übliche – in diesem Fall aber eher lästige – Routine, 
mit der sie sich nach Möglichkeit nicht abgeben wollen: 

„Oh Gott, ich bin bei den Verträgen immer so weich. Ja, es ist, glaube ich, ein Werkvertrag, 
rein formal“. Und: „Das ist so vielleicht auch meine Eigenart. Ich bin kein Vertrags-
mensch. Mir ist der Handschlag wichtiger als das Papier.“ (Herr X, Leiter Software 
und Projektleiter, IT16) 

„Also musste ich erst mal Herrn X vertrauen, wenn er sagt: ‚Über die Aufwände, die 
entstehen, reden wir auch drüber. ‘ Und Herr X musste mir vertrauen, wenn ich sage: ‚Ich 
kann das.‘ Insofern ist es einfach ein Vertrauensgeschäft. Wir sind sowieso, wie wir betonen, 
Handschlagtypen. Also ich bräuchte keinen Vertrag. Aber eben für den Fall der Fälle, 
weil man es halt so macht, machen wir den Vertrag. Aber das ist einfach wichtig, dass man 
da sich vertrauen kann, und auch dann eben in solchen Situationen dann vernünftig zusam-
menhält.“ (Herr A, Account-Manager und Projektleiter IT12) 

Stattdessen betonen die am Innovationsprozess konkret beteiligten Akteure die Be-
deutung von Vertrauen und Zusammenarbeit. Korrespondierend mit der Hand-
schlag-Metapher scheint das Projekt für sie vor allem auf der Ebene der konkreten 
engen Kooperation zwischen den Entwicklern auf beiden Seiten angesiedelt zu sein, 
denn wo, wenn nicht auf der Arbeitsebene, werden die Innovationsprobleme gelöst? 

Quellen von Ungewissheit in der Innovationskollaboration zwischen IT12 und IT16 

Die Bedeutung der Arbeitsebene wird bereits bei näherer Betrachtung der Heraus-
forderungen der Projekte und ihre Bewältigung deutlich. Als Quelle von Ungewiss-
heit kommen in den Projekten verschiedene Faktoren zum Tragen: So ist im Fall 
von Produkt B bereits die Geräteentwicklung seitens IT16 noch nicht ausreichend 
weit gediehen, so dass hier unvollständige Spezifikationen und fehlende technische 
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Angaben für IT12 zu einer wesentlichen Quelle von Unsicherheit im Entwicklungs-
prozess werden. Im Fall von Produkt A kommt es demgegenüber seitens des Ent-
wicklungsdienstleisters zu einer beträchtlichen Fehlkalkulation der veranschlagten 
Entwicklungsaufwände. Den Hintergrund hierfür bilden technologische Besonder-
heiten, wie die Verwendung eines Prozessors und eines Betriebssystems, die beide 
den Entwicklern von IT12 unbekannt sind. Hierbei handelt es sich zwar um durch-
aus gängige Technologien, deren Beherrschung kann jedoch aufgrund der hohen 
technologischen Vielfalt bei einem Entwicklungsdienstleister wie IT12 nicht not-
wendig vorausgesetzt werden. Die Komplexität ergibt hier sich vor allem aus dem 
Wissensgefälle zwischen beiden Unternehmen und der notwendigen Einarbeitungs-
zeit auf Seiten der IT12-Entwickler. Deutlich wird dies etwa an der Übertragung 
bestimmter Vorgaben in der Softwarearchitektur:  

„Den stack müssten wir nur einbinden, hieß es, und das hat tatsächlich zwei Wochen 
gedauert, bis der dann lauffähig war.“ (Account-Manager IT12) 

Und nicht zuletzt unterstreicht die bei Embedded Software besonders enge Verbin-
dung von Hard- und Softwareentwicklung die Bedeutung einer genauen Spezifika-
tion nicht nur der technischen Anforderungen, sondern auch der angestrebten 
Funktionalität. Gerade hier verbirgt sich viel nicht- oder schwer kodifizier- und spe-
zifizierbares Know-how. Ein besonders illustratives Beispiel ist eine vordergründig 
unscheinbare Teilaufgabe des Entwicklungsprojektes, die Steuerungssoftware für 
das automatische Schließen einer Klappe. Die von IT12 zu bewältigenden tech-
nischen Anforderungen sind hier nicht nur klar beschrieben. Den IT12-Entwicklern 
wird auch ein Demonstrationsobjekt als Funktionsmodell zur Verfügung gestellt. 
Doch trägt dieses eher zur Fehleinschätzung des Entwicklungsaufwandes bei: Die 
zu entwickelnde Funktion mutet auf den ersten Blick schlicht banal an. Das mit dem 
Demonstrationsobjekt übertragene implizite Wissen wird erst auf den zweiten Blick 
deutlich, denn nicht das ‚Was‘, sondern das ‚Wie‘ macht die eigentliche Herausfor-
derung aus.  

„Da gibt es ganz viele Anforderungen, wo ich dachte, okay, so ein Klappe-auf, Klappe-zu 
fahren, das kann doch nicht länger als eine Woche dauern, aber da steckt unheimlich viel 
Regelalgorithmik dahinter.“ (Account-Manager/Projektleiter IT12) 

„Also die Klappe ist schon immer ein sehr undankbares Thema gewesen. Weil man das 
schlecht spezifizieren kann. Das ist viel persönliche Wirkung auf den Anwender. Fahren 
die Klappen schnell genug? Ist das zu laut? Klacken die zu laut vorne an den Anschlag? 
Alles so Empfindungssachen, die man schlecht spezifizieren kann […] Das ist eben so ein 
bisschen im Nebel stochern, so lange, bis derjenige, der es abnicken muss, persönlich zufrie-
den ist.“ (Herr Z, Entwickler IT16) 
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Die Beispiele verdeutlichen, dass IT12 aus den verschiedensten Gründen viele der 
mit den Entwicklungsaufgaben verbundenen Unsicherheiten kaum aus eigener 
Kraft bewältigen kann. Stattdessen erfordert die erfolgreiche Bewältigung der Ent-
wicklungsaufgaben eine enge Zusammenarbeit zwischen den Akteuren auf der Pro-
jektleitungs- und insbesondere auf der Arbeitsebene beider Unternehmen, auch 
wenn dies in den auf der Aushandlungsebene getroffenen vertraglichen Vereinba-
rungen zwischen den Unternehmen so nicht vorgesehen ist und im Projektalltag 
deutlich über das vereinbarte Maß hinausreicht. Vertraglich vorgesehen sind nur 
einige wenige Berührungspunkte zwischen den Entwicklern in beiden Unterneh-
men. Zum einen sind dies die Übergabetermine für die zu entwickelnden Software-
pakete (Meilensteine), in deren Rahmen in einem der beiden Projekte zudem soge-
nannte ‚Code Reviews‘ vorgenommen werden, in denen der geschriebene Source Code 
und das Zusammenspiel der entwickelten Softwaremodule mit der von IT16 
entwickelten Software geprüft werden. Zu diesen Übergaben reisen der IT12-Pro-
jektleiter und die IT12-Entwickler jeweils an. Zum anderen sind für die Kontakte 
zwischen den Unternehmen und ihren Entwicklerteams formal Namen und Zustän-
digkeiten festgelegt. Eine enge Anwendung dieser Regelungsstruktur hätte allerdings 
das Erreichen der Innovationsziele erschwert, wenn nicht gefährdet. 

Pragmatismus im Umgang mit Ungewissheit – „Ich habe einfach nach einer Telefonnummer 
gefragt.“ 

Bereits auf der Projektleiterebene ist klar, dass diese Festlegungen kaum der Projekt-
realität und den dort zu begegnenden Anforderungen entsprechen. IT12-Projektlei-
ter A betont mehrfach, dass für seine Entwickler ein gewisser Pragmatismus im Um-
gang mit Kundenanforderungen von hoher Bedeutung sei und hält diese dazu an. 
Zwar gibt es den formal korrekten, der vertraglich fixierten Abstimmungsweise ent-
sprechenden Kommunikationsweg zwischen den beiden Entwicklerteams. Die kon-
kreten Innovationsprobleme im Sinne des Kunden IT16 lösen müssen aber letzt-
endlich die Entwickler. Also sollten die Entwickler beider Seiten auch, so seine For-
derung, direkt miteinander umgehen. Diese Forderung nach Pragmatismus zielt so-
wohl auf den Umgang mit den Unsicherheiten des Entwicklungsprozesses als auch 
auf die Kommunikation zwischen den Entwicklern beider Unternehmen und die 
Nutzung des „kurzen Dienstweges“. Insbesondere ermuntert Herr A seine Entwick-
ler dazu, möglichst oft von Email und Telefon Gebrauch zu machen. Und umge-
kehrt betont auch A’s Pendant, der IT16-Projektleiter Herr X, die Bedeutung der 
direkten Kommunikation zwischen den Entwicklungsteams für das Gelingen des 
Entwicklungsprojektes. Deutlich wird an dieser Stelle, dass die Ungewissheiten der 
Innovationsprojekte nicht auf der Aushandlungsebene zwischen den Unternehmen 
regulativ eingegrenzt werden können und dass stattdessen insbesondere die Akteure 
auf der Arbeitsebene damit umgehen und die auftretenden Probleme mit einem 
hohen Maß an Flexibilität und Pragmatismus in unternehmensübergreifender Zu-
sammenarbeit bewältigen können müssen. 
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Den Entwicklern beider Unternehmen ist dies auch durchaus bewusst. Auffällig 
ist allerdings, dass die beiden Projektleiter das entsprechend Naheliegende, nämlich 
ihre Entwickler zu Projektbeginn einmal zusammenzubringen, nicht systematisch 
tun. Die Kontaktaufnahme geht vielmehr in Teilen von den Entwicklern selber aus. 
Den Entwicklern ist sehr bewusst, dass sie, um ihre Aufgaben gut lösen und zu einer 
Problemlösung kommen zu können, aufeinander angewiesen sind. Dazu setzen sie 
sich auch über die vertraglich vorgesehenen Kommunikationsstrukturen, die auf 
eine eindeutige Auftraggeber-Auftragnehmer-Beziehung zielen, hinweg. 

„Ich finde das aber nicht gut, wenn man einfach einen Auftrag kriegt und fünf Monate 
später was abliefert. Vom Requirement-Management her ist es immer so, dass die Require-
ments nie perfekt sind. D. h., ich schreibe was und ich denke mir was dabei und ich schreibe 
möglicherweise auch gleich den Test dazu, damit ich weiß, jetzt kann man wirklich nur das 
drunter verstehen. Aber oft versteht man doch was anderes – dann, wenn man nicht nach-
fragt. Wenn man nicht ständig in Gesprächen ist, dann wird man ein Produkt zurück-
kriegen, das man gar nicht haben wollte […] Wenn man sagt, ich will in fünf Monaten 
ein Produkt zurückkriegen und dazwischen gibt es keine Kommunikation, dann wird das 
Produkt sicher nicht das sein, was ich haben wollte.“ (Frau Y, Entwicklerin IT16) 

Um dies zu verhindern, baut die hier zitierte Entwicklerin Frau Y eigene Kommu-
nikationskanäle auf, die die festgelegten Zuständigkeiten unterlaufen.  

„Ich habe einfach nach einer Telefonnummer gefragt und habe direkt mit dem geredet. Ich 
habe auch gefragt, wer ist dafür zuständig, wer macht das […] Frage: Also von der Projekt-
organisation her ist das nicht vorgesehen gewesen, sondern das war Ihre Initiative, weil Sie 
sagen, das geht ja schief, wenn wir das nicht absprechen? Antwort: Ja, eigentlich war 
vorgesehen, dass Herr W mit IT12 telefoniert, was so Anforderungen an dieses Teilmodul 
sind. Und Herr Z mit denen kontaktiert, wenn sie Hardware-nahe Programmierungs-
fragen haben […] Aber ich muss Befehle zu denen schicken. Die sollen das machen, was 
ich denen schicke und zwar genauso, wie ich es haben will. Und da entstehen die Fragen 
auch.“ (Frau Y, Entwicklerin IT16) 

Als einer der IT12-Entwickler zu einem Übergabetermin anreist, nutzt sie eine 
Pause, um ihn mit dem IT16-Entwicklerteam bekannt zu machen. 

„Als Herr C. mal hier war, war da keiner im Raum […] Ich habe ihn einfach mal am 
Arm genommen und gesagt, ‚wir gehen mal nach oben’. Und da habe ich ihm unseren 
Raum gezeigt und jeden einzelnen Entwickler, auch z. B. die, die […] bei diesen Endab-
nahmen nicht dabei waren […] Damit er die Leute mal gesehen hat. Habe ich einfach in 
Eigeninitiative gesagt: ‚Wir gehen mal nach oben’.“ (Frau Y, Entwicklerin IT16) 

Ähnlich kritisiert Herr Z, ebenfalls Entwickler bei IT16, dass zu wenige Code Re-
views vorgesehen sind. Während diese im Vertrag im Sinne der marktlichen Gover-
nance auf eine Ergebniskontrolle zielen, betrachtet er solche Reviews jedoch vor 
allem als Instrument zur Abstimmung der Entwicklungsteams und zur Verbesserung 
der Entwicklungsergebnisse.  
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„Wenn wir öfter geschaut hätten, dann wären die gar nicht erst so weit in die falsche 
Richtung marschiert, sondern man hätte von unserer Seite früher sagen können: Macht das 
anders.“ (Herr Z, Entwickler IT16) 

Schnell entwickeln sich die von ihm durchgeführten Code Reviews damit zu einem 
Coaching der noch jungen IT12-Entwickler, die die Code Reviews ebenfalls weniger 
als Kontrolle, sondern vor allem als Gelegenheit betrachten, vom deutlich erfahre-
neren Herrn Z zu lernen.  

Wie bereits die wenigen Zitate verdeutlichen, kommt der informellen, direkten 
Kommunikation zwischen den Entwicklern beider Unternehmen eine große Bedeu-
tung für den erfolgreichen Projektabschluss zu. Wichtig ist, dass die Probleme in der 
Regel – sei es im Rahmen der Code-Reviews, sei es im Zuge informeller Kontakte 
und Nachfragen – direkt adressiert und auf den Weg einer Lösung gebracht werden. 
Die Initiative zur Kommunikation geht dabei von beiden Seiten aus. Auf die Frage, 
was denn unternehmensseitig getan werde, um die Kommunikation aufzubauen, 
lautet die Antwort: „Das haben schon wir Entwickler gemacht“ (Frau Y, Entwick-
lerin IT16). 

Deutlich ist, dass es den Teams beider Unternehmen relativ leicht fällt, eine ge-
meinsame Kommunikationsebene zu finden. Getragen wird diese aber vor allem 
von einem Selbstverständnis, das vom gemeinsamen Bewältigen einer Aufgabe aus-
geht – „Es macht keinen Sinn, wenn man sich gegenseitig Steine in den Weg legt. 
Wir müssen ja schnell fertig werden“ (Frau Y, Entwicklerin IT16). Die enge Kom-
munikation beruht hier auf einem gemeinsamen Verständnis der Entwicklungsauf-
gaben bzw. der Fähigkeit, sich eine weitgehend gemeinsame Perspektive auf die zu 
bearbeitenden Probleme anzueignen. Die gemeinsame Problemlösungsorientierung 
ermöglicht es, fehlende Informationen auch schon mal durch Annahmen zu erset-
zen und trotzdem, wie einer der IT12-Entwickler berichtet, „Punktlandungen“ zu 
erzielen. Möglich werden ihm diese, weil er mit der Gegenseite das grundlegende 
Problemverständnis teilt. Hier wird deutlich, dass sich zwischen den beiden Soft-
wareteams so etwas wie ein ‚Denkkollektiv‘ herausgebildet hat, dem es nicht 
schwerfiel, sich eine weitgehend gemeinsame Perspektive auf die zu bearbeitenden 
Probleme anzueignen.  

Dazu ist zunächst wichtig, dass sich die beiden Unternehmen und ihre Entwick-
lungsbereiche, wie der IT16-Projektleiter hervorhebt, in ähnlichen Welten bewegen: 
Beide Unternehmen gehören einem eher mittelständischen Milieu an (auch wenn 
IT16 diesem als Gesamtunternehmen mit seinen verschiedenen Sparten schon 
längst entwachsen ist), beide Entwicklungsteams entwickeln Embedded Software 
und bearbeiten Projekte ähnlichen Typs – „da habe ich schon gute Voraussetzungen, 
damit man sich überhaupt erst mal versteht […] man hat erst mal überhaupt einen 
Kommunikationskanal“ (Herr X, Leiter Software, IT16). Hinzu kommt, dass der 
Software-Bereich innerhalb von IT16 trotz seiner wachsenden Bedeutung nach wie 
vor ein Stück weit als exotisch wahrgenommen wird. „Softwerker in feinmechani-
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schen Unternehmen“, so Herr X, „sind immer Sonderlinge, die nur Ressourcen fres-
sen und das ganze Projektgeschäft verzögern. Das ist so die Tradition.“ In der Ko-
operation mit IT12 bewegen sich die IT16-‚Softwerker‘ aber unter Gleichen. Unter-
mauert wird dies auch auf der persönlichen Ebene. Hier basiert der gemeinsame 
Erfahrungshintergrund auf zum großen Teil vergleichbaren Ausbildungswegen 
sowie in Teilen auf Erfahrungen in der Embedded-Software-Entwicklung bzw. zu-
mindest einem durch erste Erfahrungen getragenem Verständnis der Embedded-
Welt. So haben fünf der sechs Befragten eine Fachhochschul- oder Hochschulaus-
bildung im Bereich der Informatik und/oder Elektrotechnik durchlaufen. Nur einer 
der beiden IT12-Entwickler hat Mathematik studiert und ist über verschiedene Sta-
tionen der Softwareentwicklung schließlich im Bereich der Embedded-Systems-Ent-
wicklung gelandet.  

Unterstützt wird dies in Teilen auch durch ein Projektmanagement, dass zumin-
dest für das Projekt Produkt B, für das es keine vollständige Spezifikation gibt, auf 
ein iteratives, kleinschrittiges Vorgehen zielt und wöchentliche Besprechungen über 
Projektstände und Informationsbedarfe vorsieht. Der Vorteil dieses kleinschrittigen 
Vorgehens liegt auf der Hand: Der Entwicklungsdienstleister koppelt den Fortgang 
seiner Entwicklungsarbeiten auf diese Weise nicht nur immer eng an den Fortgang 
des bei IT16 angesiedelten Kernprojektes und kann so schnell auf Wendungen rea-
gieren und die neuesten Entwicklungen aufnehmen. Zugleich bekommen die IT12-
Entwickler auch ein schnelles Feedback bereits auf kleine Entwicklungsabschnitte, 
so dass sichergestellt werden kann, dass sie sich mit ihrer Arbeit – trotz der unzurei-
chenden Spezifikation – auf dem richtigen Weg befinden. Ein solches iteratives Vor-
gehen in der Softwareentwicklung ist in der IT-Industrie durchaus typisch, in einem 
Maschinenbauunternehmen wie IT16 aber nach wie vor eher unüblich und wurde 
in diesem Fall durch IT12 in das Projekt eingebracht und sogar vertraglich verankert, 
um so trotz der unvollständigen Spezifikation Meilensteinvereinbarungen treffen zu 
können.  

Projektrealität zwischen Regelungsstruktur und Problemlösungspragmatismus 

Folgt man der Darstellung der Akteure, scheint der erfolgreiche Ablauf der Innova-
tionsprojekte auf eine eher geringe Bedeutung der vertraglichen Rahmung der Pro-
jekte bei IT16 und IT12 hinzuweisen. Dass die Zusammenarbeit zwischen den bei-
den Unternehmen erfolgreich funktioniert, begründen die Akteure auf der Projekt-
leitungs- und der Arbeitsebene beider Unternehmen, wie gezeigt, sowohl mit gegen-
seitigem ‚Goodwill‘ und Vertrauen als auch mit ihrer sehr pragmatschen Einstellung 
zu den formalen vertraglichen Grundlagen der Beziehung zwischen den beiden Un-
ternehmen. Im Vordergrund steht für sie, so scheint es, die gemeinsame Bewältigung 
der gesetzten technischen Aufgaben und der damit verknüpften Unwägbarkeiten. 
Dies erfordert vor allem gegenseitige Verlässlichkeit und beiderseitigen Pragmatis-
mus nicht nur in der Lösung technischer Probleme, sondern auch im Umgang mit 
den mitunter zu engen vertraglichen Grundlagen der Kollaboration. Mit dieser 
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Problemlösungsorientierung korrespondiert zudem das Bestreben des Projektleiters 
und Leiters der Softwareentwicklung bei IT16, zur Ergänzung seiner begrenzten 
Personalkapazitäten eine längerfristige Beziehung mit IT12 aufzubauen. In den Ge-
sprächen mit den Projektleitern auf beiden Seiten wird sehr deutlich, dass die ge-
meinsame Problemlösungsorientierung auf der Projektleitungs- und auf der Ar-
beitsebene und der Aufbau einer entsprechend ausgerichteten, auch über die Pro-
jekte hinausreichenden Kooperation für den Projektverlauf tragender sind als die auf 
der Aushandlungsebene gefundenen vertraglichen Regelungen zum Ablauf. Ent-
sprechend ist der Projektalltag in der Beziehung zwischen beiden Unternehmen 
auch, wie gezeigt, stark von Vertrauen und direkter Kommunikation geprägt. Doch 
auch wenn dies, wie beide Projektleiter hervorheben, von hoher Bedeutung für den 
Projekterfolg ist, erklärt es die erfolgreiche Bewältigung der Innovationsprojekte nur 
unzureichend. 

Irreführend an dieser Stelle ist ein – auch von der Literatur unterstrichenes – 
Verständnis von Marktbeziehungen als Misstrauensbeziehungen, dem auch die aus 
den oben angeführten Äußerungen der Projektleiter sprechende Gegenüberstellung 
von Vertrag und Vertrauen (bzw. ‚Handschlag‘) entspricht. Diese legt hier jedoch 
ein Maß an Unverbindlichkeit nahe, das kaum zu der zu bewältigenden technischen 
Entwicklungsaufgabe passt. Auch wenn die Akteure die Bedeutung der Vertragsbe-
ziehung herunterspielen, hat diese als Grundlage des Entwicklungsprojektes Be-
stand. Aufgabendefinitionen, Leistungsziele, Meilensteine und Zahlungsvereinba-
rungen sind genauso festgelegt wie die Konsequenzen bei Nichterfüllung. Diese 
Vertragsinhalte sind den beiden Projektleitern sehr wohl bewusst (zumal sie an deren 
Aushandlung beteiligt waren). Auch wenn sie ihre Beziehungen als vertraulich be-
greifen, kommen sie um diese Verpflichtungen nicht herum und erfüllen sie auch. 
So fordert Herr A als Projektleiter bei IT12 seine Entwickler zwar zu Pragmatismus 
und direkter Kommunikation mit den Entwicklern von IT16 auf. Als Vertreter des 
Entwicklungsdienstleistungsunternehmens IT12 geht es ihm dabei aber auch darum, 
die vereinbarten Meilensteine – nicht zuletzt aufgrund der daran geknüpften Zah-
lungstermine – einzuhalten und das Projekt – nicht zuletzt aufgrund der vereinbar-
ten Festpreise – möglichst schnell abzuschließen. Ähnlich steht für sein Pendant bei 
IT16, Projektleiter X, die Bewältigung der Innovationsaufgaben im Vordergrund, 
für die er IT16-intern die Verantwortung trägt. Dass beide vertrauensvoll miteinan-
der kooperieren können und ihre Beziehung als Handschlag-Beziehungen verstehen, 
hat aber nicht nur damit zu tun, dass beide augenscheinlich persönlich gut ‚mitein-
ander auskommen‘, sondern wird nicht unwesentlich durch die vertragliche Grund-
lage der Unternehmensbeziehung als Rahmung der Projekte fundiert.  

Auf der Aushandlungsebene zwischen den Unternehmen begründet der Vertrag 
nicht nur einen Leistungstausch. Zugleich sind mit der Verteilung von Leistungsver-
pflichtungen und ‚benefits‘ auch die Rollen der Akteure und die Interessenpositionen 
auf beiden Seiten eindeutig festgelegt. Beide Unternehmen verpflichten sich mit dem 
Vertragsschluss auf eine Rollenverteilung, die unterstellt, dass sie im Rahmen des 
Projektes nicht in Wettbewerb zueinander treten werden. Der Vertrag definiert nicht 
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nur eindeutig, wer Auftraggeber und wer Auftragnehmer ist. Festgelegt werden auch 
Verfügungsrechte an dem zu entwickelnden Wissen sowie Schutzrechte für das 
Wissen, welches IT12 im Rahmen des Innovationsprozesses durch den tieferen Ein-
blick in Produkte von IT16 erwirbt. Dieser Punkt ist gerade angesichts des immate-
riellen Charakters des zu schützenden Wissens und der einfachen Kopierbarkeit von 
Software nicht ohne Bedeutung, zugleich aber auch nur schwer kontrollierbar. Die 
entsprechenden vertraglichen Regelungen wirken einerseits notwendigerweise etwas 
hilflos und stellen de facto nicht mehr als eine Willenserklärung dar. So verpflichtet 
sich IT12 beispielsweise, seine in Projekten mit IT16 eingesetzten Mitarbeiter wäh-
rend der Vertragslaufzeit nicht auch in Projekten mit Wettbewerbern von IT16 ein-
zusetzen, wobei solche Projekte mit Wettbewerbern von IT16 beiden Seiten gleich-
zeitig als eher unwahrscheinlich gelten. Andererseits wird hier aber eine vertraglich 
abgesicherte Anspruchsgrundlage für den Fall des Zuwiderhandelns geschaffen. 
Schließlich bietet die vertragliche Unterfütterung den Unternehmen gleichzeitig aber 
auch eine wichtige Rückfallposition: Auch wenn die Kollaboration ein Balanceakt 
ist, erfolgt dieser nicht ohne Netz. Vielmehr schreibt der Vertrag für beide Seiten 
Sanktionsmöglichkeiten und Anspruchsgrundlagen fest. Es steht zu vermuten, dass 
damit in der Vertragsbeziehung zwischen den Unternehmen eine wesentliche 
Grundlage für die zu beobachtende Vertrauensbeziehung auf der Projektleitungs- 
und der Arbeitsebene gelegt wird: Mit der Klärung der Interessenpositionen und der 
Festlegung von Rollenverteilung und Aufgabenzuweisung im Vertrag wird allen Un-
wägbarkeiten des Innovationsprozesses zum Trotz eine ausreichende Eindeutigkeit 
in den Beziehungen zwischen den Unternehmen hergestellt, die auf der Ebene der 
Akteure mit entsprechenden Handlungserwartungen einhergeht und es ihnen er-
möglicht, ‚befreit‘ zu kooperieren.  

Besonders deutlich wird dies auf der Ebene der Projektleiter, die zwischen den 
vertraglichen Konditionen und der Arbeitsebene vermitteln müssen: Einerseits 
müssen sie die Umsetzung der vertraglichen Verpflichtungen gewährleisten und sind 
für die „großen Linien“ im Projektablauf verantwortlich. Andererseits können sie 
den Projekterfolg jedoch nur erreichen, wenn sie den Entwicklern auf der Arbeits-
ebene genügend Freiraum lassen, um flexibel und problemabhängig mit den Unge-
wissheiten des Innovationsprozesses umzugehen. Entsprechend lägen die alltägli-
chen „kleineren Entscheidungen“, so IT12-Projektleiter A, bei den Entwicklern der 
beiden Unternehmen.  

Um sich die notwendige Flexibilität und Reaktivität auf der Arbeitsebene zu er-
halten, gehört im Fall der beiden Unternehmen auf der einen Seite dazu, die vertrag-
lich festgelegten Konditionen nicht auszureizen, sondern offen über Verzögerungen 
und Probleme im Ablauf zu sprechen. 

„Und letztendlich am Ende hat er [Herr X] auch ganz fair gesagt, ja, die Risikofaktoren 
waren zu Beginn benannt, und genauso sind sie eingetreten. Großteils hat IT16 das auch 
zu verantworten. Deswegen haben wir uns den Schmerz, der entstanden ist, tatsächlich so 
geteilt, dass ich dann mit einer schwarzen Null rausgekommen bin […] Das macht für 
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mich eigentlich eine faire Partnerschaft aus, dass ich über solche, vermeintlich unangenehmen 
Themen auch wirklich offen reden kann.“ (Herr A, Account-Manager IT12) 

Auf der anderen Seite kann dies aber durchaus auch bedeuten, die formal festgeleg-
ten Regelungsstrukturen zu nutzen, um Stockungen und Problemen im Projektfluss 
zu begegnen.  

„Also ich bin auch eine Eskalationsstufe und die Kollegen sollen sich auch hinter mir 
‚verstecken‘ [können]. D. h. wenn sie zu einer Aussage gedrängt werden, können sie immer 
sagen: ‚Das muss ich erst mit Herrn A klären.‘ Das ist ganz klar auch das Konzept, das 
wir intern leben, um die Kollegen aus dem Feuer zu halten, auch den Druck gar nicht erst 
dahin gehen zu lassen, sondern das wirklich dann auf unsere Ebene abzuladen.“ (Herr 
A, Account-Manager IT12) Und: 

„Wenn ich Herrn X auch über das Festnetz nicht bekomme, habe ich ihn mobil angerufen, 
der wusste auch, das ist wichtig. Umgedreht ist es genauso. Wenn ich auf einem Freitag-
abend noch einen Anruf von Herrn X bekomme, weiß ich, okay, irgendwas läuft gerade 
nicht so, wie er sich das vorstellt. Und insofern, wir mussten auch nie weiter eskalieren.“ 
(Herr A, Account-Manager IT12) 

Die Eskalationsstufe ‚Projektleiter‘ kam in den beiden Projekten, wie auch die betei-
ligten Entwickler bestätigen, allerdings so gut wie nicht zum Einsatz. Ausnahmen 
beziehen sich anscheinend auf das Anmahnen ausgebliebener Informationen und 
sind nach allseitigem Bekunden mehr oder minder ‚an einer Hand abzählbar‘. Die 
anfängliche Unsicherheit gegenüber dem unbekannten Kunden wich auch auf der 
Entwicklerebene schnell der direkten Kommunikation. 

3.4 Problemlösungshandeln im Schatten des Marktes 
Ausgehend von der Beobachtung, dass unternehmensübergreifende Innovations-
projekte vielfach durch eine marktförmige Governance charakterisiert sind, haben 
wir zu Beginn gefragt, wie marktförmige Governance-Formen mit dem hohen Maß 
an Unsicherheiten vereinbar sind, die typischerweise mit Innovationsprojekten ein-
hergehen. Am Beispiel zweier Fallbeispiele aus der Entwicklung von Windenergie-
anlagen und Software haben wir dieses Spannungsfeld zwischen marktförmiger Go-
vernance und betrieblicher Praxis näher untersucht. Als Koordinations- und Steue-
rungsmodus schlägt die Governance-Form ‚Markt‘ aber nur begrenzt auf die Pro-
jekte durch.  

Im Zentrum der marktbasierten Innovationsprojekte steht eine zwischen den 
Unternehmen ausgehandelte vertragliche Regelungsstruktur. Neben den gegenseiti-
gen Leistungsverpflichtungen sind hier auch Rahmenbedingungen für die Durch-
führung der Innovationsprojekte festgelegt – von Rechten und Verpflichtungen zu 
Information, Mitwirkung und Kontrolle, bis hin zur Festschreibung von Kommuni-
kationskanälen und zur Benennung von Ansprechpersonen. Die zugrundeliegende 
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Vorstellung einer marktförmigen Abwicklung der Entwicklungsprojekte geht jedoch 
wie gezeigt weder im Windenergiefall noch im Fall der von IT16 beauftragten Soft-
wareentwicklung auf. Bereits rein technisch lassen sich die Entwicklungsaufträge 
nicht soweit eingrenzen, dass die Auftragnehmer die Entwicklungsprojekte allein 
durchführen könnten. Stattdessen sind die untersuchten Innovationsprojekte in 
beiden Fällen durch ein hohes Maß an Unsicherheit und Komplexität gekennzeich-
net, so dass sich die angestrebten Formen der Problemlösung zum Teil gegen die 
auf der Aushandlungsebene gefundenen Regulierungsstrukturen sperren. In beiden 
Fällen kommt es vielmehr zu einer engen Zusammenarbeit zwischen den Unterneh-
men, was im WEA-Fall nicht zuletzt aufgrund der geringen Marktgröße sogar als 
branchentypisch gelten kann. Doch folgt diese Zusammenarbeit nur begrenzt den 
kontraktuellen Rahmenbedingungen.  

Trotzdem gehen die untersuchten kollaborativen Innovationsprojekte als markt-
förmig koordinierte Projekte von der Vorstellung der vertraglichen Regelbarkeit zwi-
schenbetrieblicher Kooperationsbeziehungen aus. Grundlage ihrer Kollaboration ist 
die für die Unternehmen und ihre Akteure ‚brauchbare Fiktion‘ eindeutiger vertrag-
licher Regelungen (im Sinne von Czada & Schimank 2000; Vaihinger 1911). Diese 
Fiktion entspricht nicht der tatsächlichen Praxis, sie ist aber dennoch brauchbar, da 
sie den jeweiligen Vertragspartnern die Option belässt, sich im Falle des Scheiterns 
pragmatischer Kooperationen auf rechtliche Auseinandersetzungen einzulassen – 
eine Option allerdings, die in der Regel für alle Vertragspartner extrem unattraktiv 
ist und die daher den Druck auf konsensuelle Konfliktfindungen und ein kooperati-
ves Zusammenwirken erhöht.  

Aushandlungsebene – Projektleitungsebene – Arbeitsebene 

Um jedoch zu verstehen, wie es die Akteure unter diesen Rahmenbedingungen ver-
mögen, die Innovationskollaboration zum Erfolg zu führen, muss die auf die Rege-
lungsstrukturen fokussierte Governance-Perspektive um eine weitere Perspektive 
ergänzt werden, die die konkreten Leistungsstrukturen in den Blick nimmt, in denen 
die vereinbarten Leistungen im Problemlösungshandeln der Akteure erbracht wer-
den. In der Betrachtung der Innovationsprojekte sind dabei drei Ebenen zu unter-
scheiden: Auf der Aushandlungsebene werden vertraglich die gegenseitigen Leistungs-
verpflichtungen zwischen den Unternehmen sowie eine Regelungsstruktur zur Um-
setzung festgeschrieben. Doch bedarf die Marktbeziehung der Unternehmen, darauf 
verweist insbesondere der Blick auf den Entwickleralltag im Fall der IT-Entwick-
lung, einer sozialen Unterfütterung oder Mikrofundierung: Die zwischen den Unter-
nehmen abgeschlossenen Verträge über auszutauschende Leistungen sind das eine, 
die Realisierung der angestrebten Problemlösung ist aber das andere. Diese Prob-
lemlösungsleistung wird sozusagen im Schatten des Marktes erbracht. Sie vollzieht 
sich in den konkreten Projektstrukturen, die sich wiederum in eine Projektleitungsebene 
und eine operative Ebene bzw. Arbeitsebene unterscheiden lassen.  
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Auffällig dabei ist, dass die auf der Aushandlungsebene vereinbarte Regelungs-
struktur zwar Eindeutigkeit in den Beziehungen zwischen den Unternehmen unter-
stellt, dass das Problemlösungshandeln auf der Projektleitungs- und insbesondere 
auf der Arbeitsebene sich jedoch scheinbar kaum daran orientiert. Umgesetzt wird 
die Problemlösung hier vielmehr von Akteuren, die in die Hierarchien der Unter-
nehmen eingebunden sind und somit auf der einen Seite gegenüber externen Akteu-
ren nur über ein in dieser Hinsicht begrenztes Set an Handlungsressourcen verfügen. 
Auf der anderen Seite hängt der Erfolg der Innovationsprojekte entscheidend von 
diesen Akteuren und ihrer Fähigkeit ab, mit den Unsicherheiten der Projekte um-
zugehen. Damit liegt im Handeln dieser Akteure zugleich auch der Schlüssel zum 
Erfolg der untersuchten Projekte: Die untersuchten marktbasierten Entwicklungs-
kollaborationen sind vor allem deshalb erfolgreich, weil sie auf der Projektleitungs- 
und der Arbeitsebene der Projekte einer Handlungslogik im Schatten des 
Wettbewerbs und im Schatten der zwischen den Unternehmen ausgehandelten 
wettbewerbsgeprägten Regelungsstrukturen folgen.  

Denkkollektive auf der Arbeitsebene 

Gerade die Akteure der Arbeitsebene beziehen sich in ihrer Handlungsfähigkeit we-
niger auf die in den vertraglichen Regelungen angelegten Machtressourcen, da diese 
auf definierten Abläufen und Kommunikationswegen basieren, die den Anforderun-
gen des Projektalltags nur sehr begrenzt gerecht werden. Wie gezeigt, basiert ihre 
Problemlösungsfähigkeit vielmehr vor allem darauf, dass sie es vermögen, eigene 
Kommunikationskanäle aufzubauen und sich gegenseitig mit den für die Entwick-
lungsarbeit notwendigen Informationen zu versorgen. Befähigt dazu werden sie ins-
besondere durch ein gemeinsames unternehmensübergreifendes Aufgabenverständ-
nis: vergleichbare Qualifikationen und Erfahrungen bzw. komplementäre Perspek-
tiven auf ein technologisches System erleichtern nicht nur die sprachliche Verständi-
gung, sondern bringen auch geteilte Praktiken etwa in Bezug auf das methodische 
Vorgehen mit sich. Knorr Cetina (2002) verwendet für solche geteilten Praktiken 
der Herstellung und Validierung von Wissen im Wissenschaftsbereich auch den Be-
griff der Wissenskultur oder epistemischen Kultur. Legt man diese Perspektive auf 
die hier gewonnenen empirischen Erkenntnisse an, können epistemische Faktoren 
als ausschlaggebend für die tatsächliche Ausgestaltung von Kooperationsbeziehun-
gen und die Praxis der Zusammenarbeit von Akteuren im Rahmen marktlicher 
Governance gesehen werden:  

„Rather, it is a reality purposefully assembled and unfolded by professional knowledge 
workers and whole technological systems which provide the frames of reference and the means 
for experience and transactions to take place.“ (Knorr Cetina & Preda 2001, S. 30) 
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Noch treffender erscheint der von Fleck geprägte Begriff des ‚Denkkollektivs‘ (Fehr 
2005; Fleck 1980). Als ‚Denkkollektive‘ definiert Fleck die Träger eines geteilten 
‚Denkstils‘ als einem „gerichtete[n] Wahrnehmen, mit entsprechendem gedank-
lichen und sachlichen Verarbeiten des Wahrgenommenen“ (Fleck 1980, S. 130).  

„Solche Denkgruppen [Gemeinschaften, Kollektive], die Träger von mehr oder weniger ge-
sonderten Denkstilen sind, gibt es sehr viele. Sie werden durch mannigfaltige besondere 
Formen kollektiven Denkens geschaffen, z. B. von bestimmten Disziplinen wie der Physik, 
der Philologie, der Ökonomie, vom Wissen bestimmter praktischer Berufe wie dem Hand-
werk, der Kaufmannschaft, weiter vom Wissen religiöser, ethnographischer, politischer 
Gesellschaften usw..“ (Fleck zitiert nach Fehr 2005, S. 26) 

Denkkollektive können situativ im Gedankenaustausch zweier oder mehr Menschen 
entstehen, können sich aber auch – wie in den von uns betrachteten Fällen – als 
stabile Denkkollektive um organisierte soziale Gruppen bilden, wie sie etwa durch 
Fachdisziplin, Ausbildung und Beruf definiert werden. Der das Denkkollektiv 
konstituierende Denkstil umfasst hierbei geteilte Problemwahrnehmungen, Metho-
den und Problemlösungsstrategien, die die Entwickler in den untersuchten Unter-
nehmen untereinander kommunikationsfähig machen. Fleck spricht mit Blick auf 
das Verhältnis der Mitglieder eines Denkkollektivs zueinander daher auch von einem 
„gewisse(n) Gefühl der Denksolidarität im Dienste einer überpersönlichen Idee, das 
eine intellektuelle Abhängigkeit der Individuen voneinander und gemeinsame Stim-
mung bewirkt“ (Fleck 1980, S. 140). Die geteilte epistemische Kultur führt die auf 
beiden Seiten beteiligten Entwickler auch über Branchengrenzen hinweg zusammen 
und ermöglicht diesen ein pragmatisches, mitunter auch formale Grenzen über-
schreitendes, lösungsorientiertes Vorgehen bei der Bewältigung der gemeinsam zu 
lösenden Probleme. 

Vermittlung zwischen Governance-Struktur und Problemlösung 

Trotzdem hat auch die marktbasierte Regulierungsstruktur als solche in den Projek-
ten Bestand. Hierbei verweisen die Fallstudien auf zwei wichtige Punkte.  

Zum einen kommt dem marktlichen Rahmen – auch wenn die Regelungsstruk-
tur in ihrer Bedeutung für die Akteure der Projektleitungs- und insbesondere der 
Arbeitsebene im Projektalltag hinter den Arbeitsbeziehungen zu den Entwicklern 
des anderen Unternehmens zurücktritt – im Problemlösungsprozess eine wichtige 
Rolle zu, legt die Marktlogik doch die Rollen der Akteure und die Verteilung der 
‚benefits‘ eindeutig fest. Es steht zu vermuten, dass damit eine wesentliche Grund-
lage für die auf der Projektleitungs- und der Arbeitsebene zu beobachtenden Ver-
trauensbeziehungen gelegt wird: Mit den vertraglichen Beziehungen zwischen den 
Unternehmen erscheinen die Interessenpositionen beider Seiten als geklärt. Auf-
grund der klaren Rollenverteilung und Aufgabenzuweisung kann allen Unsicher-
heiten zum Trotz „befreit“ kooperiert werden. Zugleich bietet die vertragliche Un-
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terfütterung den Unternehmen auch eine wichtige Rückfallposition und Absiche-
rung im Falle des Scheiterns. Deutlich wird dies etwa an den beschriebenen Eskala-
tionsmöglichkeiten in den Beziehungen zwischen IT16 und IT12, die in ähnlicher 
Weise auch im Fall der Windenergieanlagenentwicklung gelten. 

Zum anderen agieren die Akteure auf der Arbeitsebene nicht unberührt von den 
im Rahmen der Marktbeziehung von den Unternehmen eingegangenen Leistungs-
vereinbarungen. Die beauftragten Unternehmen erbringen, wie gezeigt, die Entwick-
lungsleistung, auf die sie sich verpflichtet haben: die Entwicklung klar abgegrenzter 
Module bzw. Komponenten des Endproduktes. Im Gegenzug fließen die vereinbar-
ten Zahlungen der Auftrag gebenden Unternehmen, die die Entwicklungsergebnisse 
im Rahmen eigener Innovationsprojekte verwenden. In der Vermittlung zwischen 
den auf der Aushandlungsebene erzielten Leistungsvereinbarungen und dem Prob-
lemlösungshandeln auf der Arbeitsebene kommt der intermediären Ebene der Pro-
jektleitung eine zentrale Bedeutung zu. Die jeweilige Projektleitung ist nicht nur viel-
fach – so etwa im Fall von IT16 und IT12 – an den Aushandlungsprozessen beteiligt. 
Vor allem ist es ihre Aufgabe, zwischen der marktlichen Governance und den An-
forderungen des operativen Tagesgeschäfts der Innovationsprojekte zu vermitteln. 
Dies meint, nicht nur für eine Einhaltung der Leistungsverpflichtungen zu sorgen, 
sondern vor allem auch zu verhindern, dass die auf der Aushandlungsebene getrof-
fenen Regelungsvereinbarungen in einer Weise auf die Arbeitsebene durchschlagen, 
die die dort notwendigen Handlungsspielräume zerstören würde. Entsprechend cha-
rakterisiert der Projektleiter in Unternehmen IT12 seine Rolle auch als „die Kollegen 
aus dem Feuer zu halten, auch den Druck gar nicht erst dahin gehen zu lassen, son-
dern das wirklich dann auf unsere Ebene abzuladen“ (Herr A, Account-Manager 
IT12). 

Im Schatten des Marktes  

Die intermediäre Rolle des Projektmanagements verweist an dieser Stelle zurück auf 
unsere Eingangsfrage. Auch wenn eine marktförmige Governance aufgrund der mit 
Innovationsprozessen verbundenen Ungewissheit und Unsicherheit auf den ersten 
Blick „für die Beschaffung von Wissen und das Hervorbringen von Innovationen 
eher ungeeignet“ (Sydow & Möllering 2009, S. 21) erscheint, sind Marktbeziehungen 
ein in Innovationsprozessen weitverbreiteter Weg zur Nutzung externer Kompeten-
zen und zum Erwerb externen Wissens. Die Fallstudien verdeutlichen hier, dass dies 
möglich wird, weil – in Anlehnung an Scharpf (1993) – im Schatten des Marktes 
Problemlösungsprozesse wirken, die von der idealtypischen Beschreibung der Go-
vernance-Formen in der auf Regelungsstrukturen fokussierten Governance-Theorie 
nicht erfasst werden. Wie die die Governance-Perspektive ergänzende Perspektive 
auf die unterlegten Prozesse der Leistungserbringung zeigt, vermögen die Unterneh-
men in den untersuchten Marktbeziehungen gerade deshalb erfolgreich mit den Un-
gewissheiten der Innovationsprozesse umzugehen, weil sie dies den Akteuren auf 
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der Arbeitsebene überlassen können, diesen aber auch ausreichend Handlungsspiel-
raum hierfür zugestehen. 
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4. Hierarchische Governance kollaborativer 
Innovationen im Windenergiesektor 

André Ortiz 

4.1 Einleitung 
Unter den Formen der ökonomischen Handlungskoordination zur (kollaborativen) 
Erzeugung von Innovationen nimmt der Typus der Organisation mit seinem charak-
teristischen Koordinationsmodus der Hierarchie eine besondere Stellung ein. Aus be-
triebswirtschaftlicher und industriesoziologischer Perspektive stellt das Unterneh-
men den zentralen Ort der Hervorbringung von Innovationen dar. Die hierarchische 
Koordinationsform kann insofern als klassischer Modus der Hervorbringung von 
Innovationen gelten. Speziell mit Blick auf große Unternehmen fungieren die unter-
nehmensinterne Organisation und ihre Forschungs- und Entwicklungs- (F&E-) 
Funktion als bedeutsamer Mechanismus der Steuerung, Koordination und Kontrolle 
von Technologieentwicklungsprozessen und des Wissens- und Technologietransfers 
(Hack 1998, S. 590; vgl. auch Pavitt 2005). Zwar bilden in der heutigen Ökonomie 
zunehmend externe Partnerschaften und entsprechende Kooperationsbeziehungen 
wesentliche Lernkontexte für Unternehmen in innovationsintensiven Sektoren wie 
der Biotechnologie (Powell et al. 1996, S. 116–119; Ortiz 2013). Allerdings sind kon-
krete kollaborative Innovationsprozesse auf Grundlage unterschiedlicher Ausprä-
gungen inter-organisationaler Beziehungen nach wie vor nur unter Berücksichtigung 
der intra-organisationalen Voraussetzungen der gegebenenfalls in unterschiedlicher 
Weise und Umfang daran beteiligten Unternehmen zu erfassen (Chesbrough 2003, 
S. 32–33, 58, 88; Chandler 1992, S. 88). Hierauf verweisen Konzepte wie die Absorp-
tive Capacity (Cohen & Levinthal 1989, 1990) von Unternehmen auf Grundlage 
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interner F&E-Kapazitäten und kooperationsrelevanter Kompetenzen, die über 
verschiedene Arten von Kooperationserfahrungen ausgebaut werden können: 

„A firm’s value and ability as a collaborator is related to its internal assets, but at the same 
time, collaboration further develops and strengthens those internal competencies.“ (Powell 
et al. 1996, S. 119) 

Vor diesem Hintergrund ist zum einen davon auszugehen, dass in Abhängigkeit vom 
Gegenstand und der Beziehungskonstellation eines kollaborativen Innovationspro-
jektes in unterschiedlichem Maße die jeweils einzelne Organisation als Ausgangs- 
oder Bezugspunkt sowie Zurechnungseinheit von wesentlichen Aspekten wie Ak-
teuren, Strategien, (Wissens-)Ressourcen und Verwertung der Resultate von Ent-
wicklungsprojekten und Innovationsprozessen ausschlaggebend bleibt. Hieraus er-
gibt sich die grundlegende forschungsbezogene Herausforderung, das Verhältnis 
von intra- und inter-organisationaler Koordination zu bestimmen (vgl. auch Wiesen-
thal 2005, S. 258). Zum anderen lassen sich Mergers & Acquisitions (M&A) und 
andere Wege der unmittelbaren Integration von vormals externen Kompetenzen in 
eine Organisation etwa mittels Personalbeschaffung als eine spezifische hierarchi-
sche Koordinationsform kollaborativer Innovationsprozesse charakterisieren. Ent-
scheidungen zu konkreten M&A-Transaktionen und Personalbeschaffungsmaßnah-
men sind in diesem Zusammenhang auf der Ebene des strategischen Innovations-
managements angesiedelt. Bei diesen Entscheidungen spielen insbesondere auch die 
Berücksichtigung zukünftiger Innovationsvorhaben und damit verbundene langfris-
tige Investitionsplanungen eine Rolle. Daraus ergibt sich für das Innovationsman-
agement insgesamt eine doppelte Bedeutung der hierarchischen Koordinationsform. 
In einer nach innen gerichteten und kurzfristigeren Perspektive steht der unmittel-
bare Erwerb von innovationsrelevantem externem Wissen für eigene interne Inno-
vationsprojekte im Vordergrund. In einer nach außen gerichteten und langfristigeren 
Perspektive steht der Aufbau interner Kompetenzen zur Schaffung der intra-
organisationalen Voraussetzungen für unternehmensübergreifende kollaborative 
Innovationsvorhaben im Vordergrund. Wie auch im vorliegend betrachteten Fall, 
können sich diese beiden Gesichtspunkte der hierarchischen Koordinationsform in 
der Praxis überlagern und ergänzen. 

Im Mittelpunkt der empirischen Analyse in diesem Kapitel stehen die Ergebnis-
se einer mehrschichtigen Fallstudie zu einem im Windenergiesektor aktiven Unter-
nehmen. Dieses Unternehmen baut im Zuge seiner strategischen Marktpositionie-
rung im Windenergiesektor interne Kompetenzen und entsprechende Organisa-
tionsstrukturen und Personalressourcen im Bereich der Onshore-Windenergie und 
der Offshore-Windenergie auf. Einen wesentlichen intra-organisationalen Bezugs-
punkt für entsprechende Innovationsprozesse stellt insbesondere ein hierfür inner-
halb des Konzerns gegründetes Kompetenzzentrum dar. Genauer betrachtet wer-
den in diesem Zusammenhang zwei unterschiedliche Varianten hierarchischer Go-
vernance, mittels derer das Unternehmen diesen Kompetenzaufbau vornimmt. 
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Erstens wird die Übernahme eines Unternehmens beschrieben, das auf die Herstel-
lung von Antriebskomponenten für Windenergieanlagen spezialisiert ist. Hierarchi-
sche Governance kommt hier im Zuge einer M&A-Transaktion und angeschlosse-
ner Integration des gekauften Unternehmens in die Konzernstrukturen zum Tragen. 
Zweitens wird der systematische Aufbau eines Personalstamms im Kompetenzzent-
rum betrachtet. Hierarchische Governance spielt hier in Bezug auf die Integration 
von personellen Ressourcen in die Organisation eine entscheidende Rolle. Im Hin-
blick auf die Aktivitäten im Bereich der Offshore-Windenergie kommt es speziell 
auf die Integration von Personal bzw. Kompetenzen aus dem maritimen Sektor an. 
Als Grundlage für diese mehrschichtige Analyse werden im nächsten Abschnitt 
zunächst zentrale theoretische Argumente zu hierarchischer Governance vertieft. 
Darauf aufbauend werden die in Kapitel 1 entwickelten Hypothesen zur Bedeutung 
hierarchischer Governance für bestimmte Formen kollaborativer Innovationspro-
zesse aufgegriffen und weitergeführt. 

4.2 Merkmale und Varianten hierarchischer Governance 
Einleitend wurde der besondere Stellenwert hierarchischer Governance für die Her-
vorbringung von Innovationen aufgezeigt. Im Hinblick auf die empirischen Analy-
sen werden in diesem Abschnitt zunächst aus theoretischer Sicht die grundlegenden 
Merkmale und spezifischen Varianten der Koordinationsform Hierarchie diskutiert, 
die im Zusammenhang mit kollaborativen Innovationen Relevanz besitzen. 

4.2.1 Wesentliche Merkmale der Koordinationsform Hierarchie 
Als Typus der ökonomischen und speziell der auf Technikerzeugung und Innova-
tion gerichteten Handlungskoordination (Kowol & Krohn 1995, S. 102) weist die 
Organisation eine Reihe idealtypischer Merkmale auf. Häufig wird dieser Typus der 
Handlungskoordination ausgehend von seinem charakteristischen Koordinations-
modus der Hierarchie definiert:  

„Hierarchie bezeichnet ein Organisations- oder Verfahrensprinzip, das auf der Über- bzw. 
Unterordnung zwischen Funktionen, Personen oder Organisationen bzw. Organisations-
elementen beruht. […] Sie ist Bestandteil einer legalen Ordnung, die sich insbesondere durch 
Regelhaftigkeit und Berechenbarkeit auszeichnet.“ (Döhler 2007, S. 46) 

Damit ist der Aspekt der Hierarchie prägend für die formale und bürokratische An-
lage der Koordinationsform Organisation (Kowol & Krohn 1995, S. 102). Mit ihrer 
zentralen Funktion der vertikalen Integration mittels Weisungsketten über mehrere 
Ebenen und gestufter Kommunikationswege (Weisungen von oben nach unten und 
Berichte von unten nach oben) leistet Hierarchie auf diese Weise einen wichtigen 
Beitrag zur Bearbeitung oder Absorption von Ungewissheit (Miebach 2012, S. 75, 
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110–112; Luhmann 2000, S. 19–20, 312; March & Simon 1993, S. 186). Das Koor-
dinationsmodell der Organisation geht demnach von Akteuren aus, die in weisungs-
basierten Beziehungen zueinander stehen und explizit oder implizit auf bestimmte 
Eigentums- und Verfügungsrechte Bezug nehmen. Akteursbeziehungen im Rahmen 
der Organisation basieren auf Abhängigkeitsverhältnissen und spezifischen 
Mitgliedschaftsrollen. Macht stellt mithin das wesentliche Medium der Konfliktre-
gulierung dar (Kowol & Krohn 1995, S. 102; Le Galès & Voelzkow 2001, S. 7).  

Dieser idealtypischen Beschreibung von Organisation als Koordinationstypus 
sind bestimmte konzeptionelle und praxisbezogene Schwächen und Beschränkun-
gen immanent, die sich auf Leistungsgrenzen von Autoritätsbeziehungen und hier-
archischer Koordination beziehen (Wiesenthal 2005, S. 234). Hierarchien können 
demgemäß auch mit Ineffizienzen behaftet sein, die sich auf mangelnde Flexibilität, 
Informationsengpässe, Kosten der Bürokratie, geringere Anreize für Manager zur 
Profitmaximierung oder eine Dämpfung der Verantwortungs- und Leistungsbereit-
schaft von Akteuren auf untergeordneten Hierarchieebenen zurückführen lassen 
(Döhler 2007, S. 47; Shelanski & Klein 1995, S. 337). Entsprechend werden in der 
Literatur Kritikpunkte an den idealtypischen (transaktionskosten-)theoretischen 
Annahmen zur Vorteilhaftigkeit hierarchischer Governance und anderer Gover-
nance-Formen formuliert (Preisendörfer 2016, S. 54–57). Schließlich kann davon 
ausgegangen werden, dass eine Organisation bestimmte Effekte hierarchischer Ko-
ordination mittels entsprechender vertraglicher Aushandlungen und Regelungen 
auch im Rahmen anderer Governance-Formen realisieren kann (Geyskens et al. 
2006, S. 521; Stinchcombe 1985, S. 165). 

In einer transaktionskostentheoretischen Perspektive auf die Hervorbringung 
von Innovationen in Organisationen ist unter dem Koordinationsmodus Hierarchie 
ein hohes Maß an Spezifität, d. h. ein hoher Spezialisierungsgrad von Produkten und 
Dienstleistungen, mit einem relativ niedrigen Niveau von Transaktionskosten ver-
bunden (Miebach 2012, S. 202–203). Des Weiteren geht im Fall von Innovationen 
eine hohe Spezifität oftmals mit einem hohen Maß an technologischer Unsicherheit 
einher. Demgemäß impliziert die hohe Spezifität von Innovationen eine hohe Trans-
aktionshäufigkeit und/oder -intensität, die im Rahmen spezialisierter hierarchischer 
Governance am effizientesten bewältigt werden kann (Rindfleisch & Heide 1997, 
S. 31; Williamson 1985, S. 60; Geyskens et al. 2006, S. 521). Dies betrifft in beson-
derem Maße Wissenstransaktionen, denen bei (kollaborativen) Innovationen eine 
elementare Bedeutung zukommt (Grant 1996; Foss 2007). Hierarchie und vertikale 
Integration bieten diesbezüglich ein relativ hohes Maß an Schutz von spezifischen 
Investitionen sowie relativ effiziente Mechanismen zur abgestimmten Anpassung an 
sich wandelnde Bedingungen innerhalb und außerhalb der Organisation (Shelanski 
& Klein 1995, S. 337; Geyskens et al. 2006, S. 520–521; vgl. aber auch Rindfleisch 
& Heide 1997, S. 42–45, die differenzierende Beiträge zu diesem Aspekt diskutieren). 



Hierarchische Governance kollaborativer Innovationen im Windenergiesektor 
 

 

97 

4.2.2 Zwei Varianten hierarchischer Governance bei 
Innovationsprojekten 

Ausgehend von der zentralen Rolle hierarchischer Koordination im Innovationszu-
sammenhang, wird im Folgenden der Fokus auf Mergers & Acquisitions (M&A) und 
Personalbeschaffung/-entwicklung als zwei spezifischen Varianten hierarchischer 
Governance gelegt. Hierarchische Koordination erlangt in entsprechenden Konstel-
lationen eine inter-organisationale Tragweite und ist von daher als Modus der unter-
nehmensübergreifenden Zusammenarbeit bei Innovationsprojekten zu beschreiben. 
Hierbei wird auf (transaktionskosten-)theoretischer und später auf empirischer Ebe-
ne der einleitend aufgezeigte Zusammenhang von intra-organisationalen Strukturen 
und Prozessen und inter-organisationalen Beziehungen berücksichtigt. 

Bei M&A-Transaktionen schließen sich zwei zuvor unabhängige fusionierende 
Unternehmen bzw. ein Käuferunternehmen und ein übernommenes Unternehmen 
(Zielunternehmen oder Target) in einer hierarchisch verfassten Organisation mit ein-
heitlichen Corporate-Governance-Strukturen zusammen. Innovationsprojekte können 
dann z. B. bereichs- oder unternehmensübergreifend im Rahmen von Konzern-
strukturen durchgeführt werden. Unter dem Gesichtspunkt von strategischen Make-
or-buy-Entscheidungen folgen M&A-Transaktionen dabei dem Ziel, die Geschäfts- 
und Innovationsfelder des Käuferunternehmens auszuweiten, Synergien zu erzeu-
gen und durch die erwartete erhöhte Wertschöpfung den Shareholder Value und das 
intellektuelle Unternehmenskapital zu erhöhen. Zur Erreichung dieser Ziele besteht 
für das Innovationsmanagement die zentrale Herausforderung darin, die vormals 
externen Kompetenzen und Wissensressourcen in die Innovationsprozesse zur Ent-
wicklung neuer Produkte und Dienstleistungen zu integrieren (Ortiz & Schalkowski 
2015, S. 16; Lazonick 2006; Lazonick & O’Sullivan 2000). 

Analog zu einer solchen Integration eines vormals externen Unternehmens in 
die Unternehmensstrukturen eines Käuferunternehmens ist daneben auch die Perso-
nalbeschaffung im Rahmen des strategischen Personalmanagements als eine zweite Va-
riante hierarchischer Koordination im Zusammenhang mit Innovationsprojekten 
anzusehen. In diesem Fall werden mittels Personalbeschaffung über den Arbeits-
markt vormals externe personelle Ressourcen (Humankapital) in die Organisation 
integriert, wofür verschiedene vertragliche Grundlagen wie unbefristete oder be-
fristete Arbeitsverträge, Werkverträge oder Leiharbeit in Frage kommen. Anders als 
bei M&A-Transaktionen werden also nicht kohärente Organisationsstrukturen, son-
dern nur einzelne neue Organisationsmitglieder in die Organisation des einstellen-
den Unternehmens integriert. In der Organisation werden – gegebenenfalls unter 
zusätzlichem Einsatz von Instrumenten der Personalentwicklung – diese neuen Mit-
arbeiter in Innovationsprozessen eingesetzt (Holtbrügge 2015, S. 29–31, 88–92, 
133–134; Preisendörfer 2016, S. 45). Die hierarchische Koordinationsform ermög-
licht es, hierbei im Rahmen der zustande gekommenen formalen Mitgliedschaft und 
Weisungsgebundenheit der neuen Mitarbeiter auf deren Wissen und Kompetenzen 
zuzugreifen. In vielen Fällen haben diese neuen Mitarbeiter (unmittelbar) zuvor 
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einem anderen Unternehmen angehört. Da das einstellende Unternehmen in der 
Regel nicht oder zumindest nicht notwendigerweise in einer direkten inter-organisa-
tionalen Beziehung zu dem anderen Unternehmen stand, handelt es sich bei der 
Personalbeschaffung/-entwicklung insgesamt um einen Grenzfall kollaborativer 
Innovationen auf Grundlage hierarchischer Governance. Dieser ist nichtsdestowe-
niger einschlägig, da in Bezug auf Wissen und Erfahrungen eines neuen Mitarbeiters 
zumindest eine indirekte Beziehung zu der Organisation besteht, der er zuvor ange-
hörte. Speziell im Offshore-Windenergiesektor spielt diese Variante hierarchischer 
Governance eine wichtige Rolle, da dort gerade auch Mitarbeiter, die aus anderen 
Branchen wie der maritimen Industrie stammen, eingestellt und in Innovations-
projekten mit maritimen Gesichtspunkten eingesetzt werden. 

4.3 Forschungsleitende Hypothesen und Heuristik 
Bis zu diesem Punkt wurde aufgezeigt, dass die hierarchische Koordinationsform in 
ihren verschiedenen Varianten spezifische Merkmale im Hinblick auf Innovations-
prozesse besitzt. Dabei wurde auch auf die Beschränkungen dieser Koordinations-
form eingegangen, die je nach Beziehungskonstellation und Gegenstand eines Inno-
vationsprojekts andere Koordinationsformen effektiver erscheinen lassen können. 
Es ist daher davon auszugehen, dass Unternehmen Varianten hierarchischer Koor-
dinationslösungen im Zusammenhang mit kollaborativen Innovationsprozessen bei 
bestimmten wissensbezogenen Herausforderungen anstreben. Im Hinblick auf die 
Organisationsgestaltung steht dabei die Frage im Vordergrund, welcher Einbin-
dungsmodus für unterschiedliche Ressourcen gewählt wird und wie demgemäß z. B. 
erforderliche Arbeitsleistungen beschafft werden (Preisendörfer 2016, S. 45).1 In Ta-
belle 4.1 sind die besonderen Merkmale hierarchischer Governance in den Katego-
rien Wissenserzeugung und Ergebnisverwendung idealtypisch denen der Gover-
nance-Formen Netzwerk, Markt und Gemeinschaft gegenübergestellt. 

Im Rahmen von Unternehmens- und Innovationsstrategien werden – so die An-
nahme – hierarchische Governance-Lösungen dann gewählt, wenn erforderliche, 
intern nicht verfügbare Wissensbestände nur allgemein zu spezifizieren sind, die Ko-
difizierbarkeit dieses Wissens allerdings nicht oder nur unvollständig gegeben ist. Im 
Vordergrund stehen meist nicht die direkten Zugriffsmöglichkeiten auf bereits exis-
tierende (und z. B. in Form von Patenten oder Lizenzen als Intellectual Property pro-
duktförmig abgegrenzte bzw. als Berufsqualifikationen definierte) Wissensbestände. 
Vielmehr sollen auf Grundlage des erworbenen Wissens bzw. mithilfe des neu 
eingestellten Personals zukünftig und langfristig neue Wissensbestände entwickelt 
und Innovationsprojekte durchgeführt werden. Oftmals ist die Erzeugung von 

                                                      
1 Die nachfolgende Ableitung von Hypothesen ist eng an die entsprechenden Ausführungen in Kapitel 
1 angelehnt. Ergänzt wurde vorliegend insbesondere der Aspekt der Personalbeschaffung/-entwick-
lung als Variante hierarchischer Governance im Zusammenhang mit kollaborativen Innovationspro-
zessen. 
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Wissen beim erworbenen Unternehmen anders strukturiert als beim Käuferun-
ternehmen bzw. sind neue Mitarbeiter an andere organisationalen Voraussetzungen 
für Innovationsprozesse gewöhnt. Sofern solche Unterschiede nicht im Zuge der 
Post-Merger-Integration bzw. der Einarbeitung neuer Mitarbeiter konstruktiv aufge-
löst werden können, erschweren sie ein Lernen vom übernommenen Wissenspro-
duzenten. In diesem Fall können trotz hierarchischer Koordination im Rahmen 
einer Organisation Lernhemmnisse wie das „Not-invented-here“-Phänomen auftreten 
und Innovationsprozesse erschweren. Ein Dilemma kann auftreten, sofern das Käu-
ferunternehmen im Zuge der Post-Merger-Integration auf eine forcierte Angleichung 
von Organisations- und Innovationsstrukturen setzt. 

 
Tabelle 4.1:  Wissensbezogene Eigenschaften bestimmter Governance-Formen 

als forschungsleitende Hypothesen und strategische Heuristik für 
das Wissensmanagement 

 

Results and use of the external knowledge 

Control over external 
knowledge 
(exclusive use) 

No or limited control 
over external 
knowledge 
(non-exclusive use) 

Generation 
process of the 
external 
knowledge 

Acquisition of and direct 
access to the knowledge 
generating structures 

Hierarchy Network 

No acquisition of and no 
or limited access to the 
knowledge generating 
structures 

Market Community 

Quelle: Wittke et al. (2012, S. 13). 

Während auf diese Weise in der Regel die Integration der zuvor externen Wissens-
bestände gefördert wird, kann hierdurch allerdings gleichzeitig die Produktivität der 
übernommenen F&E-Ressourcen beeinträchtigt werden, etwa durch Leistungszu-
rückhaltung oder durch Abwanderung von Schlüsselarbeitskräften. Analog kommt 
es auch im Anschluss an die Personalbeschaffung darauf an, neue Mitarbeiter in die 
bestehenden Organisationsstrukturen zu integrieren, damit sie ihr Wissen effektiv 
einbringen können und dabei gleichzeitig ihre extern gewonnenen Erfahrungen und 
neuen Ideen nicht außer Acht zu lassen (Wittke et al. 2012, S. 20). Wesentliche 
Punkte der vorausgehend dargestellten Annahmen zur Wahl hierarchischer 
Governance sind nachfolgend in zwei kohärenten Hypothesen zusammengefasst: 

(1)  „Unternehmen setzen auf hierarchischen Zugriff auf externes Wissen, wenn sie über keine 
internen Wissensbestände und personalen Ressourcen der Wissensproduktion verfügen, 
die Leistungen ex ante nur allgemein spezifizierbar sind und man davon ausgeht, dass 
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das benötigte Wissen nicht oder nicht vollständig kodifiziert ist.“ (Wittke et al. 2012, 
S. 20, Hypothese 2a) 

(2)  „Die spezifische Integrationsproblematik ergibt sich in diesem Fall aus der hierarchischen 
Integration neuer Kompetenzen: Da die Bereitschaft zur Zusammenarbeit nur begrenzt 
erzwungen werden kann, können sich die Mechanismen hierarchischer Koordination als 
Barriere für Lernprozesse erweisen.“ (Wittke et al. 2012, S. 20, Hypothese 2b) 

Diese Hypothesen standen als allgemeine forschungsleitende Annahmen hinter der 
in diesem Beitrag dargestellten Fallstudie. Sie beziehen sich insbesondere auch auf 
Überlegungen zu spezifischen potentiellen Folgeproblemen der Integration exter-
nen Wissens mittels hierarchischer Governance und auf die hieraus erwachsenden 
Herausforderungen für die effektive Gestaltung von Innovationsprozessen. Unter 
explorativen Gesichtspunkten geht es daher bei der empirischen Analyse darum, be-
sondere Herausforderungen und gegebenenfalls entsprechende Lösungen in der 
Praxis zu identifizieren, die sich aus der Wahl hierarchischer Governance für die 
Umsetzung von Innovationsprojekten ergeben. Das wesentliche Erkenntnisinteres-
se dieses Beitrags und der Fokus der empirischen Analysen liegen dabei auf den 
Folgen der strategischen Entscheidung für hierarchische Governance bei der Reali-
sierung von Innovationsvorhaben. Im empirischen Fokus stehen dabei konkret er-
fassbare organisationale Strukturen und Praktiken (vgl. auch Foss et al. 2010, S. 460; 
Döhler 2007, S. 52). In diesem Zusammenhang wird auf eine Heuristik auf Basis 
eigener Vorarbeiten (Ortiz & Schalkowski 2015) zurückgegriffen, die eine besondere 
Berücksichtigung von komplementären strategischen und organisationalen Aspek-
ten hierarchischer Governance ermöglicht. Die entsprechenden explorativen analy-
tischen Kategorien für die folgende empirische Untersuchung in der Unternehmens-
praxis beziehen sich auf (1) die Hintergründe von strategischen Investitionsentschei-
dungen als Ausgangspunkt von Allokationsprozessen in der Organisation, (2) die 
organisationalen Bedingungen für Lernprozesse sowie (3) Aspekte der Kontrolle der 
organisationalen Integrationsprozesse (Ortiz & Schalkowski 2015, S. 18–20). 

4.4 Empirische Analyse 
In der vorliegenden Fallstudie wird ein Unternehmen mit Schwerpunkten in den 
Bereichen der Elektrotechnik und des Anlagenbaus betrachtet, das sich seit einigen 
Jahren auch in der Windenergiebranche positioniert. Für dieses Unternehmen steht 
im Hintergrund der strategischen Investitionsentscheidungen der Aufbau einer 
neuen Geschäftseinheit als Kompetenzzentrum für den Windenergie-Bereich, der 
Aktivitäten im Onshore- und im Offshore-Bereich umfasst. Die Geschäftseinheit ist 
einem Produktportfolio im Bereich Industrie- und Automatisierung zugeordnet. 
Das Fallstudienunternehmen (Mutterkonzern) hat in den letzten zehn Jahren seine 
Geschäftsaktivitäten im Windenergiesektor deutlich intensiviert und errichtet zu 
diesem Zweck seit dem Jahr 2010 einen neuen Hauptsitz in Norddeutschland, das 
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als Kompetenzzentrum für windenergiebezogene Aktivitäten fungieren soll. Es 
deckt vor allem den Vertrieb, die Projektakquisition und die Projektabwicklung ein-
schließlich der gesamten Logistik ab. Alle weiteren entwicklungs- und fertigungsre-
levanten Kompetenzen sind an einem nordeuropäischen Standort zusammenge-
fasst, an dem diese Kompetenzen im Zuge von Akquisitionen dort ansässiger Unter-
nehmen gebündelt wurden: 

„Im Prinzip [waren] ja alle [Kompetenzen schon intern vorrätig]. Am Anfang haben wir 
das Geschäft hier [von einem nordeuropäischen Standort ausgehend] entwickelt. Später 
wurden die Kompetenzen in der Flügelherstellung und der Konstruktion von Wind-
energieanlagen weiter aufgebaut.“ (FS02-WE04/ Strategische Personalplanung 2) 

Am norddeutschen Hauptsitz sind mittlerweile über 600 Mitarbeiter aus 44 Natio-
nen beschäftigt. Von hier aus werden vor allem die Offshore-Windenergieprojekte 
betreut und gesteuert. Das Kompetenzzentrum dient auch als Basis für die 
internationalen Aktivitäten im Windenergiebereich und koordiniert als Stammhaus 
die Geschäfte in den verschiedenen Landesgesellschaften. Im Zuge des Ausbaus sei-
nes Windenergie-Bereichs integrierte das Fallstudienunternehmen neben nordeuro-
päischen Windenergieanlagenherstellern auch spezialisierte Dienstleistungsunter-
nehmen. Aus strategischer Sicht dienten mehrere Unternehmensübernahmen zum 
einen der Absicherung der Abdeckung der gesamten Projektabwicklung einschließ-
lich anspruchsvoller logistischer Aufgaben. Diesbezüglich konnten zum anderen im 
Hinblick auf Projektgrößen sowie verfügbare Kompetenzen durch die Bündelung 
von Auftragsabwicklungen Skalenvorteile und Verbundvorteile realisiert werden: 

„Warum haben die [Kollegen am Standort in Nordeuropa] lieber im Ausland verkauft: 
In anderen Ländern konnten sie 20 Anlagen auf einmal hinstellen und man darf dabei 
eines nicht unterschätzen: Dieser logistische Aufwand ist brutal. […] [Im Offshore-
Windenergiesektor] ist es um Dimensionen anders. Bei Onshore müssen sie Zuwegungen 
haben, denn das ist alles schweres Gerät. Das heißt in der Regel, dass eine Baustraße gebaut 
wird und dann ist es schon ein Unterschied, ob ich die Baustraße für fünf oder für 20 
Windräder nutzen kann, wenn ich das Gerät vor Ort habe. Sie brauchen hohe Kräne und 
die Anlagen werden immer höher. Ich denke, der Transport und der Abbau, also die 
logistische Klärung, sind einer der Faktoren gewesen, warum man mehr im Ausland ge-
macht hat als hier bei uns. Das Problem ist nur, dass man dadurch den Service ver-
nachlässigt hat. Es gibt die Kollegen [an einem anderen norddeutschen Standort], die riesige 
Auslastungsprobleme bekommen haben, weil der Anlagenbestand abgeschmolzen ist. Das 
wird sich jetzt wieder drehen, wenn wir offshore gehen. Damit kriegen die wieder einen 
ordentlichen Bestand und haben wieder ordentlich was zu tun, aber dafür brauchen sie 
vielleicht auch wieder andere Leute, die dafür tauglich sind.“ (FS02-WE04/Strategi-
sche Personalplanung 1) 
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Diese angestrebte Realisierung von Skalenvorteilen und Verbundvorteilen geht mit 
einer Standardisierungsstrategie hinsichtlich Entwicklungs- und Produktionsabläu-
fen sowie einer entsprechenden Plattformstrategie hinsichtlich der Produktportfo-
lios einher. Für das Innovationsmanagement impliziert dies besondere Anforderun-
gen, um im erweiterten Unternehmens- bzw. Konzernkontext Bedingungen für or-
ganisationale Lernprozesse und die verfolgten Innovationsprojekte zu setzen. Im 
Folgenden werden zwei Beispiele (FS02 und FS07) näher betrachtet, in denen hier-
archische Governance eine entscheidende Rolle für den Auf- und Ausbau von Kom-
petenzen für eine strategische Positionierung im Windenergiesektor spielte. Im 
Fokus steht dabei, wie das Fallstudienunternehmen mit den besonderen Herausfor-
derungen hierarchischer Governance umgegangen ist. Betrachtet werden Beispiele 
für die beiden auf theoretischer Ebene aufgezeigten Varianten hierarchischer Go-
vernance. 

4.4.1 Erwerb von Kompetenzen im Bereich Antriebskomponenten 
mittels einer M&A-Transaktion 

Als erstes Beispiel für hierarchische Governance im Fall wird die Übernahme eines 
europäischen Herstellers von Antriebskomponenten (WE03) durch das Fallstudien-
unternehmen (WE04) betrachtet. Als Beispielprojekt wurde dabei in der Fallstudie 
die Entwicklung einer Antriebskomponente einer bestimmten Leistungsklasse be-
trachtet (FS02). 

4.4.1.1 Spezifische Hintergründe der strategischen Investitionsentscheidung 

Das übernommene Unternehmen liefert seit über 30 Jahren Antriebskomponenten 
für die Windenergieindustrie und hat sich auf Entwicklungsaufträge von Großkun-
den spezialisiert. Die Geschäftsbeziehungen des Antriebskomponentenherstellers 
vor allem zu großen Kunden sind im Zuge der insbesondere über Unternehmens-
zusammenschlüsse gewachsenen Windenergiebranche zustande gekommen und 
haben sich weiterentwickelt und ausgeweitet: 

„Der Windmarkt ist immer noch klein, aber der war zu Anfang noch kleiner. Im Grunde 
waren das einmal noch viel kleinere Windturbinenhersteller, die auch darüber zustande 
gekommen sind, dass es in der Branche Fusionen und Aufkäufe gab. Daraus haben sich 
dann auch diese Kunden gebildet. Entweder hatte man von vornherein mit allen von diesen, 
die da fusioniert sind, schon Geschäfte gemacht, oder man hatte die mit einem von denen 
gemacht und derjenige sagte dann, dass man mit dem anderen zusammenarbeiten kann. 
Das ist im Grunde, weil die Branche ganz jung ist. Das ist alles gewachsen.“ (FS02-
WE03/Vertrieb, Key Account Manager) 
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Der Antriebskomponentenhersteller wurde im Jahr 2005 von einem größeren Her-
steller von Antriebstechnik und dieser wiederum 2010 vom Fallstudienunternehmen 
übernommen, das im Rahmen seiner Konzernstruktur seinen Windenergie-Ge-
schäftsbereich aufgebaut hat. Eine grundlegende Herausforderung für den Antriebs-
komponentenhersteller besteht in der Anpassung an die immer kürzeren Innova-
tionszyklen seiner Kunden. Vor diesem Hintergrund sieht der Antriebskomponen-
tenhersteller bzw. dessen Mutterkonzern Standardisierung als einen notwendigen Weg 
an, um aus den Konzernstrukturen des Fallstudienunternehmens heraus sein strate-
gisches Ziel zu erreichen und die Marktführerschaft im Bereich Antriebskomponen-
ten zu behaupten. Das betrachtete Beispiel eines Innovationsprojekts beschreibt die 
Entwicklung von Antriebskomponenten für Drei-Megawatt-Windenergieanlagen. 

4.4.1.2 Organisationale Bedingungen für Lernprozesse 

Im Fallstudienunternehmen sollen die Entwicklungs- und Produktionsprozesse 
umfassend standardisiert werden. Ziel und Herausforderung ist es, die Zusammen-
arbeit im Rahmen des Konzerns dergestalt zu organisieren, dass wesentliche techni-
sche Komponenten standortübergreifend einheitlich konzipiert werden und somit 
ein umfassendes Supply-Chain-Management ermöglicht wird. In Orientierung am 
Idealtyp der Automobilindustrie soll die Produktpalette an Windenergieanlagen 
daher auf einer gemeinsamen technischen Plattform basieren:  

„Die Strategie, die man verfolgt, ist, die Fertigungs- und Herstellungsprozesse so zu verein-
heitlichen und zu standardisieren, dass es theoretisch egal sein muss, aus welchem Werk ich 
welche Komponente bezogen habe.“ (FS02-WE04/Strategische Personalplanung 1) 

Die Umsetzung der Plattformstrategie basiert insofern maßgeblich auf Prozessinno-
vationen im Zuge organisationaler Lernprozesse. Die kosteneffiziente Fertigung 
stellt einen wesentlichen Teil des Erfolgs von Produktinnovationen im Bereich der 
Windenergie dar. Im Gleichklang mit der Windenergiebranche wird als diesbezügli-
che Herausforderung eine Entwicklung von der Einzel- bis Kleinserienfertigung hin 
zu Größen- und Effizienzmaßstäben der industriellen Fertigung gesehen: 

„Von der Stückzahl und der Größe handelte es sich [früher] um Einzelstück- bis Kleinserien-
fertigung. Jetzt werden die Komponenten immer größer und schwerer und es fehlt der industrielle 
Part. Dort müssen wir aber hin, denn sonst kriegen wir das mit den Kosten nicht hin. Das ist 
im Moment die Herausforderung, vor der die gesamte Branche steht: Wie schaffe ich es, von 
einer Manufaktur in eine industrielle Fertigung zu kommen? Mit einer Plattformstrategie, also 
einer Plattform für die Maschine und dann einer Variante für Onshore und einer für Offshore. 
Wie konzentriere ich mich, wie gestalte ich die Entwicklungsprozesse und die Standardisierung? 
Wie können Teile eingespart werden? Sind Mehrverwenderteile möglich?“ (FS02-WE04/ 
Personalplanung 1) 
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Vor diesem Hintergrund wurde der Antriebsspezialist als eine neue Geschäftseinheit 
in die Konzernstrukturen des Fallstudienunternehmens integriert. Der spezialisierte 
Hersteller für Antriebskomponenten musste insgesamt nur wenige Anpassungen 
vornehmen, vielmehr wurden dessen komplementären Kernkompetenzen, die maß-
geblich für die M&A-Transaktion waren, in das Fallstudienunternehmen integriert. 
Der Austausch mit anderen Unternehmenseinheiten blieb dabei relativ begrenzt. 
Wesentlich war insbesondere die Anpassung des mittelständischen Zielunternehmens an die 
Konzernstruktur und umfangreiche Prozesslandschaft des Käuferunternehmens: 

„Ja, sicherlich haben wir da Synergieeffekte in Bezug auf Themen wie Lean-Aktivitäten 
[…]. Wir haben hier jährliche Assessments durchgeführt, die auf der Divisionsebene ausge-
arbeitet wurden und wodurch wir unsere Prozesse verbessert haben. Das ist schon so. Rein 
technisch, was eine Antriebskomponentenentwicklung angeht, denke ich, dass die Kompe-
tenz eher in der Geschäftseinheit als im Konzern liegt. […] Was die Produktion angeht, 
haben wir einen regen Austausch, auch weil wir, sobald der eine Bereich weniger zu tun hat 
und der andere mehr, unbürokratisch die Leute austauschen und auf beiden Seiten einset-
zen.“ (FS02-WE03/Manager im Bereich Montage) 

Einige Kompetenzen, die nicht zu den Kernkompetenzen zählen, wie zum Beispiel 
das Gießen großer Komponenten, wurden zwar in andere Unternehmen ausgelagert, 
diese fungieren aber weiterhin als enge externe Lieferanten. Insgesamt stellen sich 
die Kernkompetenzen von Mutter- und Tochtergesellschaft als so unterschiedlich 
dar (die Kernkompetenzen des Zielunternehmens werden als „exotisch“ angese-
hen), dass ein systematischer Austausch jenseits von Einkaufssynergien weniger auf 
der Projektebene und vielmehr auf der Produktionsebene stattfindet: 

„Da kommen dann Meister zusammen und es werden bereichsübergreifend Best Practices 
vorgestellt. Da kommen sie aus diversen Bereichen an einem Standort zusammen und dann 
gibt es dort Vorträge, wie zum Beispiel der Produktionsprozess aufgebaut ist, was man wo 
lernen kann und so nimmt man dann eben aus anderen Bereichen vielleicht auch noch 
einmal Dinge mit, die einem selber weiterhelfen können. Das hat man auf jeden Fall.“ 
(FS02-WE03/ Vertrieb, Key Account Manager) 

Neben einem Austausch auf der Produktionsebene arbeitet das Zielunternehmen 
mit übergeordneten Konzerneinheiten für industrielle Antriebskomponenten zu-
sammen, um zum Beispiel spezielle Berechnungsverfahren, Prozessanwendungen 
und Softwaretools zu nutzen. In diesem Zusammenhang bilden sich Arbeitskreise, 
die das Projektmanagement und z. B. Experten aus den Berechnungsabteilungen 
umfassen. Diese Arbeitskreise stellen Beispiele für neue unternehmens- bzw. kon-
zernübergreifende organisationale Strukturen dar, aus denen heraus Lernprozesse 
stattfinden. 
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4.4.1.3 Kontrolle der organisationalen Integrationsprozesse 

Dem Kompetenzzentrum in Norddeutschland sind zum Zwecke der unterneh-
mensweiten Umsetzung und Kontrolle der Plattformstrategie auch Steuerungs- bzw. 
Stabsfunktionen sowie der zentrale Einkauf zugeordnet, wodurch das Supply-Chain-
Management standortübergreifend realisiert wird. Wesentliches Element der In-
tegration, Steuerung und Kontrolle sind die Prozesse des Käuferunternehmens, auf 
die die Prozesse der verschiedenen Geschäftseinheiten ausgerichtet werden. In Be-
zug auf den Antriebskomponentenhersteller als Zielunternehmen wurden insbeson-
dere Freigabe- und Einkaufsprozesse geändert, die sich unter anderem in neuen Be-
stellanforderungen und Genehmigungen durch Kostenstellenverantwortliche und je 
nach Wertgrenze durch übergeordnete Stellen niederschlagen. Die Einkaufsprozesse 
sind heute stärker normiert und orientieren sich an Standards der Automobilin-
dustrie. Eine wichtige Rolle spielen dabei Industrienormen wie der VDA-(Verband-
der-Automobilindustrie-)Standard. Vor allem Dokumentationsvorgaben haben Pro-
zesse beim Zielunternehmen verändert, die in einer differenzierten Einschätzung 
teilweise langsamer, dafür aber insgesamt geregelter und transparenter geworden 
sind. Auf diese Weise konnte auch ein höheres Maß an Professionalisierung und 
internationaler Ausrichtung erzielt werden. Während vormals der Wissensaustausch 
innerhalb des mittelständischen und lokal eingebetteten Zielunternehmens pragma-
tisch über eingespielte Netzwerke lief, würde heute die weltweite Zusammenarbeit 
innerhalb des Käuferunternehmens im Wesentlichen mittels formaler Prozesse koordi-
niert: 

„Aber durch die Prozesse ist sichergestellt, dass weltweit Kollegen mitarbeiten können, ohne 
dass die vor Ort präsent sind. Da funktioniert die ganze Systematik eben nicht mehr so 
wie die früher beim [Zielunternehmen] funktioniert hat, aber die wurde eben durch Prozesse 
ersetzt, die gut beschrieben sind.“ (FS02-WE03/F&E, Experte für Antriebskom-
ponententechnologien) 

Hierfür waren indes organisatorische Anpassungen und langfristige Lernprozesse 
nötig: „Aber das hat natürlich einen gewissen Umbau und auch eine gewisse Lern-
kurve gegeben“ (FS02-WE03/F&E, Experte für Antriebskomponententechnolo-
gien). Auf dieser Grundlage konnten die Kompetenzträger der Mechanik und Elek-
trotechnik technische Konzepte besser aufeinander abstimmen:  

„Früher haben wir uns hauptsächlich um den mechanischen Teil gekümmert. Heute gibt es 
auch einen regelmäßigen Austausch mit den Experten der elektrischen Welt.“ (FS02-
WE03/F&E, Experte für Antriebskomponententechnologien)  

Einen wichtigen Beitrag für die Steuerung der Windenergieaktivitäten und den Aus-
tausch zwischen den Geschäftseinheiten liefern die vor allem im Kompetenzzent-
rum eingesetzten und informell als „Integratoren“ bezeichneten Experten, die die 
Technologien, Arbeitsabläufe und Terminologien (Sprachen) aus der Elektro- oder 
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Automatisierungstechnik kennen und auf dieser Grundlage Prozesse „verzahnen“ 
können: 

„Wir haben in unserem Bereich auch einen Experten, der sich auf der elektrischen Seite 
sehr gut auskennt. Mit dem kann man sich zu Details, die zum Beispiel zu bestimmten 
Konzepten gehören, sehr gut austauschen. Von dort kommt man auch an andere Experten 
oder andere Stellen, die sich mit diesen Dingen auseinandersetzen. So bekommt man auch 
Informationen, die vielleicht im eigenen System auch zur Vermeidung von Schwierigkeiten 
an irgendeiner Stelle zu berücksichtigen sind.“ (FS02-WE03/F&E, Experte für 
Antriebskomponententechnologien) 

Die Rolle solcher Integratoren, für die verschiedene Experten in formal definierten 
Aufgabenbereichen infrage kommen, besitzt damit insbesondere auch eine infor-
melle Qualität im Hinblick auf Wissensaustausch. 

4.4.1.4 Zwischenfazit in Bezug auf die forschungsleitenden Hypothesen 

Im vorausgehend betrachteten ersten Beispiel innerhalb des Falls liefert ein Rückbe-
zug auf die forschungsleitenden Hypothesen eine Reihe von Erkenntnissen. Im 
Einklang mit der ersten Hypothese verfügte das Käuferunternehmen vor der Über-
nahme über keine Kernkompetenzen oder entsprechende personelle und Wissens-
ressourcen im Bereich der im Blickpunkt stehenden Antriebskomponente. Die im 
Kontext des Käuferunternehmens als „exotisch“ eingeschätzte Technologie und 
Innovationen auf deren Grundlage waren daher auch ex ante vom Käuferunterneh-
men nur allgemein zu spezifizieren. Dies spiegelt sich nach der Übernahme im 
Hinblick auf begrenzte wechselseitige Lernprozesse wider, auf die im Konzernkon-
text mittels Steuerung und Kontrolle im Sinne einer Prozessintegration hingewirkt 
werden soll.  
In Bezug auf die zweite Hypothese sind die Ergebnisse differenziert einzuschätzen. 
Die hierarchische Integration des Zielunternehmens in das Käuferunternehmen 
wurde auf der einen Seite als Grund für begrenzte wechselseitige Lernprozesse oder 
eine Verlangsamung von Prozessen gesehen. Auf der anderen Seite hat sich die An-
passung des Zielunternehmens an die umfassend und klar definierte Prozessarchi-
tektur des Käuferunternehmens als effektiv herausgestellt. Die technische Integra-
tion wurde auf diese Weise durch die organisationale Integration getragen, wodurch 
die angestrebten Vorteile und Synergien realisiert werden konnten. Möglichen 
Problemen einer Fragmentierung wurde dabei durch das Kompetenzzentrum mit-
tels Steuerung und Kontrolle sowie durch Integratoren als umfassend erfahrenes 
Fachpersonal entgegengewirkt. Insgesamt konnten in diesem Beispiel also wesentli-
che Probleme hierarchischer Koordination vermieden oder kompensiert werden, die 
bei der Erschließung des neuen Kompetenzfelds der Antriebskomponenten möglich 
erschienen. Damit zeichnet sich die Integration des Zielunternehmens in das Käu-
ferunternehmen mittels hierarchischer Governance in diesem Fall vor allem durch 
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eine weitgehende Bewahrung der ursprünglichen Organisationsstrukturen des Ziel-
unternehmens aus. Über eine ‚schonende‘ Anpassung an die übergeordnete Prozess-
architektur des Konzerns konnte dabei gleichzeitig ein für Innovationsprozesse not-
wendiges Maß an Kohärenz zwischen Käuferunternehmen und Zielunternehmen 
erzeugt werden. 

4.4.2 Aufbau von Offshore-Kompetenzen über Personalbeschaffung 
und Personalentwicklung 

Wie auf theoretischer Ebene erörtert, wird analog zum ersten empirischen Beispiel 
und der dort beschriebenen Unternehmensübernahme nachfolgend auch die 
systematische Personalbeschaffung im Rahmen des Aufbaus des Kompetenzzent-
rums mit ihrem Aspekt einer strategischen Investitionsentscheidung in Humankapi-
tal (personelle Ressourcen) als hierarchische Governance-Lösung analysiert. Als Bei-
spielprojekt, das federführend aus dem Kompetenzzentrum heraus mithilfe des 
neuen Personalstamms umgesetzt worden ist, wurde in der Fallstudie die Entwick-
lung einer Systemkomponente für Offshore-Windparks betrachtet (FS07). Es han-
delt sich um ein Pilotentwicklungsprojekt für die Entwicklung der bislang ersten vier 
Ausfertigungen solcher Systemkomponenten. Wesentlich für dieses Projektbeispiel 
ist auch die Kooperation zwischen dem Fallstudienunternehmen und einem Part-
nerunternehmen aus der maritimen Industrie, das zunächst (nur) für die bauliche 
Umsetzung der Prototypenserie zuständig war. Zusätzlich sind Partner und Berater 
im Designprozess und kleinere Zulieferer für periphere Subkomponenten und Sys-
teme beteiligt. Im Zuge der Entwicklungen im Bereich der Pioniertechnologie spielt 
auch die Zertifizierung und Genehmigung von Technologien und Teilen durch öf-
fentliche Stellen, bei der es zu Diskursen über anzuwendende Standards aus ver-
wandten Sektoren kommt, eine wichtige Rolle. Der Ausgangspunkt des Innovations-
projektes, das heißt der Start der ersten Entwicklungsgroßprojekte in Verbindung 
mit dem Aufbau des Windenergie-Kompetenzzentrums beim Fallstudienunterneh-
men erfolgte um das Jahr 2010 herum. Ein wesentliches Ziel besteht darin, die Ent-
wicklungs- und Fertigungsprozesse für dieses Produkt und die hierin umgesetzten 
Pioniertechnologien zu definieren, Plattformlösungen zu entwickeln und Standards 
zu schaffen. Die Größendimensionen, der Komplexitätsgrad, die sehr lange techni-
sche Lebensdauer, Sicherheitsimplikationen und die sehr hohen Anforderungen an 
kontrollierte klimatische Bedingungen auf hoher See stellen die wesentlichen allge-
meinen technologischen Herausforderungen dar. Zusätzlich handelt es sich aus der 
Perspektive des Fallstudienunternehmens um ein relativ neues elektrotechnisches 
Entwicklungsfeld. Im Laufe der vier Entwicklungsprojekte sind verschiedene Bau-
methodiken und entsprechende Bauabläufe umgesetzt worden. Das Finden von 
neuen Lösungsansätzen für neuartige Probleme sowie laufende Anpassungen auf 
technischem Neuland zeichnen den Innovationsprozess aus. Hierfür spielten neue 
Kompetenzen und Mitarbeiter im Kompetenzzentrum eine entscheidende Rolle. 
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4.4.2.1 Spezifische Hintergründe der strategischen Investitionsentscheidung 

Im neuen Geschäftsbereich der Offshore-Windenergie weist das Fallstudienunter-
nehmen im Vergleich zu den Aktivitäten im etablierten Onshore-Bereich relative 
Stärken im nationalen Maßstab auf. Die Entwicklungsprojekte für das Produkt Sys-
temkomponente werden vom Kompetenzzentrum in Norddeutschland aus konzi-
piert, technisch kontrolliert und mit Entwicklungspartnern und Behörden abge-
stimmt. Im Rahmen eines Product-Lifecycle-Managements, das auf eine produktbezo-
gene Abstimmung von Methoden, Prozessen und Organisationsstrukturen zielt, 
sind die Produktentwicklung und das zugehörige Zertifizierungsverfahren vor allem 
mit Standardisierungszielen und einer Plattformstrategie verbunden. Vor diesem 
Hintergrund ist eine weltweite Ausrichtung der Produktion und Vermarktung der 
Systemkomponente sowie anderer Produkte für den Offshore-Windenergie-Sektor 
notwendig für die übergeordnete Technologie- und Marktführerschaftsstrategie. 

Unter den relevanten politischen Rahmenbedingungen für das Fallstudienunter-
nehmen mit Blick auf die eigenen Aktivitäten sowie auf die gesamte Windenergie-
branche wurde das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) mit seinen Auswirkungen 
auf Investitionsentscheidungen der Auftraggeber des Fallstudienunternehmens her-
vorgehoben. Gesetzlich garantierte Einspeisevergütungen und darauf basierende In-
vestitionsentscheidungen von Investoren bestimmen das Zustandekommen von 
Projekten bzw. Anschlussprojekten. Des Weiteren stellt vor allem die Verfügbarkeit 
von Fachkräften auf dem Arbeitsmarkt für die Umsetzung technologischer Entwick-
lungen einen kritischen und Faktor in Bezug auf den Bereich der öffentlichen Qua-
lifikations- und Ausbildungsmöglichkeiten für den Sektor dar. Im hier betrachteten 
Fall stellen sowohl Fachkräfte im technischen Bereich, als auch Fachkräfte im Ma-
nagement und Vertrieb eine kritische und knappe personelle Ressource dar. Eine 
wichtige Rolle spielt insofern auch der Strukturwandel in der maritimen Industrie 
(Schiffbaukrise), in dessen Zuge dort viele Mitarbeiter freigesetzt wurden und auf 
dem Arbeitsmarkt verfügbar waren. 

„Die Idee ist da und auch die Umsetzung ist ungefähr da. Aber das Know-how zu kriegen 
war die Herausforderung. Das gibt es so nicht. Das ist schon spannend gewesen.“ (FS07-
WE04/ Strategische Personalplanung 1). | „Ein weiteres Problem ist es auch, die Fach-
kräfte zu kriegen, um technologisch die [Entwicklungs-]Schritte noch mitmachen zu 
können“ (FS07-WE04/Strategische Personalplanung 2). | „Das ist aber jetzt die tech-
nische Seite. Auf der anderen Seite arbeiten hier auch sehr viele Mitarbeiter im Vertrieb 
und sehr viele im Projektmanagement. Das ist eine hehre Aufgabe gewesen, überhaupt an 
dieses Personal ranzukommen. Die Ausschreibungen erfordern immer Winderfahrungen, 
aber die Leute gibt es gar nicht mehr. […] Wir haben auch von Werften Mitarbeiter 
übernommen, wo es ging, also zum Beispiel von [einer norddeutschen Werft], denn wir 
haben ja auch ein gutes Netzwerk.“ (FS07-WE04/ Strategische Personalplanung 
1) 
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Wie in den Zitaten angedeutet wird, wurde vor diesem Hintergrund auf verschiedene 
Instrumente des Personalmanagements und vor allem der Personalbeschaffung ge-
setzt, um Fachkräfte insbesondere aus dem maritimen Sektor für die Umsetzung des 
Innovationsprojekts sowie für langfristige Aktivitäten im Offshore-Windenergiesek-
tor zu gewinnen. Da in der verwandten Öl- und Gasindustrie ein höheres Lohnni-
veau herrscht, zum Teil mit anderen Strukturen und Arbeitsformen, war aus diesem 
Umfeld wenig Personal zu akquirieren gewesen.  

4.4.2.2 Organisationale Bedingungen für Lernprozesse 

Wesentliche organisationale Rahmenbedingungen für Lernprozesse im Zusammen-
hang mit der Personalbeschaffung und im Hinblick auf das betrachtete Innovations-
projekt wurden über das im Ausbau befindliche Kompetenzzentrum in Nord-
deutschland gesetzt. Notwendige komplementäre Kompetenzen wurden in erster 
Linie mittels Personalbeschaffung von Fachkräften aus den Branchen bzw. Fachge-
bieten des Schiffbaus, der Bauwirtschaft, der Metallindustrie, der Energiewirtschaft 
und des nautischen Bereichs aufgebaut und zusammengeführt. In diesem Zusam-
menhang stellt die Entscheidung zur Einführung spezieller Tarifverträge für Mitar-
beiter der Windenergie-Sparte einen wichtigen Attraktivitätsfaktor für das Unter-
nehmen dar, um beispielsweise Spezialisten aus der von der Krise 2008–2009 
betroffenen Schiffbaubranche zu akquirieren: 

„Wir hatten nicht so viel Zeit. Das war alles im operativen Geschäft. Das Wichtigste für 
uns war damals erstmal Personal aufzubauen. Wir haben geschaut, was in der Branche 
verfügbar ist. Gerade auch was in der Schiffsbaubranche verfügbar ist. Mit jedem Menschen, 
der dazu gekommen ist, haben wir auch mehr und mehr verstanden, wie die Branche tickt.“ 
(FS07-WE04/Bereichsleitung) 

Im Rahmen der strategischen Personalplanung wurde der Personalstamm in kurzer 
Zeit um einige hundert Mitarbeiter erhöht. Die zentrale Herausforderung bestand 
darin, den Sektor fachlich und personell möglichst schnell zu durchdringen. Deshalb 
wurde versucht, speziell viel Personal mit Schlüsselqualifikationen, die bereits im 
ersten Projektbeispiel innerhalb des Falls erwähnten ‚Integratoren‘, zu akquirieren. 
Parallel wurde auf Fort- und Weiterbildung von unternehmensinternem Personal aus 
anderen Bereichen gesetzt. Neben der Entscheidung für spezielle Tarifverträge für 
den Offshore-Bereich sollen auch flexible Arbeitszeitmodelle die Attraktivität des 
Unternehmens für diese Fachkräfte erhöhen. Eine große Rolle spielt zusätzlich der 
Aspekt der Qualifikation und der internen Fort- und Weiterbildung von Mitarbei-
tern für die neuen Aufgabenbereiche im Einsatzgebiet der Windenergie. Im Zuge 
des Aufbaus des Kompetenzzentrums und Maßnahmen zur Personalentwicklung 
und Weiterbildung wurde eine Vielzahl neuer Jobprofile für den Offshore-Windenergie-
Bereich geschaffen.  
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„Ich glaube, wir haben heute über 100 neue Jobprofile, die sich hier durch den Zuwachs der 
neuen Funktionen ‚Energy‘ und eben ‚Windpower‘ entwickelt haben.“ (FS07-WE04/ 
Strategische Personalplanung 2) 

Unter den Gesichtspunkten Professionen und Personaleinsatz kann hierarchische Inte-
gration von Fachkräften mittels der Entwicklung von Jobprofilen in diesem Fall als 
eine entscheidende Grundlage für Innovationsprozesse gesehen werden. Die vor-
handenen Qualifikationen auf Basis etablierter Berufsausbildungen mussten dabei 
an die neuen Technologien und Arbeitsanforderungen angepasst werden. Die 
Grundlage für die Jobprofile stellte jeweils eine Basisqualifikation aus einem klassi-
schen Ausbildungsfeld dar, die mit ergänzenden Elementen für die Offshore-Wind-
energie-Aufgabenfelder kombiniert wurde. Hierzu zählen unter anderem allgemeine 
Sicherheitsaspekte sowie produktspezifische Aspekte zur Qualitätssicherung. Er-
gänzt werden die Ausbildungen durch laufende Weiterbildungen, wie z. B. für tech-
nisches Englisch, in speziellen Fortbildungszentren des Unternehmens. In der Aus-
bildungsstrategie spielen auch Modelle einer dualen Ausbildung mit Bachelor-Ab-
schluss der Auszubildenden eine Rolle. Über die Definition des neuen Offshore-
Berufsfeldes mit Qualifikations- und Anforderungsprofilen sind die strategische Per-
sonalplanung und das Kompetenzmanagement eng mit dem Projektmanagement für 
den sich neu entwickelnden Offshore-Bereich im Unternehmen verknüpft. Die Per-
sonalentwicklung als ein Aspekt hierarchischer Koordination hat damit in diesem 
Fall wesentlich zu einer Wissensintegration im Zuge des Aufbaus spezialisierter Or-
ganisationseinheiten beigetragen. 

Neben der breit angelegten Einstellung und internen Qualifizierung von Perso-
nal wurde auch auf das Instrument der Arbeitnehmerentleihung sowie auf Free-
lancer und Zeitarbeitnehmer gesetzt, um kurzfristig den Bedarf an Ingenieuren und 
Fachkräften insbesondere in den Bereichen Design und Konstruktion zu decken. 
Der Einsatz hochspezialisierter Freelancer (um die mit der finanzstärkeren Öl-und-
Gas-Branche konkurriert wird) ist zudem für bestimmte Offshore-Tätigkeiten 
notwendig gewesen. Im Falle der Arbeitnehmerentleihung von anderen Unterneh-
men wurden bei Engpässen bzw. Auslastungsproblemen auch Mitarbeiter des 
fokalen Unternehmens an die zuvor verleihenden Firmen entliehen, was zu wechsel-
seitigen Lernprozessen z. B. im Ausrüstungsbereich beigetragen hat. Schließlich 
wurde auch auf Personal aus anderen Bereichen des Unternehmens zurückgegriffen, 
das über verwandte Qualifikationen verfügte. Um langfristig den Personalbedarf 
decken zu können, wird auch mit Universitäten kooperiert, um auf diesem Wege 
qualifizierte Fachkräfte aufzubauen. Die insgesamt resultierenden Personal- und 
Teamstrukturen zeichnen sich als disziplinübergreifend und durch unterschiedliche 
Branchenhintergründe aus: 

„Gut ist, dass wir hier am Standort eine sehr gute Mannschaft zusammengetragen haben. 
Ich würde sagen, wir haben, wenn man den Wettbewerb sieht, die beste Mannschaft, die in 
dem Bereich aufgestellt ist zurzeit von all den Disziplinen. Wir hatten vier Projekte 
gleichzeitig. Das bedurfte einer großen Mannschaftsstärke. Die haben wir hier auch 
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aufgebaut am Standort. Die Kompetenz ist hier auf jeden Fall da. Die nutzen wir auch 
für die zukünftigen Projekte an der Stelle.“ (FS07-WE04/Bereichsleitung) 

Besondere Herausforderungen und Ziele im Hinblick auf das Innovationsprojekt 
und Lernprozesse, die den neuen Personalstamm einbeziehen, bestehen in Bezug 
auf die Zusammenführung von Technologien und Methoden der Elektrotechnik 
und des Schiffbaus. Die Ausgangsbasis an Wissen, das durch das Fallstudienunter-
nehmen im Entwicklungsprojekt genutzt werden kann, entstammt den Kernkom-
petenzen des Unternehmens im elektrotechnischen Bereich sowie den Erfahrungen 
aus der System- und Anlagenherstellung für den Onshore-Windenergiesektor. Be-
zogen auf das Onshore-Segment sowie nach den ersten Übernahmen in diesem Be-
reich auch auf das Offshore-Segment, waren die notwendigen Ausgangskompeten-
zen für die Entwicklung der Systemkomponente im Fallstudienunternehmen mithin 
weitgehend vorhanden. Im internen Zusammenspiel von Mitarbeitern mit unter-
schiedlichen fachlichen Hintergründen und Branchenbezügen ergab sich dabei eine 
Reihe von Herausforderungen für die Kooperation im Rahmen der Projektrealisie-
rung. Von verschiedenen Seiten wurden entsprechende Spannungsfelder aufgezeigt, 
die sich durch das Aufeinandertreffen unterschiedlicher Branchentraditionen und 
Unternehmenskulturen sowie unterschiedlicher Normen, Standards und Fachspra-
chen in den verschiedenen Disziplinen ergaben. Analog zur Notwendigkeit und zum 
Nutzen der Kombination der elektrotechnischen und maritimen Kompetenzfelder 
traten aufgrund unterschiedlicher Branchenkulturen, Selbstverständnisse, techno-
logischer Konzepte, Begriffsdefinitionen und Projektherangehensweisen Herausfor-
derungen für die Projektkoordination auf: 

„Die elektrotechnische Welt ist stark geprägt von Hochbau, also Beton und solchen Sachen. 
Das ist die Welt, die man normalerweise in der normalen Elektrotechnik hat. Jetzt kommen 
wir aber in eine schiffbauliche Betrachtung. Das sind einfach Unterschiede zwischen Bau und 
Schiffbau. Da steht zwar das ‚-Bau‘, aber wie man abwickelt und wie man es macht, ist da 
sehr unterschiedlich“ (FS07-WE04/Strategische Personalplanung 2). | „Genau. Der Schiff-
bauer denkt eher sehr integrativ. Der hat seine Hülle und denkt da drin. Die Hochbauer wissen 
immer, da ist ein Boden, da stelle ich etwas drauf. Wenn ich mich verplant habe, dann gieße 
ich noch ein Stück Fundament an. Wenn das beim Schiffbau passiert: tot. Dann fange ich 
komplett an, die ganze Statik des Objekts neu aufzubauen. Dann fange ich quasi bei null an. 
Ich werfe alles weg, was ich bis dahin hatte und fange bei null an. Das heißt eine kleine Ände-
rung, die schon bei Bauthemen eigentlich relativ kritisch und kostspielig wird, ist hier nochmal 
um einen vielfachen Faktor höher.“ (FS07-WE04/Bereichsleitung) 

Für das Fallstudienunternehmen war es eine Herausforderung, die aus dem Selbst-
verständnis und den Selbstverständlichkeiten des Schiffbaus heraus formulierten 
Implikationen von Offshore-Herausforderungen zu berücksichtigen. Die auch für 
den Offshore-Windenergiesektor allgemein bedeutsame, und im vorliegenden In-
novationsprojekt besonders charakteristische Herausforderung besteht also vor al-
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lem in der Kombination des elektrotechnischen State of the Art mit klassischen mari-
timen Kompetenzen. Diese Kombination von Kompetenzen und Wissen musste 
maßgeblich bereits in der Design- bzw. Projektierungsphase der ersten Entwick-
lungsprojekte erfolgen. Das hohe Maß an Determiniertheit und Kohärenz, das bis 
zur Umsetzung in der Fertigung erreicht sein muss, entspricht den Entwicklungs-
projekten im Schiffbau. Änderungen sind mit einem sehr hohen Aufwand, insbe-
sondere Koordinationsaufwand, verbunden. Unterschiedliche Denkweisen, Sprachen, 
Ausrüstungen und Verständnisse von Mitarbeitern aus den beiden unterschiedlichen In-
dustrien stellten im Alltag die größten Herausforderungen der Kombination der 
Kompetenzen dar. Implikationen der schiffbaulichen Kohärenz und Komplexität 
zu berücksichtigen, stellten wesentliche Herausforderungen für das Fallstudienun-
ternehmen dar. Umgekehrt stellte die Berücksichtigung bzw. Einordnung elektro-
technischer Elemente, die zum Teil als „Blackbox“ betrachtet wurden, eine wesent-
liche Herausforderung für Mitarbeiter bzw. Partner aus der maritimen Industrie dar: 

„Die größten Herausforderungen ergaben sich aus den unterschiedlichen Sprachen der beiden 
Industrien, es gab in beide Richtungen Unterschiede in den Begrifflichkeiten. Man musste 
auch lernen, die Equipments der anderen Seite zu verstehen. Manche elektrotechnischen 
Elemente stellten da für uns eine ‚Blackbox‘ dar.“ (FS07-WE28/Projektierung) 

4.4.2.3 Kontrolle der organisationalen Integrationsprozesse 

Die Steuerung und Kontrolle der Entwicklungsprojekte, die mithilfe des neu aufge-
bauten Personalstamms durchgeführt wurden, ging federführend vom Kompetenz-
zentrum des Fallstudienunternehmens aus. In einer Stabsfunktion fungierte es insbe-
sondere auch als technische Kontrolleinheit sowie als Ansprechpartner gegenüber 
Genehmigungsbehörden. Personal-, Produkt- und Projektmanagement sind hier eng 
miteinander verknüpft, da die Planung und technologische Konzeption ebenso wie 
die Koordination, Steuerung und Zielsetzung bei den Projekten und insbesondere 
in den frühen Phasen des Produktdesigns dem strategischen Ziel der Standar-
disierung folgen. Insgesamt greifen in Bezug auf das strategische Ziel der Standardi-
sierung das Produktmanagement, Wissensmanagement und die Kontrolle der orga-
nisationalen Integrationsprozesse ineinander: 

„Heute geht es bei dem Solution-Lifecycle-Management vor allem um die Standardisierung 
von Lösungen. Das betrifft in allererster Linie das Zusammentragen der Lessons-learned 
aus den Vorprojekten, um daraus einen systematischen Ansatz zu formulieren für zukünf-
tige Lösungen. […] Die Aufgabe ist es, auch die Polizei dahinter zu sein, sprich auch für 
Angebote vor allem technische Freigaben zu machen für individuelle Systeme, aber auch für 
die komplette Anlage nachher zu entscheiden ob das Produkt so rausgeht oder anders. 
Produktmanagement im weitesten Sinne, soweit das für eine komplexe Anlage wie es eine 
Offshore-Systemkomponente ist, überhaupt funktioniert.“ (FS07-WE04/Bereichslei-
tung) 
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Die hierarchische Koordination folgt mithin einem ganzheitlichen systemischen An-
satz, der den gesamten Produktentwicklungsprozess von den Design- bis hin zu den 
Maintenance-Anforderungen abbildet. Die Konstruktion der Systemkomponente liegt 
zwar beim Netzwerkpartner und findet in dessen Produktionsstätten statt. Dort 
leitet aber ein lokales Projektmanagementteam des Fallstudienunternehmens die Ar-
beiten vor Ort. Das neu gewonnene Fachpersonal verschiedener Fachrichtungen 
spielt hier eine wesentliche Rolle für das Projektmanagement: 

„Hier bei uns haben wir 30 Leute im Projektmanagement als Größenordnung. Dann 
haben wir noch zuarbeitende Fachingenieure. Nachher auch wieder so ein ähnliches Team 
auf der Baustelle draußen. Mit Bauleitern und Inspekteuren, Surveyer, HSE (Health, 
Safety and Environment), Schweißer, Corosion-Protection, sprich Lackierer und Inspekti-
on, Dokumentation und Qualitätsmanagement. Alles was man so braucht. Einen ganzen 
Stab.“ (FS07-WE04/Bereichsleitung) 

In Bezug auf die übergeordnete System- und Prozessgestaltung ist das Fallstudien-
unternehmen ausgehend von der Gründung seines Kompetenzzentrums für die 
Durchführung der Offshore-Projekte in seiner Organisation dieses Bereichs neu ge-
startet bzw. hat hier neue Strukturen geschaffen. Baumethodiken mussten abge-
stimmt, Designs angepasst und Kompromisse gefunden werden. Die entsprechen-
den Ergebnisse und Erfahrungen auf allen Ebenen wurden dokumentiert und muss-
ten in den wesentlichen Aspekten mit Projektpartnern, Zertifizierern und Behörden 
abgestimmt bzw. von diesen genehmigt werden. Indirekte Abstimmungs- und Ko-
ordinationsprozesse zwischen den Instanzen erschwerten und verzögerten die 
Abläufe. Die System- und Prozessintegration erfolgte damit im Wesentlichen in den 
Design- bzw. Reviewsitzungen unter Beteiligung des heterogenen internen Fachper-
sonals und der externen Parteien. Unterstützt wurde die System- und Prozessgestal-
tung durch die Schaffung eines zentralen Dokumentenmanagementsystems, das 
Charakterzüge eines Wissensmanagementsystems trägt. Auch im Bereich der Kom-
munikation wurde auf neueste Kommunikationsmedien und unterstützende Soft-
ware gesetzt. Eine prominente Rolle spielen hierbei wiederum erfahrene Mitarbeiter, 
welche die Prozesse steuern und bewerten können, und als Systemintegratoren 
agieren können: 

„Die [Integratoren] muss man finden und die muss man vielleicht auch ausbilden. Es gibt 
viele Spezialisten, aber sie brauchen auch Leute, die darüber sind und vielseitig einsetzbar 
sind.“ (FS07-WE04/Strategische Personalplanung 2) 

Damit bildet die System- und Prozessgestaltung auch das zentrale Moment von 
Lernprozessen und den Bezugspunkt für das Wissensmanagement sowie die Aus-
wertung von Projekterfahrungen. Insgesamt zeigt sich, dass in diesem Fall hierarchi-
sche Governance mit einer engen Verzahnung von neu geschaffenen organisationa-
len Rahmenbedingungen für Lern- und Integrationsprozesse sowie hierauf bezoge-
ne Kontrollinstanzen einherging. Im betrachteten Beispiel umfasste das Innova-
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